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Synopse der alten und neuen Fassung der Satzung über die Abfallentsorgung in der Gemeinde Ostbevern 
 

 

Alte Fassung vom 26.03.2021 Entwurf neue Fassung 

Satzung über die Abfallentsorgung 

in der Gemeinde Ostbevern 
vom 26.03.2021 

Satzung über die Abfallentsorgung 

in der Gemeinde Ostbevern 
vom __________ 

Aufgrund der §§ 7 und 8 der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (GO NRW), des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG), § 
7 der Gewerbeabfall-Verordnung (GewAbfV), der §§ 8 und 9 des Ab-
fallgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (LAbfG NRW), § 5 Ab-
satz 7 LAbfG NRW in Verbindung mit dem Gesetz über die kommuna-
le Gemeinschaftsarbeit (GKG NRW), sowie des § 17 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten (OWiG) – in den jeweils geltenden Fassungen- 
hat der Rat der Gemeinde Ostbevern in seiner Sitzung am 25.03.2021 
folgende Satzung beschlossen: 

Aufgrund der §§ 7 und 8 der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (GO NRW), des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG), § 
7 der Gewerbeabfall-Verordnung (GewAbfV), der §§ 8 und 9 des Ab-
fallgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (LAbfG NRW), § 5 Ab-
satz 7 LAbfG NRW in Verbindung mit dem Gesetz über die kommunale 
Gemeinschaftsarbeit (GKG NRW), des Elektro-und Elektronikgerätege-
setzes (ElektroG), des Batteriegesetzes (BattG), des Verpackungsgeset-
zes (VerpackG - Art. 1 des Gesetzes zur Fortentwicklung der haushalts-
nahen Getrennthaltung von wertstoffhaltigen Abfällen), der §§ 5 und 9 
des Landeskreislaufwirtschaftsgesetzes für das Land NRW (LKrWG 
NRW), sowie des § 17 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) 
– in den jeweils geltenden Fassungen – hat der Rat der Gemeinde Ost-
bevern in seiner Sitzung am ___________ folgende Satzung beschlossen: 

§ 1 

Aufgaben und Ziele 
(1) Die Gemeinde Ostbevern betreibt die Abfallentsorgung in ihrem 

Gebiet nach Maßgabe der Gesetze und dieser Satzung als öffentli-
che Einrichtung. Diese öffentliche Einrichtung wird als „kommunale 
Abfallentsorgungseinrichtung“ bezeichnet und bildet eine rechtli-
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che und wirtschaftliche Einheit. 
(2) Die Gemeinde Ostbevern erfüllt insbesondere folgende abfallwirt-

schaftliche Aufgaben, die ihr gesetzlich zugewiesen sind:  * 
1. Einsammeln und Befördern von Abfällen, die im Gemeindege-

biet anfallen. 
2. Information und Beratung über die Möglichkeiten der Vermei-

dung, Verwertung und Entsorgung von Abfällen (§ 46 KrWG). 
 

3. Aufstellung, Unterhaltung und Entleerung von Straßenabfallbe-
hältern, soweit dies nach den örtlichen Gegebenheiten erfor-
derlich ist. 

4. Einsammlung von verbotswidrigen Abfallablagerungen von den 
der Allgemeinheit zugänglichen Grundstücken im Gemeinde-
gebiet. 

(3) Die Sortierung, Verwertung, Behandlung, Lagerung, Verbrennung 
und Deponierung der Abfälle wird vom Kreis nach einer von ihm 
hierfür erlassenen Abfallsatzung wahrgenommen. 

(4) Die Gemeinde Ostbevern kann sich zur Durchführung der Aufga-
ben nach den Absätzen 1 - 3 Dritter bedienen (§ 22 KrWG). 

(5) Die Gemeinde Ostbevern wirkt darauf hin, dass bei Veranstaltun-
gen, die auf Grundstücken oder in öffentlichen Einrichtungen der 
Gemeinde durchgeführt werden die Maßgaben des § 2 LAbfG 
NRW beachtet und insbesondere vorrangig Gebrauchsgüter ver-
wendet werden, die sich durch Wiederverwendbarkeit oder Ver-
wertbarkeit auszeichnen. 
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4. Einsammlung von verbotswidrigen Abfallablagerungen von den 
der Allgemeinheit zugänglichen Grundstücken im Gemeindege-
biet. 

(3) Die Sortierung, Verwertung, Behandlung, Lagerung, Verbrennung 
und Deponierung der Abfälle wird vom Kreis nach einer von ihm 
hierfür erlassenen Abfallsatzung wahrgenommen. 
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§ 2 

Abfallentsorgungsleistungen der Gemeinde Ostbevern 
(1) Die Entsorgung von Abfällen durch die Gemeinde Ostbevern um-

fasst das Einsammeln und Befördern der Abfälle zu den Abfallent-
sorgungsanlagen oder Müllumschlagstationen des Kreises, wo sie 
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sortiert, verwertet oder umweltverträglich beseitigt werden. Wie-
derverwertbare Abfälle werden getrennt eingesammelt und beför-
dert, damit sie einer Verwertung zugeführt werden können. 

(2) Für die Sammel- und Beförderungsaufgaben der Abfallarten Alt-
papier, schadstoffhaltigen Abfällen, Elektro- und Elektronikgeräten 
und Metallen ist aufgrund von Vereinbarungen nach § 5 Abs. 7 
LAbfG in Verbindung mit dem GKG der Kreis Warendorf zuständig. 
Dieser hat die AWG kommunal beauftragt, die Aufgaben als Dritt-
beauftragte wahrzunehmen. Diese Regelungen zu Sammlung und 
Transport von den in der Anlage benannten Abfallarten ergeben 
sich aus der Wert- und Schadstoffsatzung des Kreises Warendorf 
vom 23.10.2015.  

(3) Im Einzelnen erbringt die Gemeinde gegenüber dem Benutzer der 
kommunalen Abfallentsorgungseinrichtung folgende Abfallent-
sorgungsleistungen:   
1. Einsammeln und Befördern von Restabfall. 
2. Einsammeln und Befördern von Bioabfällen. Unter Bioabfällen 

sind hierbei alle im Abfall enthaltenen biologisch abbaubaren 
Abfallanteile zu verstehen (vgl. § 3 Abs. 7 KrWG). 

3. Einsammeln und Befördern von sperrigen Abfällen / Sperrmüll. 
4. Information und Beratung über die Vermeidung, Verwertung 

und Entsorgung von Abfällen. 
5. Aufstellen, Unterhalten und Entleeren von Straßenabfallbehäl-

ter. 
6. Einsammeln von Abfällen, die unerlaubt auf öffentlich zugängli-

chen Flächen abgelagert worden sind. 
7. Betrieb eines Recyclinghofes. 
Das Einsammeln und Befördern der Abfälle erfolgt durch eine 
grundstücksbezogene Abfallentsorgung mit Abfallgefäßen 
(Restabfall, Bioabfall), durch grundstücksbezogene Sammlungen 

sortiert, verwertet oder umweltverträglich beseitigt werden. Wie-
derverwertbare Abfälle werden getrennt eingesammelt und beför-
dert, damit sie einer Verwertung zugeführt werden können. 

(2) Für die Sammel- und Beförderungsaufgaben der Abfallarten Altpa-
pier, schadstoffhaltigen Abfällen, Elektro- und Elektronikgeräten 
und Metallen ist aufgrund von Vereinbarungen nach § 5 Abs. 7 
LAbfG in Verbindung mit dem GKG der Kreis Warendorf zuständig. 
Dieser hat die AWG kommunal beauftragt, die Aufgaben als Dritt-
beauftragte wahrzunehmen. Diese Regelungen zu Sammlung und 
Transport von den in der Anlage benannten Abfallarten ergeben 
sich aus der Satzung für Wertstoffe und gefährliche Abfälle des 
Kreises Warendorf vom 01.04.2022.  

(3) Im Einzelnen erbringt die Gemeinde gegenüber dem Benutzer der 
kommunalen Abfallentsorgungseinrichtung folgende Abfallentsor-
gungsleistungen:   
1. Einsammeln und Befördern von Restabfall. 
2. Einsammeln und Befördern von Bioabfällen. Unter Bioabfällen 

sind hierbei alle im Abfall enthaltenen biologisch abbaubaren 
Abfallanteile zu verstehen (vgl. § 3 Abs. 7 KrWG). 

3. Einsammeln und Befördern von sperrigen Abfällen / Sperrmüll. 
4. Information und Beratung über die Vermeidung, Verwertung 

und Entsorgung von Abfällen. 
5. Aufstellen, Unterhalten und Entleeren von Straßenabfallbehäl-

tern. 
6. Einsammeln von Abfällen, die unerlaubt auf öffentlich zugängli-

chen Flächen abgelagert worden sind. 
7. Betrieb eines Recyclinghofes. 
Das Einsammeln und Befördern der Abfälle erfolgt durch eine 
grundstücksbezogene Abfallentsorgung mit Abfallgefäßen (Restab-
fall, Bioabfall), durch grundstücksbezogene Sammlungen im Hol-
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im Holsystem (Sperrmüll) sowie durch eine getrennte Einsamm-
lung von Abfällen außerhalb der regelmäßigen grundstücksbezo-
genen Abfallentsorgung (Sonderabfälle) und durch Annahme von 
Abfällen am Recyclinghof. Die näheren Einzelheiten sind in den §§ 
9 – 15 dieser Satzung geregelt. 

(4) Das Einsammeln und Befördern von gebrauchten Einweg-
Verkaufsverpackungen aus Glas, Papier / Pappe / Karton, Kunst-
stoffen, Verbundstoffen erfolgt im Rahmen des privatwirtschaftli-
chen Dualen Systems nach § 6 Verpackungsverordnung.. 

system (Sperrmüll) sowie durch eine getrennte Einsammlung von 
Abfällen außerhalb der regelmäßigen grundstücksbezogenen Ab-
fallentsorgung (Sonderabfälle) und durch Annahme von Abfällen 
am Recyclinghof. Die näheren Einzelheiten sind in den §§ 4, 10 – 16 
dieser Satzung geregelt. 

(4) Das Einsammeln und Befördern von gebrauchten Einweg-
Verpackungen aus Glas, Papier/Pappe/Karton, Kunststoffen, Ver-
bundstoffen erfolgt im Rahmen der rein privatwirtschaftlichen Dua-
len Systeme zur Einsammlung, Sortierung und Verwertung von ge-
brauchten Einweg-Verpackungen auf der Grundlage der §§ 13 ff. 
des Verpackungsgesetzes (VerpackG). Diese privatwirtschaftlichen 
Dualen Systeme sind kein Bestandteil der öffentlichen Abfallentsor-
gungseinrichtung der Gemeinde. Es  werden im Rahmen dieser Sat-
zung und unter Berücksichtigung der Abstimmungs-vereinbarung 
mit den privaten Systembetreibern gemäß § 22 VerpackG lediglich 
flankierende Regelungen dahin getroffen, welche Abfälle (Einweg-
verpackungen) in die Erfassungsbehältnisse (z. B. gelbe Tonne, Alt-
glascontainer) der privatwirtschaftlichen Systeme eingeworfen wer-
den können. Die Erfassung von Einweg-Verpackungen aus Pa-
pier/Pappe/Karton erfolgt gemeinsam über die öffentlich-rechtliche 
Altpapiererfassung der Gemeinde für Druckerzeugnisse, Zeitungen, 
Zeitschriften. 

§ 3 

Ausgeschlossene Abfälle 
(1) Vom Einsammeln und Befördern durch die Gemeinde sind gemäß 

§ 20 Abs. 2 KrWG mit Zustimmung der zuständigen Behörde aus-
geschlossen: 
1. folgende Abfälle, die aufgrund einer Rechtsverordnung nach § 

25 KrWG einer Rücknahmepflicht unterliegen, bei denen ent-
sprechende Rücknahmevorrichtungen tatsächlich zur Verfü-

§ 3 

Ausgeschlossene Abfälle 
(1) Vom Einsammeln und Befördern durch die Gemeinde sind gemäß § 

20 Abs. 3 KrWG mit Zustimmung der zuständigen Behörde ausge-
schlossen: 
1. folgende Abfälle, die aufgrund einer Rechtsverordnung nach § 

25 KrWG einer Rücknahmepflicht unterliegen, bei denen ent-
sprechende Rücknahmevorrichtungen tatsächlich zur Verfü-
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gung stehen und bei denen die Gemeinde nicht durch Erfas-
sung als ihr übertragene Aufgabe bei der Rücknahme mitwirkt 
(§ 20 Abs. 2 Satz 1 KrWG). 

2. Abfälle zur Beseitigung aus anderen Herkunftsbereichen als 
privaten Haushaltungen, insbesondere aus Industrie- und Ge-
werbebetrieben, soweit diese nach Art, Menge  oder Beschaf-
fenheit nicht mit den in Haushaltungen anfallenden Abfällen 
eingesammelt, befördert oder beseitigt werden können oder 
die Sicherheit der umweltverträglichen Beseitigung im Einklang 
mit dem Abfallwirtschaftsplan des Landes durch einen anderen 
öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger oder Dritten gewähr-
leistet ist ( § 20 Abs. 2 Satz 2 KrWG).  

Bezüglich der ausgeschlossenen Abfälle wird auf die Satzung über 
die Abfallentsorgung des Kreises Warendorf vom 23.10.2015 ver-
wiesen. 

(2) Die Gemeinde kann den Ausschluss von der Entsorgung mit Zu-
stimmung der zuständigen Behörde widerrufen, wenn die Voraus-
setzungen für den Ausschluss nicht mehr vorliegen (§ 20 Abs. 2 
Satz 3 KrWG). 

(3) In Einzelfällen kann die Gemeinde Ostbevern mit Zustimmung des 
Landrates als untere Verwaltungsbehörde Abfälle vom einsammeln 
und Befördern ausschließen, wenn diese nach ihrer Art oder Men-
ge nicht mit den in Haushaltungen anfallenden Abfällen einge-
sammelt und befördert werden können. 

(4) Die Gemeinde Ostbevern kann die Besitzer solcher Abfälle ver-
pflichten, die Abfälle bis zur Entscheidung des Landrates als untere 
staatliche Verwaltungsbehörde auf ihrem Grundstück (§ 23) so zu 
lagern, dass das Wohl der Allgemeinheit 
(§ 15 Abs. 2 KrWG) nicht beeinträchtigt wird. 

gung stehen und bei denen die Gemeinde nicht durch Erfas-
sung als ihr übertragene Aufgabe bei der Rücknahme mitwirkt 
(§ 20 Abs. 3 Satz 1 KrWG). 

2. Abfälle zur Beseitigung aus anderen Herkunftsbereichen als pri-
vaten Haushaltungen, insbesondere aus Industrie- und Gewer-
bebetrieben, soweit diese nach Art, Menge  oder Beschaffenheit 
nicht mit den in Haushaltungen anfallenden Abfällen einge-
sammelt, befördert oder beseitigt werden können oder die Si-
cherheit der umweltverträglichen Beseitigung im Einklang mit 
dem Abfallwirtschaftsplan des Landes durch einen anderen öf-
fentlich-rechtlichen Entsorgungsträger oder Dritten gewährleis-
tet ist ( § 20 Abs. 3 Satz 2 KrWG).  

Bezüglich der ausgeschlossenen Abfälle wird auf die Satzung über 
die Abfallentsorgung des Kreises Warendorf vom 01.04.2022 ver-
wiesen. 

(2) Die Gemeinde kann den Ausschluss von der Entsorgung mit Zu-
stimmung der zuständigen Behörde widerrufen, wenn die Voraus-
setzungen für den Ausschluss nicht mehr vorliegen (§ 20 Abs. 3 
Satz 3 KrWG). 

(3) In Einzelfällen kann die Gemeinde Ostbevern mit Zustimmung des 
Landrates als untere Verwaltungsbehörde Abfälle vom Einsammeln 
und Befördern ausschließen, wenn diese nach ihrer Art oder Menge 
nicht mit den in Haushaltungen anfallenden Abfällen eingesammelt 
und befördert werden können. 

(4) Die Gemeinde Ostbevern kann die Besitzer solcher Abfälle ver-
pflichten, die Abfälle bis zur Entscheidung des Landrates als untere 
staatliche Verwaltungsbehörde auf ihrem Grundstück (§ 23) so zu 
lagern, dass das Wohl der Allgemeinheit 
(§ 15 Abs. 2 KrWG) nicht beeinträchtigt wird. 
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§ 4 

Sammeln von gefährlichen Abfällen 

(1) Abfälle aus privaten Haushaltungen, die wegen ihrer besonderen 
Schadstoffbelastung zur Wahrung des Wohls der Allgemeinheit ei-
ner getrennten Entsorgung bedürfen (gefährliche Abfälle i. S. d. § 3 
Abs. 5 KrWG i. V. m. § 48 KrWG sowie der Abfall-Verzeichnis-
Verordnung) werden von mobilen Sammelfahrzeugen angenom-
men. Dieses gilt auch für Kleinmengen vergleichbarer Abfälle aus 
Gewerbe- und Dienstleistungsbetrieben, soweit sie mit den in Satz 
1 genannten Abfällen entsorgt werden können (§ 5 Abs. 3 LKrWG 
NRW). Gefährliche Abfälle sind gemäß § 9 a KrWG vom Abfaller-
zeuger (§ 3 Abs. 8 KrWG) bzw. Abfallbesitzer (§ 3 Abs. 9 KrWG) von 
anderen Abfällen getrennt zu halten und dem von der Gemeinde 
beauftragten Entsorger zu überlassen.  

(2) Gefährliche Abfälle im Sinne des § 3 Abs. 5 KrWG i. V. m. § 48 KrWG 
sowie der Abfall-Verzeichnis-Verordnung) dürfen nur zu den von 
der Gemeinde bekannt gegebenen Terminen an den Sammelstellen 
und Sammelfahrzeugen angeliefert werden. Die Standorte der 
Sammelstellen und Sammelfahrzeuge werden von der Gemeinde 
bekannt gegeben. 

§ 4 

Anschluss- und Benutzungsrecht 
(1) Jeder Eigentümer eines im Gebiet der Gemeinde liegenden Grund-

stücks ist im Rahmen der §§ 2 bis 3 dieser Satzung berechtigt, von 
der Gemeinde den Anschluss seines Grundstückes an die kommu-
nale Abfallentsorgungseinrichtung zu verlangen (Anschlussrecht). 

(2) Der Anschlussberechtigte und jeder andere Abfallbesitzer im Ge-
biet der Gemeinde haben im Rahmen der §§ 2 bis 3 dieser Satzung 
das Recht, die auf ihren Grundstücken oder sonst bei ihnen anfal-

§ 5 

Anschluss- und Benutzungsrecht 
(1) Jeder Eigentümer eines im Gebiet der Gemeinde liegenden Grund-

stücks ist im Rahmen der §§ 2 bis 3 dieser Satzung berechtigt, von 
der Gemeinde den Anschluss seines Grundstückes an die kommu-
nale Abfallentsorgungseinrichtung zu verlangen (Anschlussrecht). 

(2) Der Anschlussberechtigte und jeder andere Abfallbesitzer im Gebiet 
der Gemeinde haben im Rahmen der §§ 2 bis 3 dieser Satzung das 
Recht, die auf ihren Grundstücken oder sonst bei ihnen anfallenden 
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lenden Abfälle der kommunalen Abfallentsorgungseinrichtung zu 
überlassen (Benutzungsrecht). 

Abfälle der kommunalen Abfallentsorgungseinrichtung zu überlas-
sen (Benutzungsrecht).  

 

§ 5 

Anschluss- und Benutzungszwang 
(1) Jeder Eigentümer eines im Gebiet der Gemeinde liegenden 

Grundstückes ist verpflichtet, sein Grundstück an die kommunale 
Abfallentsorgungseinrichtung anzuschließen, wenn das Grundstück 
von privaten Haushaltungen zu Wohnzwecken genutzt wird (An-
schlusszwang). Der Eigentümer eines Grundstückes als Anschluss-
pflichtiger und jeder andere Abfallbesitzer (z. B. Mieter, Pächter) 
auf einem an die kommunale Abfallentsorgung angeschlossenen 
Grundstück ist verpflichtet, im Rahmen der §§ 2 bis 3 die auf sei-
nem Grundstück oder sonst bei ihm anfallenden Abfälle zur Besei-
tigung und Abfälle zur Verwertung aus privaten Haushaltungen 
der kommunalen Abfallentsorgungseinrichtung zu überlassen (Be-
nutzungszwang). Abfälle aus privaten Haushaltungen sind nach § 
17 Abs. 1 Satz 1 KrWG i. V. m. § 2 Nr. 2 GewAbfV Abfälle, die in pri-
vaten Haushalten im Rahmen der privaten Lebensführung anfallen, 
insbesondere in Wohnungen und zugehörigen Grundstücks- oder 
Gebäudeteilen sowie in anderen vergleichbaren Anfallstellen wie 
Wohnheimen oder Einrichtungen des betreuten Wohnens. 

(2) Eigentümer von Grundstücken und Abfallerzeuger / Abfallbesitzer 
auf Grundstücken, die nicht zu Wohnzwecken, sondern anderwei-
tig z. B. gewerblich / industriell genutzt werden, haben gleicher-
maßen die Verpflichtungen nach Abs. 1, soweit auf diesen Grund-
stücken Abfälle zur Beseitigung im Sinne des § 3 Abs. 1 Satz 2 
2. Halbsatz KrWG anfallen. Sie haben nach § 7 Satz 4 der Gewerbe-
abfall-Verordnung für gewerbliche Siedlungsabfälle im Sinne des § 
2 Nr. 1 GewAbfV eine Pflicht-Restmülltonne zu benutzen. Die Zu-

§ 6 

Anschluss- und Benutzungszwang 
(1) Jeder Eigentümer eines im Gebiet der Gemeinde liegenden Grund-

stückes ist verpflichtet, sein Grundstück an die kommunale Ab-
fallentsorgungseinrichtung anzuschließen, wenn das Grundstück 
von privaten Haushaltungen zu Wohnzwecken genutzt wird (An-
schlusszwang). Der Eigentümer eines Grundstückes als Anschluss-
pflichtiger und jeder andere Abfallbesitzer (z. B. Mieter, Pächter) 
auf einem an die kommunale Abfallentsorgung angeschlossenen 
Grundstück ist verpflichtet, im Rahmen der §§ 2 bis 3 die auf sei-
nem Grundstück oder sonst bei ihm anfallenden Abfälle zur Besei-
tigung und Abfälle zur Verwertung aus privaten Haushaltungen 
der kommunalen Abfallentsorgungseinrichtung zu überlassen (Be-
nutzungszwang). Abfälle aus privaten Haushaltungen sind nach § 
17 Abs. 1 Satz 1 KrWG i. V. m. § 2 Nr. 2 GewAbfV Abfälle, die in pri-
vaten Haushalten im Rahmen der privaten Lebensführung anfallen, 
insbesondere in Wohnungen und zugehörigen Grundstücks- oder 
Gebäudeteilen sowie in anderen vergleichbaren Anfallstellen wie 
Wohnheimen oder Einrichtungen des betreuten Wohnens. 

(2) Eigentümer von Grundstücken und Abfallerzeuger / Abfallbesitzer 
auf Grundstücken, die nicht zu Wohnzwecken, sondern anderweitig 
z. B. gewerblich / industriell genutzt werden, haben gemäß § 17 
Abs. 1 Satz 2 KrWG gleichermaßen die Verpflichtungen nach Abs. 
1, soweit auf diesen Grundstücken Abfälle zur Beseitigung im Sinne 
des § 3 Abs.1 Satz 2 2. Halbsatz KrWG anfallen. Sie haben nach § 7 
Satz 4 der Gewerbeabfall-Verordnung für gewerbliche Siedlungs-
abfälle im Sinne des § 2 Nr. 1 GewAbfV eine Pflicht-Restmülltonne 
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teilung des Gefäßvolumens für die Pflicht-Restmülltonne erfolgt 
auf der Grundlage der Maßgaben in § 10 Abs. 2 dieser Satzung.  
 

(3) Gewerbliche Siedlungsabfälle sind nach § 2 Nr. 1 GewAbfV, Sied-
lungsabfälle aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haus-
haltungen, die in Kapitel 20 der Abfallverzeichnis-Verordnung 
aufgeführt sind, insbesondere gewerbliche und industrielle Abfäl-
le, die Abfällen aus privaten Haushaltungen aufgrund ihrer Be-
schaffenheit und Zusammensetzung ähnlich sind sowie Abfälle 
aus privaten und öffentlichen Einrichtungen. 

(4) Der Anschluss- und Benutzungszwang nach Abs. 1 und Abs. 2 be-
steht auch für Grundstücke, die anderweitig z. B. gewerblich / in-
dustriell und gleichzeitig von privaten Haushaltungen zu Wohn-
zwecken genutzt werden (sog. gemischt genutzte Grundstücke). 
Die Nutzung einer gemeinsamen Restmülltonne durch die priva-
ten Haushaltungen und die Erzeuger und Besitzer von gewerbli-
chen Siedlungsabfällen ist auf Antrag möglich.  

(5) Das Verbrennen von pflanzlichen Abfällen wird im Einzelfall durch 
Ausnahmegenehmigung nach § 28 Abs. 2 KrWG durch die örtliche 
Ordnungsbehörde zugelassen. Das Abbrennen von sogenannten 
Brauchtumsfeuern ist in § 14 der Ordnungsrechtlichen Verordnung 
über die Aufrechterhaltung der Öffentlichen Sicherheit und Ord-
nung im Gebiet der Gemeinde Ostbevern vom 24.03.2009 gere-
gelt.  

zu benutzen. Die Zuteilung des Gefäßvolumens für die Pflicht-
Restmülltonne erfolgt auf der Grundlage der Maßgaben in § 11 
Abs. 2 dieser Satzung.  

(3) Gewerbliche Siedlungsabfälle sind nach § 2 Nr. 1 GewAbfV, Sied-
lungsabfälle aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushal-
tungen, die in Kapitel 20 der Abfallverzeichnis-Verordnung aufge-
führt sind, insbesondere gewerbliche und industrielle Abfälle, die 
Abfällen aus privaten Haushaltungen aufgrund ihrer Beschaffenheit 
und Zusammensetzung ähnlich sind sowie Abfälle aus privaten und 
öffentlichen Einrichtungen. 

(4) Der Anschluss- und Benutzungszwang nach Abs. 1 und Abs. 2 be-
steht auch für Grundstücke, die anderweitig z. B. gewerblich / in-
dustriell und gleichzeitig von privaten Haushaltungen zu Wohn-
zwecken genutzt werden (sog. gemischt genutzte Grundstücke). 
Die Nutzung einer gemeinsamen Restmülltonne durch die privaten 
Haushaltungen und die Erzeuger und Besitzer von gewerblichen 
Siedlungsabfällen ist auf Antrag möglich.  

(5) Das Verbrennen von pflanzlichen Abfällen wird im Einzelfall durch 
Ausnahmegenehmigung nach § 28 Abs. 2 KrWG durch die örtliche 
Ordnungsbehörde zugelassen. Das Abbrennen von sogenannten 
Brauchtumsfeuern ist in § 14 der Ordnungsrechtlichen Verordnung 
über die Aufrechterhaltung der Öffentlichen Sicherheit und Ord-
nung im Gebiet der Gemeinde Ostbevern vom 24.03.2009 geregelt.  

 

§ 6 

Ausnahmen vom Benutzungszwang 

Ein Benutzungszwang nach § 5 besteht nicht, 
- soweit Abfälle gemäß § 3 Abs. 1 dieser Satzung von der kommuna-

len Abfallentsorgungseinrichtung ausgeschlossen sind; 

§ 7 

Ausnahmen vom Benutzungszwang 

Ein Benutzungszwang nach § 6 besteht nicht, 
- soweit Abfälle gemäß § 3 Abs. 1 dieser Satzung von der kommuna-

len Abfallentsorgungseinrichtung ausgeschlossen sind; 
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- soweit Abfälle einer Rücknahme- oder Rückgabepflicht aufgrund 
einer Rechtsverordnung nach § 25 KrWG unterliegen und die Ge-
meinde an deren Rücknahme nicht mitwirkt (§ 17 Abs. 2 Satz 1 Nr. 
1 KrWG); 

- soweit Abfälle in Wahrnehmung der Produktverantwortung nach § 
23 KrWG freiwillig zurückgenommen werden, wenn dem zurück-
nehmenden Hersteller oder Vertreiber durch die zuständige Be-
hörde ein Freistellungs- oder Feststellungsbescheid nach § 26 Abs. 
4 oder Abs. 6 KrWG erteilt worden ist (§ 17 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 2 KrWG); 

- soweit Abfälle zur Verwertung, die nicht gefährlich im Sinne des § 
3 Abs. 5 KrWG sind, durch eine nach § 17 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3, Satz 
2, § 18 KrWG zulässige, gemeinnützige Sammlung einer ord-
nungsgemäßen und schadlosen Verwertung zugeführt werden; 

- soweit Abfälle, die nicht gefährlich im Sinne des § 3 Abs. 5 KrWG 
sind, durch eine nach § 17 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4, Abs. 3, § 18 KrWG 
zulässige gewerbliche Sammlung einer ordnungsgemäßen und 
schadlosen Verwertung zugeführt werden.  

- soweit Abfälle einer Rücknahme- oder Rückgabepflicht aufgrund 
einer Rechtsverordnung nach § 25 KrWG unterliegen und die Ge-
meinde an deren Rücknahme nicht mitwirkt (§ 17 Abs. 2 Satz 1 Nr. 
1 KrWG); 

- soweit Abfälle in Wahrnehmung der Produktverantwortung nach § 
23 KrWG freiwillig zurückgenommen werden, wenn dem zurück-
nehmenden Hersteller oder Vertreiber durch die zuständige Behör-
de ein Freistellungs- oder Feststellungsbescheid nach § 26 Abs. 3 
oder Abs. 4 KrWG erteilt worden ist (§ 17 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 KrWG); 

- soweit Abfälle zur Verwertung, die nicht gefährlich im Sinne des § 3 
Abs. 5 KrWG sind, durch eine nach § 17 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3, Satz 2, § 
18 KrWG zulässige, gemeinnützige Sammlung einer ordnungsge-
mäßen und schadlosen Verwertung zugeführt werden; 

- soweit Abfälle, die nicht gefährlich im Sinne des § 3 Abs. 5 KrWG 
sind, durch eine nach § 17 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4, Abs. 3, § 18 KrWG zu-
lässige gewerbliche Sammlung einer ordnungsgemäßen und 
schadlosen Verwertung zugeführt werden.  

§ 7 

Ausnahmen vom Anschluss- und Benutzungszwang an die kom-
munale Abfallentsorgungseinrichtung 

(1) Kein Anschluss- und Benutzungszwang an die kommunale Ab-
fallentsorgungseinrichtung besteht bei Grundstücken, die von pri-
vaten Haushaltungen zu Wohnzwecken genutzt werden, soweit 
der Anschluss- und / oder Benutzungspflichtige schlüssig und 
nachvollziehbar nachweist, dass er nicht nur willens, sondern auch 
fachlich und technisch in der Lage ist, alle auf dem Grundstück an-
fallenden kompostierbaren Stoffe ordnungsgemäß und schadlos i. 
S. d. § 7 Abs. 3 KrWG auf diesem Grundstück selbst so zu behan-
deln, dass eine Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit, ins-

§ 8 

Ausnahmen vom Anschluss- und Benutzungszwang  
an die kommunale Abfallentsorgungseinrichtung 

(1) Kein Anschluss- und Benutzungszwang an die kommunale Ab-
fallentsorgungseinrichtung besteht bei Grundstücken, die von pri-
vaten Haushaltungen zu Wohnzwecken genutzt werden, soweit 
der Anschluss- und / oder Benutzungspflichtige schlüssig und 
nachvollziehbar nachweist, dass er nicht nur willens, sondern auch 
fachlich und technisch in der Lage ist, alle auf dem Grundstück an-
fallenden kompostierbaren Stoffe ordnungsgemäß und schadlos i. 
S. d. § 7 Abs. 3 KrWG auf diesem Grundstück selbst so zu behan-
deln, dass eine Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit, ins-



 - 10 -

besondere durch Gerüche oder Siedlungsungeziefer 
(z. B. Ratten), nicht entsteht (Eigenverwertung).  
Die Gemeinde stellt auf der Grundlage der Darlegungen des An-
schluss- und / oder Benutzungspflichtigen fest, ob und inwieweit 
eine Ausnahme vom Anschluss- und Benutzungszwang gemäß § 
17 Abs.1 Satz 1 2. Halbsatz KrWG besteht.  

(2) Eine Ausnahme vom Anschluss- und Benutzungszwang besteht 
bei Grundstücken, die nicht zu Wohnzwecken, sondern anderwei-
tig z.B. industriell / gewerblich genutzt oder gewerblich genutzt 
werden, wenn der Abfallerzeuger / Abfallbesitzer nachweist, dass 
er die bei ihm anfallenden Abfälle zur Beseitigung in eigenen An-
lagen beseitigt (Eigenbeseitigung) und keine überwiegenden öf-
fentlichen Interessen eine Überlassung der Abfälle zur Beseitigung 
erfordern. Die Gemeinde stellt auf der Grundlage der Darlegungen 
des Anschluss- und / oder Benutzungspflichtigen fest, ob eine 
Ausnahme vom Anschluss- und Benutzungszwang gemäß § 17 
Abs. 1 Satz 2 2. Halbsatz KrWG besteht.  

besondere durch Gerüche oder Siedlungsungeziefer (z. B. Ratten), 
nicht entsteht (Eigenverwertung).  
Die Gemeinde stellt auf der Grundlage der Darlegungen des An-
schluss- und / oder Benutzungspflichtigen fest, ob und inwieweit 
eine Ausnahme vom Anschluss- und Benutzungszwang gemäß § 
17 Abs.1 Satz 1 2. Halbsatz KrWG besteht.  

(2) Eine Ausnahme vom Anschluss- und Benutzungszwang besteht bei 
Grundstücken, die nicht zu Wohnzwecken, sondern anderweitig 
z.B. industriell / gewerblich genutzt oder gewerblich genutzt wer-
den, wenn der Abfallerzeuger / Abfallbesitzer nachweist, dass er 
die bei ihm anfallenden Abfälle zur Beseitigung in eigenen Anla-
gen beseitigt (Eigenbeseitigung) und keine überwiegenden öffent-
lichen Interessen eine Überlassung der Abfälle zur Beseitigung er-
fordern. Die Gemeinde stellt auf der Grundlage der Darlegungen 
des Anschluss- und / oder Benutzungspflichtigen fest, ob eine 
Ausnahme vom Anschluss- und Benutzungszwang gemäß § 17 
Abs. 1 Satz 2 2. Halbsatz KrWG i. V. m. § 7 Gewerbeabfallverord-
nung besteht.  

§ 8 

Selbstbeförderung zu Abfallentsorgungsanlagen 

Erzeuger / Besitzer von Abfällen, deren Einsammeln und Befördern 
durch die Gemeinde gemäß § 3 dieser Satzung ausgeschlossen ist, 
sind verpflichtet, ihre Abfälle zum Zwecke des Verwertens, Behan-
delns, Lagerns oder Ablagerns entsprechend der Satzung über die 
Abfallentsorgung des Kreises Warendorf vom 23.10.2015 zu der vom 
Kreis angegebenen Sammelstelle, Behandlungsanlage oder Abfallent-
sorgungsanlage zu befördern oder befördern zu lassen. Soweit der 
Kreis das Behandeln, Lagern oder Ablagern dieser Abfälle ebenfalls 
ausgeschlossen hat, sind die Abfälle zum Zwecke des Behandelns, La-

§ 9 

Selbstbeförderung zu Abfallentsorgungsanlagen 

Erzeuger / Besitzer von Abfällen, deren Einsammeln und Befördern 
durch die Gemeinde gemäß § 3 dieser Satzung ausgeschlossen ist, sind 
verpflichtet, ihre Abfälle zum Zwecke des Verwertens, Behandelns, La-
gerns oder Ablagerns entsprechend der Satzung über die Abfallent-
sorgung des Kreises Warendorf vom 01.04.2022 zu der vom Kreis an-
gegebenen Sammelstelle, Behandlungsanlage oder Abfallentsor-
gungsanlage zu befördern oder befördern zu lassen. Soweit der Kreis 
das Behandeln, Lagern oder Ablagern dieser Abfälle ebenfalls ausge-
schlossen hat, sind die Abfälle zum Zwecke des Behandelns, Lagerns 
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gerns oder Ablagerns zu einer sonstigen dafür zugelassenen Ab-
fallentsorgungsanlage zu befördern oder befördern zu lassen. 

§ 9 

Abfallbehälter und Abfallsäcke 
(1) Die Gemeinde bestimmt nach Maßgabe der folgenden Vorschrif-

ten Art, Anzahl und Zweck der Abfallbehälter, deren Standplatz auf 
dem Grundstück, ob und wie die Abfälle voneinander getrennt zu 
halten sind sowie die Häufigkeit und den Zeitpunkt der Abfuhr. 

(2) Für das Einsammeln von Abfällen sind folgende Abfallbehälter zu-
gelassen:  
1. schwarze Abfallbehälter für Restabfall in den Gefäßgrößen 120 l 

und 240 l, schwarze Abfallsäcke vom Entsorger für Restmüll in 
der Sackgröße 60 l, 

2. schwarze Abfallbehälter mit braunem Deckel für Bioabfälle in 
den Gefäßgrößen 120 l und 240 l, 

3. schwarze Abfallbehälter mit gelbem Deckel für Kunststoffe, Me-
talle und Verbundstoffe mit einem Fassungsvermögen von 240 
l, 

4. Depotcontainer für Weiß- und Bunt-Glas, 
5. Container für Restabfall mit einem Fassungsvermögen von 1,1 

cbm. 
Für vorübergehend mehr anfallende Restabfälle, der sich zum Ein-
sammeln in Abfallsäcken eignet, können von der Gemeinde zugelas-
sene Abfallsäcke mitbenutzt werden. Sie werden eingesammelt, soweit 
sie neben den zugelassenen Abfallbehältern bereitgestellt sind. 

oder Ablagerns zu einer sonstigen dafür zugelassenen Abfallentsor-
gungsanlage zu befördern oder befördern zu lassen. 

§ 10 

Abfallbehälter und Abfallsäcke 
(1) Die Gemeinde bestimmt nach Maßgabe der folgenden Vorschriften 

Art, Anzahl und Zweck der Abfallbehälter, deren Standplatz auf 
dem Grundstück, ob und wie die Abfälle voneinander getrennt zu 
halten sind sowie die Häufigkeit und den Zeitpunkt der Abfuhr. 

(2) Für das Einsammeln von Abfällen sind folgende Abfallbehälter zu-
gelassen:  
1. schwarze Abfallbehälter für Restabfall in den Gefäßgrößen 120 l 

und 240 l, schwarze Abfallsäcke vom Entsorger für Restmüll in 
der Sackgröße 60 l, 

2. schwarze Abfallbehälter mit braunem Deckel für Bioabfälle in 
den Gefäßgrößen 120 l und 240 l, 

3. schwarze Abfallbehälter mit gelbem Deckel für Kunststoffe, Me-
talle und Verbundstoffe mit einem Fassungsvermögen von 240 l 
und 1,1 cbm, 

4. Depotcontainer für Weiß- und Bunt-Glas, Alttextilien und Elekt-
rokleingeräte. 

(3) Für vorübergehend mehr anfallende Restabfälle, der sich zum Ein-
sammeln in Abfallsäcken eignet, können von der Gemeinde zuge-
lassene Abfallsäcke mitbenutzt werden. Sie werden eingesammelt, 
soweit sie neben den zugelassenen Abfallbehältern bereitgestellt 
sind. 

§ 10 

Anzahl und Größe der Abfallbehälter 
(1) Jedes Grundstück erhält: 

§ 11 

Anzahl und Größe der Abfallbehälter 
(1) Jedes Grundstück erhält: 



 - 12 -

1. einen schwarzen Abfallbehälter mit braunem Deckel für Bioab-
fälle, 

2. einen schwarzen Abfallbehälter mit gelbem Deckel für Kunst-
stoffe, Metalle und Verbundstoffe, 

3. einen schwarzen Abfallbehälter für Restabfall. 
 

(2) Jeder Grundstückseigentümer ist verpflichtet, bei Grundstücken 
mit privaten Haushaltungen ein Mindest-Restmüll-Gefäßvolumen 
von 10 Litern pro Person und Woche vorzuhalten. Die Zuteilung 
des Gefäßvolumens bei dem Restmüllgefäß erfolgt auf der Grund-
lage des festgesetzten Mindest-Restmüll-Gefäßvolumens pro Per-
son und Woche.  
Abweichend kann auf Antrag ein geringeres Mindest-Restmüll-
Gefäßvolumen kleiner als 10 Liter pro Person / Woche zugelassen 
werden, wenn der Abfallbesitzer/-erzeuger nachweist, dass durch 
Abfallvermeidung und Abfallverwertung weniger Abfälle anfallen.   

Soweit Reduzierungsanträgen stattgegeben wird, gilt die Neurege-
lung ab Beginn des auf die Antragsstellung folgenden Kalender-
monats. Der Antrag gilt erst dann als gestellt, wenn alle sachdienli-
chen Angaben und Vorgaben vorliegen.  

(3) Für die Bereitstellung und Auslieferung (Erstauslieferung, Abho-
lung sowie Volumenänderung) erhebt die Gemeinde Ostbevern je 
Behältersatz (Restabfall- und/oder Bioabfallgefäß sowie Altpapier-
gefäß) eine Gebühr in Höhe von 7,50 €.  

(4) Ausnahmeregelungen nach Absatz 2 können von der Gemeinde 
jederzeit ganz oder teilweise mit Wirkung für die Zukunft widerru-
fen werden, wenn sich herausstellt, dass das verfügbare Behälter-
volumen tatsächlich nicht ausreicht. Auf Antrag der Gebühren-
pflichtigen kann die Ausnahmeregelung jederzeit rückgängig ge-
macht und ein größeres Volumen gewählt werden. 

1. einen schwarzen Abfallbehälter mit braunem Deckel für Bioab-
fälle, 

2. einen schwarzen Abfallbehälter mit gelbem Deckel für Kunst-
stoffe (Leichtverpackungen), Metalle und Verbundstoffe, 

3. einen schwarzen Abfallbehälter für Restabfall 
4. einen schwarzen Abfallbehälter mit blauem Deckel für Altpapier 

(2) Jeder Grundstückseigentümer ist verpflichtet, bei Grundstücken mit 
privaten Haushaltungen ein Mindest-Restmüll-Gefäßvolumen von 
10 Litern pro Person und Woche vorzuhalten. Die Zuteilung des 
Gefäßvolumens bei dem Restmüllgefäß erfolgt auf der Grundlage 
des festgesetzten Mindest-Restmüll-Gefäßvolumens pro Person 
und Woche.  
Abweichend kann auf Antrag ein geringeres Mindest-Restmüll-
Gefäßvolumen kleiner als 10 Liter pro Person / Woche zugelassen 
werden, wenn der Abfallbesitzer/-erzeuger nachweist, dass durch 
Abfallvermeidung und Abfallverwertung weniger Abfälle anfallen.   

Soweit Reduzierungsanträgen stattgegeben wird, gilt die Neurege-
lung ab Beginn des auf die Antragsstellung folgenden Kalender-
monats. Der Antrag gilt erst dann als gestellt, wenn alle sachdienli-
chen Angaben und Vorgaben vorliegen.  

(3) Für die Bereitstellung und Auslieferung (Erstauslieferung, Abholung 
sowie Volumenänderung) erhebt die Gemeinde Ostbevern je je 
Auslieferung eines Behältersatzes bzw. Behälters für ein Abrech-
nungsobjekt eine Gebühr in Höhe von 12 €.  

(4) Ausnahmeregelungen nach Absatz 2 können von der Gemeinde 
jederzeit ganz oder teilweise mit Wirkung für die Zukunft widerru-
fen werden, wenn sich herausstellt, dass das verfügbare Behältervo-
lumen tatsächlich nicht ausreicht. Auf Antrag der Gebührenpflichti-
gen kann die Ausnahmeregelung jederzeit rückgängig gemacht 
und ein größeres Volumen gewählt werden. 
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(5) Wird festgestellt, dass ein oder mehrere vorhandene Abfallbehälter 
für die Aufnahme einer regelmäßig anfallenden Abfallart (z. B. 
Restabfall, Bioabfall) nicht ausreichen und ist ein zusätzlicher Ab-
fallbehälter oder ein Abfallbehälter mit größerem Fassungsvolu-
men nicht beantragt worden, so haben die Anschlusspflichtigen 
nach schriftlicher Aufforderung durch die Gemeinde den / die er-
forderlichen Abfallbehälter aufzustellen. Kommen sie dieser Auf-
forderung nicht nach, so haben sie die Aufstellung des / der erfor-
derlichen Abfallbehälter(s) durch die Gemeinde zu dulden. 

(6) Für die Abfuhr von Abfällen aus anderen Herkunftsbereichen als 
privaten Haushaltungen wird der Behälterbedarf für Abfälle zur Be-
seitigung unter Zugrundelegung von Einwohnergleichwerten er-
mittelt. Je Einwohnergleichwert wird ein Mindest-Gefäßvolumen 
von 10 Litern pro Woche zur Verfügung gestellt. 
Abweichend kann auf Antrag, bei durch den Abfallerzeu-
ger/Abfallbesitzer nachgewiesener Nutzung von Vermeidungs- 
und Verwertungsmöglichkeiten, ein geringeres Mindest-
Gefäßvolumen zugelassen werden. Die Gemeinde legt aufgrund 
der vorgelegten Nachweise und ggf. eigenen Ermittlungen / Er-
kenntnissen das zur Gewährleistung einer ordnungsgemäßen Ent-
sorgung erforderliche Behältervolumen fest.  

Einwohnergleichwerte werden nachfolgender Regelung festge-
stellt: 

Unternehmen/ 
Institution 

je Platz/ 
Beschäftigten/ 

Bett 

Einwohnergleich-
wert 

a) Krankenhäuser, Kliniken 
und ähnliche Einrichtun-
gen  

je Platz 1 

(5) Wird festgestellt, dass ein oder mehrere vorhandene Abfallbehälter 
für die Aufnahme einer regelmäßig anfallenden Abfallart (z. B. 
Restabfall, Bioabfall) nicht ausreichen und ist ein zusätzlicher Ab-
fallbehälter oder ein Abfallbehälter mit größerem Fassungsvolumen 
nicht beantragt worden, so haben die Anschlusspflichtigen nach 
schriftlicher Aufforderung durch die Gemeinde den / die erforderli-
chen Abfallbehälter aufzustellen. Kommen sie dieser Aufforderung 
nicht nach, so haben sie die Aufstellung des / der erforderlichen 
Abfallbehälter(s) durch die Gemeinde zu dulden. 

(6) Für die Abfuhr von Abfällen aus anderen Herkunftsbereichen als 
privaten Haushaltungen wird der Behälterbedarf für Abfälle zur Be-
seitigung unter Zugrundelegung von Einwohnergleichwerten ermit-
telt. Je Einwohnergleichwert wird ein Mindest-Gefäßvolumen von 
10 Litern pro Woche zur Verfügung gestellt. 
Abweichend kann auf Antrag, bei durch den Abfallerzeu-
ger/Abfallbesitzer nachgewiesener Nutzung von Vermeidungs- und 
Verwertungsmöglichkeiten, ein geringeres Mindest-Gefäßvolumen 
zugelassen werden. Die Gemeinde legt aufgrund der vorgelegten 
Nachweise und ggf. eigenen Ermittlungen / Erkenntnissen das zur 
Gewährleistung einer ordnungsgemäßen Entsorgung erforderliche 
Behältervolumen fest.  

Einwohnergleichwerte werden nachfolgender Regelung festgestellt: 
 

Unternehmen/ 
Institution 

je Platz/ 
Beschäftigten/ 

Bett 

Einwohnergleich-
wert 

a) Krankenhäuser, Kliniken 
und ähnliche Einrichtun-
gen  

je Platz 1 
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b) öffentl. Verwaltungen, 
Geldinstitute, Verbände, 
Krankenkassen, Versiche-
rungen, selbständig Tätige 
der freien Berufe, selb-
ständige Handels-
Industrie- u. Versiche-
rungsvertreter  

je 3 Beschäftigte 1 

c) Schulen, Kindergärten je 10 Schüler/Kind 1 
d) Speisewirtschaften, Im-

bissstuben 
je Beschäftigten 4 

e) Gaststättenbetriebe, die 
nur als Schankwirtschaft 
konzessioniert sind, Eis-
dielen 

je Beschäftigten 2 

f) Beherbergungsbetriebe je 4 Betten 1 
g) Lebensmitteleinzel- und 

Großhandel 
je Beschäftigten 2 

h) sonstige Einzel- u. Groß-
handel 

je Beschäftigten 0,5 

i) Industrie, Handwerk u. 
übrige Gewerbe 

je Beschäftigten 0,5 

Beschäftigte im Sinne des § 10 Abs. 6 sind alle in einem Betrieb Tä-
tige (z. B. Arbeitnehmer, Unternehmer, mithelfende Familienange-
hörige, Auszubildende) einschließlich Zeitarbeitskräfte. Halbtags-
Beschäftigte werden zu ½ bei der Veranlagung berücksichtigt. Be-
schäftigte, die weniger als die Hälfte der branchenüblichen Ar-
beitszeit beschäftigt sind, werden bei der Veranlagung zu ¼ be-
rücksichtigt.  

b) öffentl. Verwaltungen, 
Geldinstitute, Verbände, 
Krankenkassen, Versiche-
rungen, selbständig Tätige 
der freien Berufe, selb-
ständige Handels-
Industrie- u. Versiche-
rungsvertreter  

je 3 Beschäftigte 1 

c) Schulen, Kindergärten je 10 Schüler/Kind 1 
d) Speisewirtschaften, Imbiss-

stuben 
je Beschäftigten 4 

e) Gaststättenbetriebe, die 
nur als Schankwirtschaft 
konzessioniert sind, Eisdie-
len 

je Beschäftigten 2 

f) Beherbergungsbetriebe je 4 Betten 1 
g) Lebensmitteleinzel- und 

Großhandel 
je Beschäftigten 2 

h) sonstige Einzel- u. Groß-
handel 

je Beschäftigten 0,5 

i) Industrie, Handwerk u. üb-
rige Gewerbe 

je Beschäftigten 0,5 

Beschäftigte im Sinne des § 11 Abs. 6 sind alle in einem Betrieb Tä-
tige (z. B. Arbeitnehmer, Unternehmer, mithelfende Familienange-
hörige, Auszubildende) einschließlich Zeitarbeitskräfte. Halbtags-
Beschäftigte werden zu ½ bei der Veranlagung berücksichtigt. Be-
schäftigte, die weniger als die Hälfte der branchenüblichen Arbeits-
zeit beschäftigt sind, werden bei der Veranlagung zu ¼ berücksich-
tigt.  



 - 15 -

Auf Grundstücken, auf denen Abfälle aus privaten Haushaltungen 
und Abfälle aus anderen Herkunftsbereichen anfallen, die gemein-
sam in einem Restmüllgefäß gesammelt werden können, wird das 
sich nach § 10 Abs. 2 berechnete Behältervolumen zu dem nach § 
10 Abs. 6 zur Verfügung zu stellende Behältervolumen hinzuge-
rechnet. 

Wird bei zwei aufeinander folgenden Entleerungsterminen festge-
stellt, dass das bereitgestellte Mindest-Behältervolumen nicht aus-
reicht, so hat der Grundstückseigentümer die Aufstellung eines 
Abfallgefäßes mit dem nächst größeren Behältervolumen zu dul-
den. 

Auf Grundstücken, auf denen Abfälle aus privaten Haushaltungen 
und Abfälle aus anderen Herkunftsbereichen anfallen, die gemein-
sam in einem Restmüllgefäß gesammelt werden können, wird das 
sich nach § 11 Abs. 2 berechnete Behältervolumen zu dem nach § 
11 Abs. 6 zur Verfügung zu stellende Behältervolumen hinzuge-
rechnet. 

Wird bei zwei aufeinander folgenden Entleerungsterminen festge-
stellt, dass das bereitgestellte Mindest-Behältervolumen nicht aus-
reicht, so hat der Grundstückseigentümer die Aufstellung eines Ab-
fallgefäßes mit dem nächst größeren Behältervolumen zu dulden. 

§ 11 

Standplatz und Transportweg für Abfallbehälter / Abfuhr 
(1) Die Grundstückseigentümer oder dessen Beauftragte haben die 

erforderlichen Maßnahmen zu treffen, um die Abfallentsorgung 
ohne Schwierigkeiten und ohne Zeitverlust zu sichern. Die zu lee-
renden Abfallbehälter und Abfallsäcke sind zu den von der Ge-
meinde festzusetzenden und bekannt zu machenden Zeiten an 
der Bürgersteigkante bzw. den Straßenrändern so aufzustellen, 
dass Vorübergehende und der Straßenverkehr nicht gefährdet 
werden. Kann das Abfallfahrzeug nicht bis an das Grundstück vor-
fahren, sind die Abfallbehälter und die Abfallsäcke bis zur nächs-
ten Zufahrtsmöglichkeit entgegenzubringen. Die Gemeinde kann 
den Abstellort der Behälter bestimmen (z. B. wegen Unfallverhü-
tungsvorschriften). Nach der Entleerung sind die Abfallbehälter 
unverzüglich wieder vom Straßenrand zu entfernen. 
 

(2) Bei Straßenbauarbeiten, Straßenaufbrüchen oder sonstigen Bau-
maßnahmen kann die Gemeinde vorübergehend einen anderen 

§ 12 

Standplatz und Transportweg für Abfallbehälter / Abfuhr 
(1) Die Grundstückseigentümer oder dessen Beauftragte haben die 

erforderlichen Maßnahmen zu treffen, um die Abfallentsorgung 
ohne Schwierigkeiten und ohne Zeitverlust zu sichern. Die zu lee-
renden Abfallbehälter und Abfallsäcke sind zu den von der Ge-
meinde festzusetzenden und bekannt zu machenden Zeiten an der 
Bürgersteigkante bzw. den Straßenrändern so aufzustellen, dass 
Vorübergehende und der Straßenverkehr nicht gefährdet werden. 
Kann das Abfallfahrzeug nicht bis an das Grundstück vorfahren, 
sind die Abfallbehälter und die Abfallsäcke bis zur nächsten Zu-
fahrtsmöglichkeit entgegenzubringen. Die Gemeinde kann den 
Abstellort der Behälter bestimmen (z. B. wegen Unfallverhütungs-
vorschriften). Nach der Entleerung sind die Abfallbehälter unver-
züglich wieder vom Straßenrand zu entfernen und auf dem Grund-
stück des Eigentümers zu platzieren. 

(2) Bei Straßenbauarbeiten, Straßenaufbrüchen oder sonstigen Bau-
maßnahmen kann die Gemeinde vorübergehend einen anderen 
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Standplatz für die Abfallbehälter bestimmen; nur von diesem 
Standplatz erfolgt die Abholung der Abfallbehälter und Abfallsä-
cke. 

(3) Stellplätze und Transportwege sind in verkehrssicherem Zustand 
zu halten. Sie sind stets sauber zu halten, Schnee und Glätte sind 
rechtzeitig vor der nächsten Leerung zu beseitigen. 

(4) Die Bereitstellung fehl befüllter oder überfüllter Abfallbehälter 
sowie die Überschreitung des zulässigen Gesamtgewichts der Be-
hälter entbindet die Gemeinde von ihrer Verpflichtung zur Ein-
sammlung der im Behälter befindlichen Abfälle im Rahmen der 
regelmäßigen Abfuhr. Maßgeblich sind die Vorschriften zur Ge-
trennthaltung gem. §§ 9 Abs. 1, 19 Abs. 2 sowie zur Behälterbefül-
lung und Einhaltung der Gewichtsobergrenzen gem. § 12 dieser 
Satzung. 

(5) Der Anschlusspflichtige hat nach Aufforderung durch die Gemein-
de den ordnungsgemäßen Zustand zur Leerung der Behälter im 
Sinne des Absatzes 3 herzustellen oder eine gebührenpflichtige 
Sonderleerung zu beantragen. 
Bei wiederholter Fehlbefüllung der Biotonne hat die Gemeinde die 
Möglichkeit, den Behälter dauerhaft einzuziehen. 

Standplatz für die Abfallbehälter bestimmen; nur von diesem 
Standplatz erfolgt die Abholung der Abfallbehälter und Abfallsä-
cke. 

(3) Stellplätze und Transportwege sind in verkehrssicherem Zustand 
zu halten. Sie sind stets sauber zu halten, Schnee und Glätte sind 
rechtzeitig vor der nächsten Leerung zu beseitigen. 

(4) Die Bereitstellung fehl befüllter oder überfüllter Abfallbehälter so-
wie die Überschreitung des zulässigen Gesamtgewichts der Behäl-
ter entbindet die Gemeinde von ihrer Verpflichtung zur Einsamm-
lung der im Behälter befindlichen Abfälle im Rahmen der regelmä-
ßigen Abfuhr. Maßgeblich sind die Vorschriften zur Getrennthal-
tung gem. §§ 10 Abs. 1, 20 Abs. 2 sowie zur Behälterbefüllung und 
Einhaltung der Gewichtsobergrenzen gem. § 13 dieser Satzung. 
 

(5) Der Anschlusspflichtige hat nach Aufforderung durch die Gemein-
de den ordnungsgemäßen Zustand zur Leerung der Behälter im 
Sinne des Absatzes 3 herzustellen oder eine gebührenpflichtige 
Sonderleerung zu beantragen. 
Bei wiederholter Fehlbefüllung der Biotonne hat die Gemeinde die 
Möglichkeit, den Behälter dauerhaft einzuziehen und durch eine 
Restmülltonne zu ersetzen. 
 

§ 11 a 

Müllschleusen 

Die Verwendung von Müllschleusen ist nicht zulässig. Das Aufstellen 
und / oder die Nutzung von weitergehenden manuellen oder techni-
schen Einrichtungen zur Modifizierung der Abfallentsorgung auf den 
Grundstücken sind grundsätzlich genehmigungsbedürftig. Der Antrag 
ist durch den Grundstückseigentümer schriftlich bei der Gemeinde zu 

§ 12 a 

Müllschleusen 

Die Verwendung von Müllschleusen ist nicht zulässig. Das Aufstellen 
und / oder die Nutzung von weitergehenden manuellen oder techni-
schen Einrichtungen zur Modifizierung der Abfallentsorgung auf den 
Grundstücken sind grundsätzlich genehmigungsbedürftig. Der Antrag 
ist durch den Grundstückseigentümer schriftlich bei der Gemeinde zu 
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stellen. Die Genehmigung erfolgt durch die Gemeinde nach Vorprü-
fung durch die Gemeinde und kann im Einzelfall untersagt werden. 

stellen. Die Genehmigung erfolgt durch die Gemeinde nach Vorprü-
fung durch die Gemeinde und kann im Einzelfall untersagt werden. 

§ 12 

Benutzung der Abfallbehälter 
(1) Die Abfallbehälter werden von der Gemeinde gestellt und unter-

halten. Sie bleiben ihr Eigentum.  
(2) Die Abfälle müssen in die von der Gemeinde gestellten Abfallbe-

hälter oder die dafür zur Verfügung gestellten Depotcontainer 
entsprechend deren Zweckbestimmung eingefüllt werden. Abfäl-
le dürfen nicht in einer anderen Weise zum Einsammeln bereit-
gestellt oder neben die Abfallbehälter oder Depotcontainer ge-
legt werden.  

(3) Der Grundstückseigentümer hat dafür zu sorgen, dass die Ab-
fallbehälter allen Hausbewohnern zugänglich sind und ord-
nungsgemäß benutzt werden können. 

(4) Die Abfallbesitzer / -erzeuger haben die Abfälle getrennt nach 
Bioabfällen, Glas, Kunststoffen, Verbundstoffen, Altkleidern sowie 
Restabfällen zu halten und wie folgt zur Einsammlung im Rah-
men der Abfallentsorgung durch die Gemeinde bereitzustellen:  
1. Bioabfälle sind in die schwarzen Abfallbehälter mit braunem 

Deckel einzufüllen, der auf dem Grundstück des Abfallbesit-
zers zur Verfügung steht und in diesen Abfallbehältern zur 
Abholung bereitzustellen. Zur Sicherung der Kompostqualität 
und aus verarbeitungstechnischen Gründen dürfen zur Ge-
trenntsammlung von Bioabfällen an den Anfallstellen keine 
Kunststofftüten oder kunststoffähnlichen Abfallsäcke verwen-
det werden, auch dann nicht, wenn für diese der Nachweis 
der biologischen Abbaubarkeit erbracht wird. Die Gemeinde 
ist berechtigt, den Inhalt der Abfallgefäße stichprobenmäßig 
zu überprüfen und Fehlbefüllungen zu ahnden.  

§ 13 

Benutzung der Abfallbehälter 
(1) Die Abfallbehälter werden von der Gemeinde gestellt und unter-

halten. Sie bleiben ihr Eigentum.  
(2) Die Abfälle müssen in die von der Gemeinde gestellten Abfallbe-

hälter oder die dafür zur Verfügung gestellten Depotcontainer 
entsprechend deren Zweckbestimmung eingefüllt werden. Abfälle 
dürfen nicht in einer anderen Weise zum Einsammeln bereitge-
stellt oder neben die Abfallbehälter oder Depotcontainer gelegt 
werden.  

(3) Der Grundstückseigentümer hat dafür zu sorgen, dass die Abfall-
behälter allen Hausbewohnern zugänglich sind und ordnungs-
gemäß benutzt werden können. 

(4) Die Abfallbesitzer / -erzeuger haben die Abfälle getrennt nach 
Bioabfällen, Glas, Kunststoffen, Verbundstoffen, Altkleidern sowie 
Restabfällen zu halten und wie folgt zur Einsammlung im Rahmen 
der Abfallentsorgung durch die Gemeinde bereitzustellen:  
1. Bioabfälle sind in die schwarzen Abfallbehälter mit braunem 

Deckel einzufüllen, der auf dem Grundstück des Abfallbesitzers 
zur Verfügung steht und in diesen Abfallbehältern zur Abho-
lung bereitzustellen. Zur Sicherung der Kompostqualität und 
aus verarbeitungstechnischen Gründen dürfen zur Getrennt-
sammlung von Bioabfällen an den Anfallstellen keine Kunst-
stofftüten oder kunststoffähnlichen Abfallsäcke verwendet 
werden, auch dann nicht, wenn für diese der Nachweis der 
biologischen Abbaubarkeit erbracht wird. Die Gemeinde ist 
berechtigt, den Inhalt der Abfallgefäße stichprobenmäßig zu 
überprüfen und Fehlbefüllungen zu ahnden.  
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2. Glas ist sortiert nach Weiß- und Bunt-Glas in die bereitgestell-
ten Depotcontainer (Sammelcontainer) einzufüllen. 

3. Altkleider sind in Altkleidercontainern zu entsorgen. Im öf-
fentlichen Raum ist die Aufstellung von Altkleidercontainern 
gemeinnützigen, ortsansässigen Aufstellern vorbehalten. 

4. Metalle, Kunststoffe und Verbundstoffe aus Verkaufsverpa-
ckungen sind in die Gelbe Tonne einzufüllen, die auf dem 
Grundstück des Abfallbesitzers zur Verfügung stehen und in 
diesen Gelben Tonnen zur Abholung bereitzustellen. 

5. Restabfälle und Kunststoffe, die nicht aus Verkaufsverpackun-
gen stammen, sind in den schwarzen Restabfallbehälter ein-
zufüllen, der auf dem Grundstück des Abfallbesitzers zur Ver-
fügung steht und in diesem Abfallbehälter zur Abholung be-
reitzustellen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

2. Glas ist sortiert nach Weiß- und Bunt-Glas in die bereitgestell-
ten Depotcontainer (Sammelcontainer) einzufüllen. 

3. Altkleider sind in Altkleidercontainern zu entsorgen. Im öffent-
lichen Raum ist die Aufstellung von Altkleidercontainern ge-
meinnützigen, ortsansässigen Aufstellern vorbehalten.  

4. Einwegverpackungen aus Metall, Kunststoffen und Verbund-
stoffen von Verkaufsverpackungen sind in die Gelben Tonnen 
einzufüllen, die auf dem Grundstück des Abfallbesitzers zur 
Verfügung stehen und in diesen Gelben Tonnen zur Abholung 
bereitzustellen. 

5. Restabfälle und Kunststoffe, die nicht aus Verkaufsverpackun-
gen stammen, sind in den schwarzen Restabfallbehälter einzu-
füllen, der auf dem Grundstück des Abfallbesitzers zur Verfü-
gung steht und in diesem Abfallbehälter zur Abholung bereit-
zustellen. 

6. Elektro- und Elektronik-Altgeräte i. S. d. § 3 Nr. 1 ElektroG sind 
vom Besitzer der Altgeräte gemäß § 10 Abs. 1 Satz 1 ElektroG 
getrennt vom unsortierten Siedlungsabfall, insbesondere 
Sperrmüll, gesondert zu entsorgen oder zu einer von der Ge-

meinde benannten Sammelstelle zu bringen (§§ 13, 14 ElektroG). 
Besitzer von Altgeräten haben Altbatterien und Altakkumula-
toren, die nicht von Altgeräten umschlossen sind, gemäß § 10 
Abs. 1 Satz 2 ElektroG vor der Abgabe an der Erfassungsstelle 
von diesen zu trennen und der gesonderten Altbatterien-
Entsorgung zuzuführen. Dieses gilt gemäß § 10 Abs. 1 Satz 3 
ElektroG nicht, soweit nach § 14 Abs. 5 Satz 2 und Satz 3 Elekt-
roG Altgeräte separiert werden, um sie für die Wiederverwen-
dung vorzubereiten.  

7. Altbatterien i. S. d. § 2 Abs. 9 Batteriegesetz (BattG) sind vom 
Endnutzer (§ 2 Abs. 13 BattG) als Besitzer von Altbatterien ge-
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(5) Die Abfallbehälter sind schonend zu behandeln, sie dürfen nur 

soweit gefüllt werden, dass sich der Deckel schließen lässt. Abfäl-
le dürfen nicht neben die Abfallbehälter geworfen oder daneben 
gestellt werden. Abfälle dürfen nicht in den Abfallbehälter einge-
stampft oder in ihnen in einer Art und Weise verdichtet werden, 
so dass eine Entleerung am Abfallfahrzeug nicht mehr möglich 
ist, weil der Inhalt nicht mehr geschüttet werden kann und hier-
durch der Entleerungsvorgang ausgeschlossen wird.  
Das zulässige Füllgewicht wird für Abfallbehälter mit 120 l auf 60 
kg und für Abfallbehälter mit 240 l auf 110 kg und 1.100 l Abfall-
behälter auf 400 kg festgesetzt. 

Es ist nicht gestattet, brennende, glühende oder heiße Abfälle in 
Abfallbehälter zu füllen oder Abfälle im Abfallbehälter zu ver-
brennen. 

(6) Sperrige Gegenstände, Schnee und Eis sowie Abfälle, welche die 
Abfallbehälter oder das Sammelfahrzeug beschädigen oder un-
gewöhnlich verschmutzen können, dürfen nicht in die Abfallbe-
hälter und Abfallsäcke gefüllt werden.  

(7) Überlassungspflichtige Abfälle vom Grundstück des Abfallerzeu-
gers durch nicht übernahmeberechtigte Dritte dürfen nicht unter 
Zuhilfenahme der Abfallbehälter entgegengenommen werden. 

(8) Abfallsäcke müssen ab Abholtag zugebunden am Stellplatz des 
Abfallbehälters abgestellt werden. Sie müssen unbeschädigt sein, 
dürfen nicht mehr als 10 kg wiegen und müssen von Hand verla-

mäß § 11 Abs. 1 Satz 1 BattG vom unsortierten Siedlungsabfall 
einer getrennten Erfassung zuzuführen. Dieses gilt gemäß § 11 
Abs. 1 Satz 2 BattG nicht für Altbatterien, die in andere Pro-
dukte fest eingebaut worden sind. Die Gemeinde informiert 
darüber, in welcher Art und Weise die getrennte Rücknahme 
von Altbatterien erfolgen soll.  

(5) Die Abfallbehälter sind schonend zu behandeln, sie dürfen nur 
soweit gefüllt werden, dass sich der Deckel schließen lässt. Abfälle 
dürfen nicht neben die Abfallbehälter geworfen oder daneben 
gestellt werden. Abfälle dürfen nicht in den Abfallbehälter einge-
stampft oder in ihnen in einer Art und Weise verdichtet werden, 
so dass eine Entleerung am Abfallfahrzeug nicht mehr möglich 
ist, weil der  Inhalt nicht mehr geschüttet werden kann und 
hierdurch der Entleerungsvorgang ausgeschlossen wird.  
Das zulässige Füllgewicht wird für Abfallbehälter mit 120 l auf 60 
kg und für Abfallbehälter mit 240 l auf 110 kg und 1.100 l Abfall-
behälter auf 400 kg festgesetzt. 

Es ist nicht gestattet, brennende, glühende oder heiße Abfälle in 
Abfallbehälter zu füllen oder Abfälle im Abfallbehälter zu ver-
brennen. 

(6) Sperrige Gegenstände, Schnee und Eis sowie Abfälle, welche die 
Abfallbehälter oder das Sammelfahrzeug beschädigen oder un-
gewöhnlich verschmutzen können, dürfen nicht in die Abfallbe-
hälter und Abfallsäcke gefüllt werden.  

(7) Überlassungspflichtige Abfälle vom Grundstück des Abfallerzeu-
gers durch nicht übernahmeberechtigte Dritte dürfen nicht unter 
Zuhilfenahme der Abfallbehälter entgegengenommen werden. 

(8) Abfallsäcke müssen ab Abholtag zugebunden am Stellplatz des 
Abfallbehälters abgestellt werden. Sie müssen unbeschädigt sein, 
dürfen nicht mehr als 10 kg wiegen und müssen von Hand verla-
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den werden können. 
(9) Die Nutzung der Abfallbehälter darf nicht zu einer unzulässigen 

Inanspruchnahme des öffentlichen Straßenraumes führen. 
(10) Die Befüllung darf nur durch den Nutzungsberechtigten erfol-

gen. 
(11) Die Haftung für Schäden, die vor allem durch unsachgemäße 

Behandlung der Abfallbehälter oder durch Einbringen nicht zu-
gelassener Gegenstände an den Sammelfahrzeugen entstehen, 
richtet sich nach den allgemeinen Vorschriften. Beschädigungen 
oder Verlust von Abfallbehältern sind der Gemeinde unverzüg-
lich anzuzeigen. Für Schäden und den Verlust von Abfallbehäl-
tern haftet der Anschlusspflichtige, sofern er nicht glaubhaft ma-
chen kann, dass ihn hierbei kein Verschulden trifft. 

(12) Die Gemeinde gibt die Termine für die Einsammlung verwertba-
rer Stoffe und die Standorte der Annahmestellen / der Depot-
container (Sammelcontainer) rechtzeitig bekannt.  

(13) Zur Vermeidung von Lärmbelästigung dürfen Depotcontainer für 
Glas nur werktags in der Zeit von 07:00 bis 20:00 Uhr benutzt 
werden. 

den werden können. 
(9) Die Nutzung der Abfallbehälter darf nicht zu einer unzulässigen 

Inanspruchnahme des öffentlichen Straßenraumes führen. 
(10) Die Befüllung darf nur durch den Nutzungsberechtigten erfolgen. 

 
(11) Die Haftung für Schäden, die vor allem durch unsachgemäße Be-

handlung der Abfallbehälter oder durch Einbringen nicht zuge-
lassener Gegenstände an den Sammelfahrzeugen entstehen, rich-
tet sich nach den allgemeinen Vorschriften. Beschädigungen oder 
Verlust von Abfallbehältern sind der Gemeinde unverzüglich an-
zuzeigen. Für Schäden und den Verlust von Abfallbehältern haftet 
der Anschlusspflichtige, sofern er nicht glaubhaft machen kann, 
dass ihn hierbei kein Verschulden trifft. 

(12) Die Gemeinde gibt die Termine für die Einsammlung verwertbarer 
Stoffe und die Standorte der Annahmestellen / der Depotcontai-
ner (Sammelcontainer) rechtzeitig bekannt.  

(13) Zur Vermeidung von Lärmbelästigung dürfen Depotcontainer für 
Glas nur werktags in der Zeit von 07:00 bis 20:00 Uhr benutzt 
werden. 

§ 13 

Zulassung einer Entsorgungsgemeinschaft 

Auf Antrag der Grundstückseigentümer kann eine Entsorgungsge-
meinschaft für zwei unmittelbar benachbarte Grundstücke zugelassen 
werden. Die in der Entsorgungsgemeinschaft zugelassenen Grund-
stückseigentümer haften gegenüber der Gemeinde im Hinblick auf die 
zu zahlenden Abfallentsorgungsgebühren als Gesamtschuldner im 
Sinne der §§ 421 ff. BGB.  

§ 14 

Zulassung einer Entsorgungsgemeinschaft 

Auf Antrag der Grundstückseigentümer kann eine Entsorgungsge-
meinschaft für zwei unmittelbar benachbarte Grundstücke zugelassen 
werden. Die in der Entsorgungsgemeinschaft zugelassenen Grund-
stückseigentümer haften gegenüber der Gemeinde im Hinblick auf die 
zu zahlenden Abfallentsorgungsgebühren als Gesamtschuldner im 
Sinne der §§ 421 ff. BGB.  

§ 14 

Häufigkeit und Zeit der Leerung   

§ 15 

Häufigkeit und Zeit der Leerung   
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Die auf dem Grundstück des Abfallbesitzers vorhandenen Abfallbehäl-
ter dürfen nur einmal pro Abfuhrintervall bereitgestellt werden. 

Die Abfallbehälter werden wie folgt entleert: 
1. Die Abfallbehälter für Restmüll mit einem Fassungsvermögen 

von 120 Litern und 240 Litern werden 14-täglich entleert, 
2. die 1,1 cbm Container für Restmüll werden 14-täglich entleert, 
3. die Abfallbehälter für Bioabfall mit einem Fassungsvermögen 

von 120 Litern und 240 Litern werden 14-täglich entleert, im 
Zeitraum April bis einschließlich Oktober wöchentlich, 

4. die Gelben Tonnen für Verkaufsverpackungen aus Metall, 
Kunststoffen und Verbundstoffen werden zu den im Abfallter-
minkalender der Gemeinde angegebenen Terminen entsorgt. 

Die Tage der Abfuhr sowie notwendig werdende Änderungen der re-
gelmäßigen Abfuhrtage (z. B. wenn der regelmäßige Abfuhrtag auf 
einen gesetzlichen Feiertag fällt usw.) werden von der Gemeinde be-
stimmt und rechtzeitig bekannt gegeben.  

Die Behälter bzw. Abfallsäcke sind am Abfuhrtag bis 6:00 Uhr – frühes-
tens aber am Abend vor der Leerung - zur Entleerung / Abholung be-
reit zu stellen. Die Behälter sind nach der Leerung unverzüglich an 
ihren Standort zurück zu bringen. 

Die auf dem Grundstück des Abfallbesitzers vorhandenen Abfallbehäl-
ter dürfen nur einmal pro Abfuhrintervall bereitgestellt werden. 

Die Abfallbehälter werden wie folgt entleert: 
1. Die Abfallbehälter für Restmüll mit einem Fassungsvermögen 

von 120 Litern und 240 Litern werden 14-täglich entleert sowie 
die gemeindlich zugelassenen Restmüllsäcke (60 L) abgefahren. 

2. die Abfallbehälter für Bioabfall mit einem Fassungsvermögen 
von 120 Litern und 240 Litern werden 14-täglich entleert, im 
Zeitraum April bis einschließlich Oktober wöchentlich, 

3. die Gelben Tonnen für Leichtverpackungen aus Metall, Kunst-
stoffen und Verbundstoffen werden zu den im Abfallterminka-
lender der Gemeinde angegebenen Terminen entsorgt. 

Die Tage der Abfuhr sowie notwendig werdende Änderungen der re-
gelmäßigen Abfuhrtage (z. B. wenn der regelmäßige Abfuhrtag auf 
einen gesetzlichen Feiertag fällt usw.) werden von der Gemeinde be-
stimmt und rechtzeitig bekannt gegeben.  

Die Behälter bzw. Abfallsäcke sind am Abfuhrtag bis 6:00 Uhr – frühes-
tens aber am Abend vor der Leerung - zur Entleerung / Abholung be-
reitzustellen. Die Behälter sind nach der Leerung unverzüglich an ihren 
Standort zurückzubringen. 

§ 15 

Entsorgung von Sperrmüll  
(1) Sperrige Abfälle, die wegen ihres Umfanges oder ihres Gewichtes 

nicht in die nach dieser Satzung zugelassenen Abfallbehälter ein-
gefüllt werden können (Sperrmüll), werden auf Anforderung des 
Anschlussberechtigen und jedes anderen Abfallbesitzers im Gebiet 
der Gemeinde Ostbevern von der Gemeinde außerhalb der regel-
mäßigen Abfallentsorgung getrennt abgefahren oder sind zum 

§ 16 

Entsorgung von Sperrmüll  
(1) Sperrige Abfälle, die wegen ihres Umfanges oder ihres Gewichtes 

nicht in die nach dieser Satzung zugelassenen Abfallbehälter einge-
füllt werden können (Sperrmüll), werden auf Anforderung des An-
schlussberechtigen und jedes anderen Abfallbesitzers im Gebiet der 
Gemeinde Ostbevern von der Gemeinde außerhalb der regelmäßi-
gen Abfallentsorgung getrennt abgefahren oder sind zum Recyc-
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Recyclinghof zu bringen.  
(2) Der angemeldete Sperrmüll darf frühestens am Vorabend der an-

gekündigten Abholung bereitgestellt werden. Es darf nicht zu Be-
hinderungen der Verkehrsteilnehmer kommen. Der Sperrmüll ist in 
der Regel auf dem Grundstück auf ebener Erde, z. B. in Höfen, 
Vorgärten, Einfahrten oder Garagen am Abfuhrtag für das Sam-
melfahrzeug verkehrstechnisch einwandfrei erreichbar gesondert 
bereitzustellen und so zu sichern, dass Verkehrsteilnehmer nicht 
behindert oder gefährdet werden.  
Bewegliche Sachen und Stoffe, die kein Sperrmüll sind oder von 
der Sperrmüllsammlung nicht erfasst werden, werden am Bereit-
stellungsplatz zurückgelassen. In diesem Fall ist der Abfallbesitzer 
zu einer unverzüglichen und schadlosen Wiederherstellung des Be-
reitstellungsortes verpflichtet. 

linghof zu bringen.  
(2) Der angemeldete Sperrmüll darf frühestens am Vorabend der an-

gekündigten Abholung bereitgestellt werden. Es darf nicht zu Be-
hinderungen der Verkehrsteilnehmer kommen. Der Sperrmüll ist in 
der Regel auf dem Grundstück auf ebener Erde, z. B. in Höfen, Vor-
gärten, Einfahrten oder Garagen am Abfuhrtag für das Sammel-
fahrzeug verkehrstechnisch einwandfrei erreichbar gesondert be-
reitzustellen und so zu sichern, dass Verkehrsteilnehmer nicht be-
hindert oder gefährdet werden.  
Bewegliche Sachen und Stoffe, die kein Sperrmüll sind oder von der 
Sperrmüllsammlung nicht erfasst werden, werden am Bereitstel-
lungsplatz zurückgelassen. In diesem Fall ist der Abfallbesitzer zu 
einer unverzüglichen und schadlosen Wiederherstellung des Bereit-
stellungsortes verpflichtet. 

§ 16 

Anmeldepflicht 
(1) Der Grundstückseigentümer hat der Gemeinde den erstmaligen 

Anfall von Abfällen, die voraussichtliche Menge, die Anzahl der auf 
dem Grundstück wohnenden Personen sowie jede wesentliche 
Veränderung der anfallenden Abfälle, ihrer Menge oder der auf 
dem Grundstück wohnenden Personenzahl unverzüglich anzumel-
den. 

(2) Wechselt der Grundstückseigentümer, so sind sowohl der bisheri-
ge als auch der neue Eigentümer verpflichtet, die Gemeinde unver-
züglich zu benachrichtigen.  

§ 17 

Anmeldepflicht 
(1) Der Grundstückseigentümer hat der Gemeinde den erstmaligen 

Anfall von Abfällen, die voraussichtliche Menge, die Anzahl der auf 
dem Grundstück wohnenden Personen sowie jede wesentliche Ver-
änderung der anfallenden Abfälle, ihrer Menge oder der auf dem 
Grundstück wohnenden Personenzahl unverzüglich anzumelden. 

(2) Wechselt der Grundstückseigentümer, so sind sowohl der bisherige 
als auch der neue Eigentümer verpflichtet, die Gemeinde unverzüg-
lich zu benachrichtigen.  

§ 17 

Auskunftspflicht, Betretungsrecht, Duldungspflicht 
(1) Der Grundstückseigentümer, der Nutzungsberechtigte oder der 

Abfallbesitzer / Abfallerzeuger sind verpflichtet, über § 16 hinaus 

§ 18 

Auskunftspflicht, Betretungsrecht, Duldungspflicht 
(1) Der Grundstückseigentümer, der Nutzungsberechtigte oder der 

Abfallbesitzer / Abfallerzeuger sind verpflichtet, über § 17 hinaus al-
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alle für die Abfallentsorgung erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 
Hierzu gehört insbesondere die Mitteilung über die Anzahl der Be-
schäftigten, ihre Arbeitszeiten, die Anzahl der Betten in Kliniken 
und Beherbergungsunternehmen. 

(2) Die Eigentümer und Besitzer von Grundstücken, auf denen über-
lassungspflichtige Abfälle anfallen sind nach § 19 Abs. 1 Satz 1 
KrWG verpflichtet, das Aufstellen von Abfallgefäßen auf ihrem 
Grundstück sowie das Betreten des Grundstücks zum Zweck des 
Einsammelns und zur Überwachung des Getrennthaltens und der 
Verwertung von Abfällen zu dulden. 

(3) Den Bediensteten und Beauftragten der Gemeinde ist zur Prüfung, 
ob die Vorschriften dieser Satzung befolgt werden, im Rahmen des 
§ 19 Abs. 1 KrWG ungehinderter Zutritt zu Grundstücken zu ge-
währen, für die nach dieser Satzung Anschluss- und Benutzungs-
zwang besteht. 

(4) Die Anordnungen der Beauftragten sind zu befolgen. 
(5) Die Beauftragten haben sich durch einen von der Gemeinde aus-

gestellten Dienstausweis auszuweisen. 
(6) Das Grundrecht auf Unverletzlichkeit der Wohnung (Art. 13 Abs. 1 

Grundgesetz) wird insoweit durch § 19 Abs. 1 Satz 3 KrWG einge-
schränkt. 

le für die Abfallentsorgung erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 
Hierzu gehört insbesondere die Mitteilung über die Anzahl der Be-
schäftigten, ihre Arbeitszeiten, die Anzahl der Betten in Beherber-
gungsunternehmen. 

(2) Die Eigentümer und Besitzer von Grundstücken, auf denen überlas-
sungspflichtige Abfälle anfallen sind nach § 19 Abs. 1 Satz 1 KrWG 
verpflichtet, das Aufstellen von Abfallgefäßen auf ihrem Grundstück 
sowie das Betreten des Grundstücks zum Zweck des Einsammelns 
und zur Überwachung des Getrennthaltens und der Verwertung 
von Abfällen zu dulden. 

(3) Den Bediensteten und Beauftragten der Gemeinde ist zur Prüfung, 
ob die Vorschriften dieser Satzung befolgt werden, im Rahmen des 
§ 19 Abs. 1 KrWG ungehinderter Zutritt zu Grundstücken zu gewäh-
ren, für die nach dieser Satzung Anschluss- und Benutzungszwang 
besteht. 

(4) Die Anordnungen der Beauftragten sind zu befolgen. 
(5) Die Beauftragten haben sich durch einen von der Gemeinde ausge-

stellten Dienstausweis auszuweisen. 
(6) Das Grundrecht auf Unverletzlichkeit der Wohnung (Art. 13 Abs. 1 

Grundgesetz) wird insoweit durch § 19 Abs. 1 Satz 3 KrWG einge-
schränkt. 

§ 18 

Unterbrechung der Abfallentsorgung 
(1) Unterbleibt die der Gemeinde obliegende Abfallentsorgung bei 

vorübergehenden Einschränkungen, Unterbrechungen oder Ver-
spätungen infolge von Betriebsstörungen, Streiks, betriebsnot-
wendigen Arbeiten oder behördlichen Verfügungen, werden die 
erforderlichen Maßnahmen so bald wie möglich nachgeholt oder 
Alternativen geschaffen. Der Fall von „Höherer Gewalt“ ist hiervon 

§ 19 

Unterbrechung der Abfallentsorgung 
(1) Unterbleibt die der Gemeinde obliegende Abfallentsorgung bei 

vorübergehenden Einschränkungen, Unterbrechungen oder Ver-
spätungen infolge von Betriebsstörungen, Streiks, betriebsnotwen-
digen Arbeiten oder behördlichen Verfügungen, werden die erfor-
derlichen Maßnahmen so bald wie möglich nachgeholt oder Alter-
nativen geschaffen. Der Fall von „Höherer Gewalt“ ist hiervon aus-
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ausgeschlossen. 
(2) In Fällen des Absatzes 1 besteht kein Anspruch auf Ermäßigung 

der Gebühren oder auf Schadensersatz.  

geschlossen. 
(2) In Fällen des Absatzes 1 besteht kein Anspruch auf Ermäßigung der 

Gebühren oder auf Schadensersatz.  
§ 19 

Benutzung der kommunalen Abfallentsorgungseinrichtung / An-
fall und Überlassung der Abfälle 

(1) Die gebührenpflichtige Benutzung der kommunalen Abfallentsor-
gungseinrichtung beginnt, wenn dem anschluss- und benutzungs-
pflichtigen Grundstückseigentümer ein oder mehrere Abfallgefäße 
zur Verfügung gestellt worden sind oder ein oder mehrere Abfall-
gefäße anderweitig vorhanden sind und diese zur Abfallüberlas-
sung bereitgestellt werden und dass an die kommunale Abfallent-
sorgungseinrichtung angeschlossene Grundstück mit Abfallfahr-
zeugen zur Entleerung dieser Abfallbehältnisse angefahren wird. 

(2) Der Benutzungspflichtige hat Abfälle zur Verwertung und Abfälle 
zur Beseitigung von der Anfallstelle an getrennt zu halten und in 
die dafür vorgesehenen Behältnisse einzubringen, damit die für die 
Abfallarten vorgesehene Abfallentsorgungsmaßnahme durchge-
führt werden kann.  

(3) Abfälle gelten zum Einsammeln und Befördern als angefallen, 
wenn die Voraussetzungen des Abfallbegriffs gemäß § 3 Abs. 1 
KrWG erstmals erfüllt sind.   

(4) Abfall gilt als bereitgestellt, wenn der Abfallerzeuger oder –besitzer 
das betreffende Material in Entledigungsabsicht absondert, für ei-
ne Abholung kennzeichnet oder in zur Abholung bestimmte Be-
hältnisse eingibt. 

(5) Abfall wird dadurch überlassen, dass der Abfallerzeuger oder –
besitzer diesen der Gemeinde zur Übernahme des Abfallbesitzes 
tatsächlich zur Verfügung stellt. 

(6) Die Gemeinde ist nicht verpflichtet, im Abfall nach verlorenen Ge-

§ 20 

Benutzung der kommunalen Abfallentsorgungseinrichtung /  
Anfall und Überlassung der Abfälle 

(1) Die gebührenpflichtige Benutzung der kommunalen Abfallentsor-
gungseinrichtung beginnt, wenn dem anschluss- und benutzungs-
pflichtigen Grundstückseigentümer ein oder mehrere Abfallgefäße 
zur Verfügung gestellt worden sind oder ein oder mehrere Abfall-
gefäße anderweitig vorhanden sind und diese zur Abfallüberlas-
sung bereitgestellt werden und dass an die kommunale Abfallent-
sorgungseinrichtung angeschlossene Grundstück mit Abfallfahr-
zeugen zur Entleerung dieser Abfallbehältnisse angefahren wird. 

(2) Der Benutzungspflichtige hat Abfälle zur Verwertung und Abfälle 
zur Beseitigung von der Anfallstelle an getrennt zu halten und in 
die dafür vorgesehenen Behältnisse einzubringen, damit die für die 
Abfallarten vorgesehene Abfallentsorgungsmaßnahme durchge-
führt werden kann.  

(3) Abfälle gelten zum Einsammeln und Befördern als angefallen, wenn 
die Voraussetzungen des Abfallbegriffs gemäß § 3 Abs. 1 KrWG 
erstmals erfüllt sind.   

(4) Abfall gilt als bereitgestellt, wenn der Abfallerzeuger oder –besitzer 
das betreffende Material in Entledigungsabsicht absondert, für eine 
Abholung kennzeichnet oder in zur Abholung bestimmte Behältnis-
se eingibt. 

(5) Abfall wird dadurch überlassen, dass der Abfallerzeuger oder –
besitzer diesen der Gemeinde zur Übernahme des Abfallbesitzes 
tatsächlich zur Verfügung stellt. 

(6) Die Gemeinde ist nicht verpflichtet, im Abfall nach verlorenen Ge-
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genständen suchen zu lassen. Im Abfall vorgefundene Wertgegen-
stände werden als Fundsachen behandelt. 

(7) Unbefugten ist nicht gestattet, angefallene und zur Abholung be-
reitgestellte Abfälle zu durchsuchen oder wegzunehmen. 

genständen suchen zu lassen. Im Abfall vorgefundene Wertgegen-
stände werden als Fundsachen behandelt. 

(7) Unbefugten ist nicht gestattet, angefallene und zur Abholung be-
reitgestellte Abfälle zu durchsuchen oder wegzunehmen. 

§ 20 

Abfallentsorgungsgebühren 

Für die Benutzung der kommunalen Abfallentsorgungseinrichtung der 
Gemeinde Ostbevern und die sonstige Erfüllung abfallwirtschaftlicher 
Aufgaben durch die Gemeinde Ostbevern werden Abfallentsorgungs-
gebühren nach der zu dieser Satzung erlassenen Gebührensatzung für 
die kommunale Abfallentsorgungseinrichtung der Gemeinde Ostbe-
vern erhoben.  

§ 21 

Abfallentsorgungsgebühren 

Für die Benutzung der kommunalen Abfallentsorgungseinrichtung der 
Gemeinde Ostbevern und die sonstige Erfüllung abfallwirtschaftlicher 
Aufgaben durch die Gemeinde Ostbevern werden Abfallentsorgungs-
gebühren nach der zu dieser Satzung erlassenen Gebührensatzung für 
die kommunale Abfallentsorgungseinrichtung der Gemeinde Ostbe-
vern erhoben.  

§ 21 

Andere Berechtigte und Verpflichtete 

Die sich aus dieser Satzung für die Grundstückseigentümer ergeben-
den Rechte und Pflichten gelten entsprechend für Erbbauberechtigte, 
Wohnungseigentümer und sonstige Nutzungsberechtigte im Sinne 
des Wohnungseigentumsgesetzes, Nießbraucher sowie alle sonstigen 
zum Besitz eines Grundstücks dinglich Berechtigten. Die Grundstücks-
eigentümer werden von ihren Verpflichtungen nicht dadurch befreit, 
dass neben ihnen andere Anschluss- und Benutzungspflichtige vor-
handen sind.  

§ 22 

Andere Berechtigte und Verpflichtete 

Die sich aus dieser Satzung für die Grundstückseigentümer ergeben-
den Rechte und Pflichten gelten entsprechend für Erbbauberechtigte, 
Wohnungseigentümer und sonstige Nutzungsberechtigte im Sinne des 
Wohnungseigentumsgesetzes, Nießbraucher sowie alle sonstigen zum 
Besitz eines Grundstücks dinglich Berechtigten. Die Grundstückseigen-
tümer werden von ihren Verpflichtungen nicht dadurch befreit, dass 
neben ihnen andere Anschluss- und Benutzungspflichtige vorhanden 
sind.  

 

§ 22 

Begriff des Grundstücks 

Grundstück im Sinne dieser Satzung ist unabhängig von der Eintra-
gung im Liegenschaftskataster und im Grundbuch und ohne Rücksicht 

 

§ 23 

Begriff des Grundstücks 

Grundstück im Sinne dieser Satzung ist unabhängig von der Eintra-
gung im Liegenschaftskataster und im Grundbuch und ohne Rücksicht 
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auf die Grundstücksbezeichnung jeder zusammenhängende Grundbe-
sitz, der eine selbständige wirtschaftliche Einheit bildet.  

auf die Grundstücksbezeichnung jeder zusammenhängende Grundbe-
sitz, der eine selbständige wirtschaftliche Einheit bildet.  

§ 23 

Modellversuche 

Zur Erprobung und Einführung von neuen Methoden und Systemen 
zur Erfassung, Sammlung und zum Transport von Abfällen können in 
Abstimmung bzw. ggfs. in Zusammenarbeit mit dem Kreis Warendorf 
Modellversuche mit örtlicher oder zeitlich begrenzter Wirkung (Pilot-
projekte) durchgeführt werden.  

§ 24 

Modellversuche 

Zur Erprobung und Einführung von neuen Methoden und Systemen 
zur Erfassung, Sammlung und zum Transport von Abfällen können in 
Abstimmung bzw. ggfs. in Zusammenarbeit mit dem Kreis Warendorf 
Modellversuche mit örtlicher oder zeitlich begrenzter Wirkung (Pilot-
projekte) durchgeführt werden.  

§ 24 

Ordnungswidrigkeiten 
(1) Unbeschadet der im Bundes- oder Landesrecht getroffenen Rege-

lungen handelt ordnungswidrig, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
dieser Satzung zuwiderhandelt, indem er  
1. Entgegen den Vorschriften in § 12 Abs. 4 und § 19 Abs. 2 dieser 

Satzung die dort genannten Abfälle nicht sortenrein getrennt 
hält und nicht in die dafür zur Verfügung gestellten entspre-
chenden Sammeleinrichtungen entsorgt; 

2. Nach § 3 dieser Satzung ausgeschlossene Abfälle der Gemeinde 
zum Einsammeln oder Befördern überlässt; 

3. Überlassungspflichtige Abfälle der Gemeinde nicht überlässt 
oder von der Gemeinde bestimmte Abfallbehälter und Abfall-
säcke zum Einfüllen von Abfällen nicht benutzt und damit dem 
Anschluss- und Benutzungszwang in § 5 dieser Satzung zuwi-
der handelt; 

4. Stellplätze und Transportwege für die Behälter entgegen § 11 
Abs. 3 dieser Satzung nicht in ordnungsgemäßen Zustand hält; 

5. Entgegen § 11 a dieser Satzung manuelle oder technische Ein-

§ 25 

Ordnungswidrigkeiten 
(1) Unbeschadet der im Bundes- oder Landesrecht getroffenen Rege-

lungen handelt ordnungswidrig, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
dieser Satzung zuwiderhandelt, indem er  
1. Entgegen den Vorschriften in § 13 Abs. 4 und § 20 Abs. 2 dieser 

Satzung die dort genannten Abfälle nicht sortenrein getrennt 
hält und nicht in die dafür zur Verfügung gestellten entspre-
chenden Sammeleinrichtungen entsorgt; 

2. Nach § 3 dieser Satzung ausgeschlossene Abfälle der Gemeinde 
zum Einsammeln oder Befördern überlässt; 

3. Überlassungspflichtige Abfälle der Gemeinde nicht überlässt 
oder von der Gemeinde bestimmte Abfallbehälter und Abfallsä-
cke zum Einfüllen von Abfällen nicht benutzt und damit dem 
Anschluss- und Benutzungszwang in § 6 dieser Satzung zuwider 
handelt; 

4. Stellplätze und Transportwege für die Behälter entgegen § 12 
Abs. 3 dieser Satzung nicht in ordnungsgemäßen Zustand hält; 

5. Entgegen § 12 a dieser Satzung manuelle oder technische Ein-
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richtungen zur Modifizierung der Abfallentsorgung ohne Ge-
nehmigung betreibt; 

6. Für bestimmte Abfälle vorgesehene Behälter oder Abfallsäcke 
entgegen 
§ 12 Abs. 4 dieser Satzung mit anderen Abfällen füllt; 

7. Abfallbehälter entgegen den Befüllungsvorgaben in § 12 Abs. 2, 
Abs. 4, Abs. 5, Abs. 6 dieser Satzung befüllt; 

8. Entgegen § 12 Abs. 3, Abs. 7 und Abs. 11 dieser Satzung Ab-
fallbehältnisse nicht bestimmungsgemäß benutzt; 

9. Entgegen den Regelungen des § 12 Abs. 10 dieser Satzung in 
ihm nicht zur Nutzung überlassene Abfallbehälter füllt; 

10. Den erstmaligen Anfall von Abfällen oder wesentliche Verände-
rungen des Abfalls gemäß § 16 dieser Satzung nicht unverzüg-
lich anmeldet; 

11. Anfallende Abfälle entgegen § 19 Abs. 3, 4 und 5 i. V. m § 19 
Abs. 7 dieser Satzung unbefugt durchsucht oder wegnimmt; 

12. Abfälle in anderer als in dieser Satzung bestimmten Weise zum 
Einsammeln bereitstellt oder Abfälle bzw. Wertstoffe neben die 
Abfallbehälter oder Depotcontainer oder Sammelplätze legt. 
Dies gilt auch dann, wenn das Entsorgen dieser Wertstoffe auf-
grund Überfüllung der Depotcontainer oder Sammelstellen 
nicht möglich ist; 

13. Die Depotcontainer außerhalb der zugelassenen Zeiten benutzt 
(§ 12 Abs. 13 dieser Satzung); 

14. Entgegen § 14 dieser Satzung den bereitstehenden Abfallbe-
hälter mehr als einmal pro Abfuhrintervall zur Leerung bereit-
stellt; 

15. Nicht zum Sperrmüll gehörende Stoffe im Rahmen der Sperr-
müllabfuhr zur Abholung bereitstellt; 

16. Der Gemeinde die erforderlichen Auskünfte nicht erteilt (§ 17 

richtungen zur Modifizierung der Abfallentsorgung ohne Ge-
nehmigung betreibt; 

6. Für bestimmte Abfälle vorgesehene Behälter oder Abfallsäcke 
entgegen 
§ 13 Abs. 4 dieser Satzung mit anderen Abfällen füllt; 

7. Abfallbehälter entgegen den Befüllungsvorgaben in § 13 Abs. 2, 
Abs. 4, Abs. 5, Abs. 6 dieser Satzung befüllt; 

8. Entgegen § 13 Abs. 3, Abs. 7 und Abs. 11 dieser Satzung Abfall-
behältnisse nicht bestimmungsgemäß benutzt; 

9. Entgegen den Regelungen des § 13 Abs. 10 dieser Satzung in 
ihm nicht zur Nutzung überlassene Abfallbehälter füllt; 

10. Den erstmaligen Anfall von Abfällen oder wesentliche Verände-
rungen des Abfalls gemäß § 17 dieser Satzung nicht unverzüg-
lich anmeldet; 

11. Anfallende Abfälle entgegen § 20 Abs. 3, 4 und 5 i. V. m § 20 
Abs. 7 dieser Satzung unbefugt durchsucht oder wegnimmt; 

12. Abfälle in anderer als in dieser Satzung bestimmten Weise zum 
Einsammeln bereitstellt oder Abfälle bzw. Wertstoffe neben die 
Abfallbehälter oder Depotcontainer oder Sammelplätze legt. 
Dies gilt auch dann, wenn das Entsorgen dieser Wertstoffe auf-
grund Überfüllung der Depotcontainer oder Sammelstellen 
nicht möglich ist; 

13. Die Depotcontainer außerhalb der zugelassenen Zeiten benutzt 
(§ 13 Abs. 12 dieser Satzung); 

14. Entgegen § 15 dieser Satzung den bereitstehenden Abfallbehäl-
ter mehr als einmal pro Abfuhrintervall zur Leerung bereitstellt; 

15. Nicht zum Sperrmüll gehörende Stoffe im Rahmen der Sperr-
müllabfuhr zur Abholung bereitstellt; 

16. Der Gemeinde die erforderlichen Auskünfte nicht erteilt (§ 18 
Abs. 1 dieser Satzung) und / oder als Verpflichteter seine Pflich-
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Abs. 1 dieser Satzung) und / oder als Verpflichteter seine Pflich-
ten aus § 17 Abs. 2 dieser Satzung verletzt; 

17. Entgegen den Regelungen des § 15 Abs. 2 dieser Satzung 
Sperrmüll bereitstellt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 50.000 € 
geahndet werden, soweit nicht andere gesetzliche Bestimmungen 
hierfür eine höhere Geldbuße vorsehen.  

ten aus § 18 Abs. 2 dieser Satzung verletzt; 
17. Entgegen den Regelungen des § 16 Abs. 2 dieser Satzung 

Sperrmüll bereitstellt. 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 50.000 € 

geahndet werden, soweit nicht andere gesetzliche Bestimmungen 
hierfür eine höhere Geldbuße vorsehen.  

§ 25 

Hinweise zum Satzungstext 

Die Bezeichnung der männlichen Form (z. B. Eigentümer) gilt gleich-
ermaßen für die weibliche Form. 

§ 26 

Hinweise zum Satzungstext 

Die Bezeichnung der männlichen Form (z. B. Eigentümer) gilt 
gleichermaßen für die weibliche Form. 

§ 26 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Die Satzung tritt rückwirkend zum 01.01.2021 in Kraft. Gleichzeitig tritt 
die Satzung über die Abfallentsorgung in der Gemeinde Ostbevern 
vom 21.01.2016 in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.01.2016 
außer Kraft. 

§ 27 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Die Satzung tritt am 23.06.2022 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung 
über die Abfallentsorgung in der Gemeinde Ostbevern in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 26.03.2021 außer Kraft. 
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Synopse der alten und neuen Fassung der Satzung über die Abfallentsorgung in der Gemeinde Ostbevern 
 

 

Alte Fassung vom 26.03.2021 Entwurf neue Fassung 

Satzung über die Abfallentsorgung 

in der Gemeinde Ostbevern 
vom 26.03.2021 

Satzung über die Abfallentsorgung 

in der Gemeinde Ostbevern 
vom __________ 

Aufgrund der §§ 7 und 8 der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (GO NRW), des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG), § 
7 der Gewerbeabfall-Verordnung (GewAbfV), der §§ 8 und 9 des Ab-
fallgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (LAbfG NRW), § 5 Ab-
satz 7 LAbfG NRW in Verbindung mit dem Gesetz über die kommuna-
le Gemeinschaftsarbeit (GKG NRW), sowie des § 17 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten (OWiG) – in den jeweils geltenden Fassungen- 
hat der Rat der Gemeinde Ostbevern in seiner Sitzung am 25.03.2021 
folgende Satzung beschlossen: 

Aufgrund der §§ 7 und 8 der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (GO NRW), des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG), § 
7 der Gewerbeabfall-Verordnung (GewAbfV), der §§ 8 und 9 des Ab-
fallgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (LAbfG NRW), § 5 Ab-
satz 7 LAbfG NRW in Verbindung mit dem Gesetz über die kommunale 
Gemeinschaftsarbeit (GKG NRW), des Elektro-und Elektronikgerätege-
setzes (ElektroG), des Batteriegesetzes (BattG), des Verpackungsgeset-
zes (VerpackG - Art. 1 des Gesetzes zur Fortentwicklung der haushalts-
nahen Getrennthaltung von wertstoffhaltigen Abfällen), der §§ 5 und 9 
des Landeskreislaufwirtschaftsgesetzes für das Land NRW (LKrWG 
NRW), sowie des § 17 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) 
– in den jeweils geltenden Fassungen – hat der Rat der Gemeinde Ost-
bevern in seiner Sitzung am ___________ folgende Satzung beschlossen: 

§ 1 

Aufgaben und Ziele 
(1) Die Gemeinde Ostbevern betreibt die Abfallentsorgung in ihrem 

Gebiet nach Maßgabe der Gesetze und dieser Satzung als öffentli-
che Einrichtung. Diese öffentliche Einrichtung wird als „kommunale 
Abfallentsorgungseinrichtung“ bezeichnet und bildet eine rechtli-

§ 1 

Aufgaben und Ziele 
(1) Die Gemeinde Ostbevern betreibt die Abfallentsorgung in ihrem 

Gebiet nach Maßgabe der Gesetze und dieser Satzung als öffentli-
che Einrichtung. Diese öffentliche Einrichtung wird als „kommunale 
Abfallentsorgungseinrichtung“ bezeichnet und bildet eine rechtli-
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che und wirtschaftliche Einheit. 
(2) Die Gemeinde Ostbevern erfüllt insbesondere folgende abfallwirt-

schaftliche Aufgaben, die ihr gesetzlich zugewiesen sind:  * 
1. Einsammeln und Befördern von Abfällen, die im Gemeindege-

biet anfallen. 
2. Information und Beratung über die Möglichkeiten der Vermei-

dung, Verwertung und Entsorgung von Abfällen (§ 46 KrWG). 
 

3. Aufstellung, Unterhaltung und Entleerung von Straßenabfallbe-
hältern, soweit dies nach den örtlichen Gegebenheiten erfor-
derlich ist. 

4. Einsammlung von verbotswidrigen Abfallablagerungen von den 
der Allgemeinheit zugänglichen Grundstücken im Gemeinde-
gebiet. 

(3) Die Sortierung, Verwertung, Behandlung, Lagerung, Verbrennung 
und Deponierung der Abfälle wird vom Kreis nach einer von ihm 
hierfür erlassenen Abfallsatzung wahrgenommen. 

(4) Die Gemeinde Ostbevern kann sich zur Durchführung der Aufga-
ben nach den Absätzen 1 - 3 Dritter bedienen (§ 22 KrWG). 

(5) Die Gemeinde Ostbevern wirkt darauf hin, dass bei Veranstaltun-
gen, die auf Grundstücken oder in öffentlichen Einrichtungen der 
Gemeinde durchgeführt werden die Maßgaben des § 2 LAbfG 
NRW beachtet und insbesondere vorrangig Gebrauchsgüter ver-
wendet werden, die sich durch Wiederverwendbarkeit oder Ver-
wertbarkeit auszeichnen. 

che und wirtschaftliche Einheit. 
(2) Die Gemeinde Ostbevern erfüllt insbesondere folgende abfallwirt-

schaftliche Aufgaben, die ihr gesetzlich zugewiesen sind:   
1. Einsammeln und Befördern von Abfällen, die im Gemeindege-

biet anfallen. 
2.  Information und Beratung über die Möglichkeiten der Vermei-

dung, Verwertung und Entsorgung von Abfällen (§ 46 KrWG i. V. 
m. § 3 LKrWG NRW) 

3. Aufstellung, Unterhaltung und Entleerung von Straßenabfallbe-
hältern, soweit dies nach den örtlichen Gegebenheiten erforder-
lich ist. 

4. Einsammlung von verbotswidrigen Abfallablagerungen von den 
der Allgemeinheit zugänglichen Grundstücken im Gemeindege-
biet. 

(3) Die Sortierung, Verwertung, Behandlung, Lagerung, Verbrennung 
und Deponierung der Abfälle wird vom Kreis nach einer von ihm 
hierfür erlassenen Abfallsatzung wahrgenommen. 

(4) Die Gemeinde Ostbevern kann sich zur Durchführung der Aufga-
ben nach den Absätzen 1 - 3 Dritter bedienen (§ 22 KrWG). 

(5) Die Gemeinde Ostbevern wirkt darauf hin, dass bei Veranstaltun-
gen, die auf Grundstücken oder in öffentlichen Einrichtungen der 
Gemeinde durchgeführt werden, die Maßgaben des § 2 LAbfG 
NRW beachtet und insbesondere vorrangig Gebrauchsgüter ver-
wendet werden, die sich durch Wiederverwendbarkeit oder Ver-
wertbarkeit auszeichnen. 

§ 2 

Abfallentsorgungsleistungen der Gemeinde Ostbevern 
(1) Die Entsorgung von Abfällen durch die Gemeinde Ostbevern um-

fasst das Einsammeln und Befördern der Abfälle zu den Abfallent-
sorgungsanlagen oder Müllumschlagstationen des Kreises, wo sie 

§ 2 

Abfallentsorgungsleistungen der Gemeinde Ostbevern 
(1) Die Entsorgung von Abfällen durch die Gemeinde Ostbevern um-

fasst das Einsammeln und Befördern der Abfälle zu den Abfallent-
sorgungsanlagen oder Müllumschlagstationen des Kreises, wo sie 
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sortiert, verwertet oder umweltverträglich beseitigt werden. Wie-
derverwertbare Abfälle werden getrennt eingesammelt und beför-
dert, damit sie einer Verwertung zugeführt werden können. 

(2) Für die Sammel- und Beförderungsaufgaben der Abfallarten Alt-
papier, schadstoffhaltigen Abfällen, Elektro- und Elektronikgeräten 
und Metallen ist aufgrund von Vereinbarungen nach § 5 Abs. 7 
LAbfG in Verbindung mit dem GKG der Kreis Warendorf zuständig. 
Dieser hat die AWG kommunal beauftragt, die Aufgaben als Dritt-
beauftragte wahrzunehmen. Diese Regelungen zu Sammlung und 
Transport von den in der Anlage benannten Abfallarten ergeben 
sich aus der Wert- und Schadstoffsatzung des Kreises Warendorf 
vom 23.10.2015.  

(3) Im Einzelnen erbringt die Gemeinde gegenüber dem Benutzer der 
kommunalen Abfallentsorgungseinrichtung folgende Abfallent-
sorgungsleistungen:   
1. Einsammeln und Befördern von Restabfall. 
2. Einsammeln und Befördern von Bioabfällen. Unter Bioabfällen 

sind hierbei alle im Abfall enthaltenen biologisch abbaubaren 
Abfallanteile zu verstehen (vgl. § 3 Abs. 7 KrWG). 

3. Einsammeln und Befördern von sperrigen Abfällen / Sperrmüll. 
4. Information und Beratung über die Vermeidung, Verwertung 

und Entsorgung von Abfällen. 
5. Aufstellen, Unterhalten und Entleeren von Straßenabfallbehäl-

ter. 
6. Einsammeln von Abfällen, die unerlaubt auf öffentlich zugängli-

chen Flächen abgelagert worden sind. 
7. Betrieb eines Recyclinghofes. 
Das Einsammeln und Befördern der Abfälle erfolgt durch eine 
grundstücksbezogene Abfallentsorgung mit Abfallgefäßen 
(Restabfall, Bioabfall), durch grundstücksbezogene Sammlungen 

sortiert, verwertet oder umweltverträglich beseitigt werden. Wie-
derverwertbare Abfälle werden getrennt eingesammelt und beför-
dert, damit sie einer Verwertung zugeführt werden können. 

(2) Für die Sammel- und Beförderungsaufgaben der Abfallarten Altpa-
pier, schadstoffhaltigen Abfällen, Elektro- und Elektronikgeräten 
und Metallen ist aufgrund von Vereinbarungen nach § 5 Abs. 7 
LAbfG in Verbindung mit dem GKG der Kreis Warendorf zuständig. 
Dieser hat die AWG kommunal beauftragt, die Aufgaben als Dritt-
beauftragte wahrzunehmen. Diese Regelungen zu Sammlung und 
Transport von den in der Anlage benannten Abfallarten ergeben 
sich aus der Satzung für Wertstoffe und gefährliche Abfälle des 
Kreises Warendorf vom 01.04.2022.  

(3) Im Einzelnen erbringt die Gemeinde gegenüber dem Benutzer der 
kommunalen Abfallentsorgungseinrichtung folgende Abfallentsor-
gungsleistungen:   
1. Einsammeln und Befördern von Restabfall. 
2. Einsammeln und Befördern von Bioabfällen. Unter Bioabfällen 

sind hierbei alle im Abfall enthaltenen biologisch abbaubaren 
Abfallanteile zu verstehen (vgl. § 3 Abs. 7 KrWG). 

3. Einsammeln und Befördern von sperrigen Abfällen / Sperrmüll. 
4. Information und Beratung über die Vermeidung, Verwertung 

und Entsorgung von Abfällen. 
5. Aufstellen, Unterhalten und Entleeren von Straßenabfallbehäl-

tern. 
6. Einsammeln von Abfällen, die unerlaubt auf öffentlich zugängli-

chen Flächen abgelagert worden sind. 
7. Betrieb eines Recyclinghofes. 
Das Einsammeln und Befördern der Abfälle erfolgt durch eine 
grundstücksbezogene Abfallentsorgung mit Abfallgefäßen (Restab-
fall, Bioabfall), durch grundstücksbezogene Sammlungen im Hol-
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im Holsystem (Sperrmüll) sowie durch eine getrennte Einsamm-
lung von Abfällen außerhalb der regelmäßigen grundstücksbezo-
genen Abfallentsorgung (Sonderabfälle) und durch Annahme von 
Abfällen am Recyclinghof. Die näheren Einzelheiten sind in den §§ 
9 – 15 dieser Satzung geregelt. 

(4) Das Einsammeln und Befördern von gebrauchten Einweg-
Verkaufsverpackungen aus Glas, Papier / Pappe / Karton, Kunst-
stoffen, Verbundstoffen erfolgt im Rahmen des privatwirtschaftli-
chen Dualen Systems nach § 6 Verpackungsverordnung.. 

system (Sperrmüll) sowie durch eine getrennte Einsammlung von 
Abfällen außerhalb der regelmäßigen grundstücksbezogenen Ab-
fallentsorgung (Sonderabfälle) und durch Annahme von Abfällen 
am Recyclinghof. Die näheren Einzelheiten sind in den §§ 4, 10 – 16 
dieser Satzung geregelt. 

(4) Das Einsammeln und Befördern von gebrauchten Einweg-
Verpackungen aus Glas, Papier/Pappe/Karton, Kunststoffen, Ver-
bundstoffen erfolgt im Rahmen der rein privatwirtschaftlichen Dua-
len Systeme zur Einsammlung, Sortierung und Verwertung von ge-
brauchten Einweg-Verpackungen auf der Grundlage der §§ 13 ff. 
des Verpackungsgesetzes (VerpackG). Diese privatwirtschaftlichen 
Dualen Systeme sind kein Bestandteil der öffentlichen Abfallentsor-
gungseinrichtung der Gemeinde. Es  werden im Rahmen dieser Sat-
zung und unter Berücksichtigung der Abstimmungs-vereinbarung 
mit den privaten Systembetreibern gemäß § 22 VerpackG lediglich 
flankierende Regelungen dahin getroffen, welche Abfälle (Einweg-
verpackungen) in die Erfassungsbehältnisse (z. B. gelbe Tonne, Alt-
glascontainer) der privatwirtschaftlichen Systeme eingeworfen wer-
den können. Die Erfassung von Einweg-Verpackungen aus Pa-
pier/Pappe/Karton erfolgt gemeinsam über die öffentlich-rechtliche 
Altpapiererfassung der Gemeinde für Druckerzeugnisse, Zeitungen, 
Zeitschriften. 

§ 3 

Ausgeschlossene Abfälle 
(1) Vom Einsammeln und Befördern durch die Gemeinde sind gemäß 

§ 20 Abs. 2 KrWG mit Zustimmung der zuständigen Behörde aus-
geschlossen: 
1. folgende Abfälle, die aufgrund einer Rechtsverordnung nach § 

25 KrWG einer Rücknahmepflicht unterliegen, bei denen ent-
sprechende Rücknahmevorrichtungen tatsächlich zur Verfü-

§ 3 

Ausgeschlossene Abfälle 
(1) Vom Einsammeln und Befördern durch die Gemeinde sind gemäß § 

20 Abs. 3 KrWG mit Zustimmung der zuständigen Behörde ausge-
schlossen: 
1. folgende Abfälle, die aufgrund einer Rechtsverordnung nach § 

25 KrWG einer Rücknahmepflicht unterliegen, bei denen ent-
sprechende Rücknahmevorrichtungen tatsächlich zur Verfü-
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gung stehen und bei denen die Gemeinde nicht durch Erfas-
sung als ihr übertragene Aufgabe bei der Rücknahme mitwirkt 
(§ 20 Abs. 2 Satz 1 KrWG). 

2. Abfälle zur Beseitigung aus anderen Herkunftsbereichen als 
privaten Haushaltungen, insbesondere aus Industrie- und Ge-
werbebetrieben, soweit diese nach Art, Menge  oder Beschaf-
fenheit nicht mit den in Haushaltungen anfallenden Abfällen 
eingesammelt, befördert oder beseitigt werden können oder 
die Sicherheit der umweltverträglichen Beseitigung im Einklang 
mit dem Abfallwirtschaftsplan des Landes durch einen anderen 
öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger oder Dritten gewähr-
leistet ist ( § 20 Abs. 2 Satz 2 KrWG).  

Bezüglich der ausgeschlossenen Abfälle wird auf die Satzung über 
die Abfallentsorgung des Kreises Warendorf vom 23.10.2015 ver-
wiesen. 

(2) Die Gemeinde kann den Ausschluss von der Entsorgung mit Zu-
stimmung der zuständigen Behörde widerrufen, wenn die Voraus-
setzungen für den Ausschluss nicht mehr vorliegen (§ 20 Abs. 2 
Satz 3 KrWG). 

(3) In Einzelfällen kann die Gemeinde Ostbevern mit Zustimmung des 
Landrates als untere Verwaltungsbehörde Abfälle vom einsammeln 
und Befördern ausschließen, wenn diese nach ihrer Art oder Men-
ge nicht mit den in Haushaltungen anfallenden Abfällen einge-
sammelt und befördert werden können. 

(4) Die Gemeinde Ostbevern kann die Besitzer solcher Abfälle ver-
pflichten, die Abfälle bis zur Entscheidung des Landrates als untere 
staatliche Verwaltungsbehörde auf ihrem Grundstück (§ 23) so zu 
lagern, dass das Wohl der Allgemeinheit 
(§ 15 Abs. 2 KrWG) nicht beeinträchtigt wird. 

gung stehen und bei denen die Gemeinde nicht durch Erfas-
sung als ihr übertragene Aufgabe bei der Rücknahme mitwirkt 
(§ 20 Abs. 3 Satz 1 KrWG). 

2. Abfälle zur Beseitigung aus anderen Herkunftsbereichen als pri-
vaten Haushaltungen, insbesondere aus Industrie- und Gewer-
bebetrieben, soweit diese nach Art, Menge  oder Beschaffenheit 
nicht mit den in Haushaltungen anfallenden Abfällen einge-
sammelt, befördert oder beseitigt werden können oder die Si-
cherheit der umweltverträglichen Beseitigung im Einklang mit 
dem Abfallwirtschaftsplan des Landes durch einen anderen öf-
fentlich-rechtlichen Entsorgungsträger oder Dritten gewährleis-
tet ist ( § 20 Abs. 3 Satz 2 KrWG).  

Bezüglich der ausgeschlossenen Abfälle wird auf die Satzung über 
die Abfallentsorgung des Kreises Warendorf vom 01.04.2022 ver-
wiesen. 

(2) Die Gemeinde kann den Ausschluss von der Entsorgung mit Zu-
stimmung der zuständigen Behörde widerrufen, wenn die Voraus-
setzungen für den Ausschluss nicht mehr vorliegen (§ 20 Abs. 3 
Satz 3 KrWG). 

(3) In Einzelfällen kann die Gemeinde Ostbevern mit Zustimmung des 
Landrates als untere Verwaltungsbehörde Abfälle vom Einsammeln 
und Befördern ausschließen, wenn diese nach ihrer Art oder Menge 
nicht mit den in Haushaltungen anfallenden Abfällen eingesammelt 
und befördert werden können. 

(4) Die Gemeinde Ostbevern kann die Besitzer solcher Abfälle ver-
pflichten, die Abfälle bis zur Entscheidung des Landrates als untere 
staatliche Verwaltungsbehörde auf ihrem Grundstück (§ 23) so zu 
lagern, dass das Wohl der Allgemeinheit 
(§ 15 Abs. 2 KrWG) nicht beeinträchtigt wird. 
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§ 4 

Sammeln von gefährlichen Abfällen 

(1) Abfälle aus privaten Haushaltungen, die wegen ihrer besonderen 
Schadstoffbelastung zur Wahrung des Wohls der Allgemeinheit ei-
ner getrennten Entsorgung bedürfen (gefährliche Abfälle i. S. d. § 3 
Abs. 5 KrWG i. V. m. § 48 KrWG sowie der Abfall-Verzeichnis-
Verordnung) werden von mobilen Sammelfahrzeugen angenom-
men. Dieses gilt auch für Kleinmengen vergleichbarer Abfälle aus 
Gewerbe- und Dienstleistungsbetrieben, soweit sie mit den in Satz 
1 genannten Abfällen entsorgt werden können (§ 5 Abs. 3 LKrWG 
NRW). Gefährliche Abfälle sind gemäß § 9 a KrWG vom Abfaller-
zeuger (§ 3 Abs. 8 KrWG) bzw. Abfallbesitzer (§ 3 Abs. 9 KrWG) von 
anderen Abfällen getrennt zu halten und dem von der Gemeinde 
beauftragten Entsorger zu überlassen.  

(2) Gefährliche Abfälle im Sinne des § 3 Abs. 5 KrWG i. V. m. § 48 KrWG 
sowie der Abfall-Verzeichnis-Verordnung) dürfen nur zu den von 
der Gemeinde bekannt gegebenen Terminen an den Sammelstellen 
und Sammelfahrzeugen angeliefert werden. Die Standorte der 
Sammelstellen und Sammelfahrzeuge werden von der Gemeinde 
bekannt gegeben. 

§ 4 

Anschluss- und Benutzungsrecht 
(1) Jeder Eigentümer eines im Gebiet der Gemeinde liegenden Grund-

stücks ist im Rahmen der §§ 2 bis 3 dieser Satzung berechtigt, von 
der Gemeinde den Anschluss seines Grundstückes an die kommu-
nale Abfallentsorgungseinrichtung zu verlangen (Anschlussrecht). 

(2) Der Anschlussberechtigte und jeder andere Abfallbesitzer im Ge-
biet der Gemeinde haben im Rahmen der §§ 2 bis 3 dieser Satzung 
das Recht, die auf ihren Grundstücken oder sonst bei ihnen anfal-

§ 5 

Anschluss- und Benutzungsrecht 
(1) Jeder Eigentümer eines im Gebiet der Gemeinde liegenden Grund-

stücks ist im Rahmen der §§ 2 bis 3 dieser Satzung berechtigt, von 
der Gemeinde den Anschluss seines Grundstückes an die kommu-
nale Abfallentsorgungseinrichtung zu verlangen (Anschlussrecht). 

(2) Der Anschlussberechtigte und jeder andere Abfallbesitzer im Gebiet 
der Gemeinde haben im Rahmen der §§ 2 bis 3 dieser Satzung das 
Recht, die auf ihren Grundstücken oder sonst bei ihnen anfallenden 
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lenden Abfälle der kommunalen Abfallentsorgungseinrichtung zu 
überlassen (Benutzungsrecht). 

Abfälle der kommunalen Abfallentsorgungseinrichtung zu überlas-
sen (Benutzungsrecht).  

 

§ 5 

Anschluss- und Benutzungszwang 
(1) Jeder Eigentümer eines im Gebiet der Gemeinde liegenden 

Grundstückes ist verpflichtet, sein Grundstück an die kommunale 
Abfallentsorgungseinrichtung anzuschließen, wenn das Grundstück 
von privaten Haushaltungen zu Wohnzwecken genutzt wird (An-
schlusszwang). Der Eigentümer eines Grundstückes als Anschluss-
pflichtiger und jeder andere Abfallbesitzer (z. B. Mieter, Pächter) 
auf einem an die kommunale Abfallentsorgung angeschlossenen 
Grundstück ist verpflichtet, im Rahmen der §§ 2 bis 3 die auf sei-
nem Grundstück oder sonst bei ihm anfallenden Abfälle zur Besei-
tigung und Abfälle zur Verwertung aus privaten Haushaltungen 
der kommunalen Abfallentsorgungseinrichtung zu überlassen (Be-
nutzungszwang). Abfälle aus privaten Haushaltungen sind nach § 
17 Abs. 1 Satz 1 KrWG i. V. m. § 2 Nr. 2 GewAbfV Abfälle, die in pri-
vaten Haushalten im Rahmen der privaten Lebensführung anfallen, 
insbesondere in Wohnungen und zugehörigen Grundstücks- oder 
Gebäudeteilen sowie in anderen vergleichbaren Anfallstellen wie 
Wohnheimen oder Einrichtungen des betreuten Wohnens. 

(2) Eigentümer von Grundstücken und Abfallerzeuger / Abfallbesitzer 
auf Grundstücken, die nicht zu Wohnzwecken, sondern anderwei-
tig z. B. gewerblich / industriell genutzt werden, haben gleicher-
maßen die Verpflichtungen nach Abs. 1, soweit auf diesen Grund-
stücken Abfälle zur Beseitigung im Sinne des § 3 Abs. 1 Satz 2 
2. Halbsatz KrWG anfallen. Sie haben nach § 7 Satz 4 der Gewerbe-
abfall-Verordnung für gewerbliche Siedlungsabfälle im Sinne des § 
2 Nr. 1 GewAbfV eine Pflicht-Restmülltonne zu benutzen. Die Zu-

§ 6 

Anschluss- und Benutzungszwang 
(1) Jeder Eigentümer eines im Gebiet der Gemeinde liegenden Grund-

stückes ist verpflichtet, sein Grundstück an die kommunale Ab-
fallentsorgungseinrichtung anzuschließen, wenn das Grundstück 
von privaten Haushaltungen zu Wohnzwecken genutzt wird (An-
schlusszwang). Der Eigentümer eines Grundstückes als Anschluss-
pflichtiger und jeder andere Abfallbesitzer (z. B. Mieter, Pächter) 
auf einem an die kommunale Abfallentsorgung angeschlossenen 
Grundstück ist verpflichtet, im Rahmen der §§ 2 bis 3 die auf sei-
nem Grundstück oder sonst bei ihm anfallenden Abfälle zur Besei-
tigung und Abfälle zur Verwertung aus privaten Haushaltungen 
der kommunalen Abfallentsorgungseinrichtung zu überlassen (Be-
nutzungszwang). Abfälle aus privaten Haushaltungen sind nach § 
17 Abs. 1 Satz 1 KrWG i. V. m. § 2 Nr. 2 GewAbfV Abfälle, die in pri-
vaten Haushalten im Rahmen der privaten Lebensführung anfallen, 
insbesondere in Wohnungen und zugehörigen Grundstücks- oder 
Gebäudeteilen sowie in anderen vergleichbaren Anfallstellen wie 
Wohnheimen oder Einrichtungen des betreuten Wohnens. 

(2) Eigentümer von Grundstücken und Abfallerzeuger / Abfallbesitzer 
auf Grundstücken, die nicht zu Wohnzwecken, sondern anderweitig 
z. B. gewerblich / industriell genutzt werden, haben gemäß § 17 
Abs. 1 Satz 2 KrWG gleichermaßen die Verpflichtungen nach Abs. 
1, soweit auf diesen Grundstücken Abfälle zur Beseitigung im Sinne 
des § 3 Abs.1 Satz 2 2. Halbsatz KrWG anfallen. Sie haben nach § 7 
Satz 4 der Gewerbeabfall-Verordnung für gewerbliche Siedlungs-
abfälle im Sinne des § 2 Nr. 1 GewAbfV eine Pflicht-Restmülltonne 
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teilung des Gefäßvolumens für die Pflicht-Restmülltonne erfolgt 
auf der Grundlage der Maßgaben in § 10 Abs. 2 dieser Satzung.  
 

(3) Gewerbliche Siedlungsabfälle sind nach § 2 Nr. 1 GewAbfV, Sied-
lungsabfälle aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haus-
haltungen, die in Kapitel 20 der Abfallverzeichnis-Verordnung 
aufgeführt sind, insbesondere gewerbliche und industrielle Abfäl-
le, die Abfällen aus privaten Haushaltungen aufgrund ihrer Be-
schaffenheit und Zusammensetzung ähnlich sind sowie Abfälle 
aus privaten und öffentlichen Einrichtungen. 

(4) Der Anschluss- und Benutzungszwang nach Abs. 1 und Abs. 2 be-
steht auch für Grundstücke, die anderweitig z. B. gewerblich / in-
dustriell und gleichzeitig von privaten Haushaltungen zu Wohn-
zwecken genutzt werden (sog. gemischt genutzte Grundstücke). 
Die Nutzung einer gemeinsamen Restmülltonne durch die priva-
ten Haushaltungen und die Erzeuger und Besitzer von gewerbli-
chen Siedlungsabfällen ist auf Antrag möglich.  

(5) Das Verbrennen von pflanzlichen Abfällen wird im Einzelfall durch 
Ausnahmegenehmigung nach § 28 Abs. 2 KrWG durch die örtliche 
Ordnungsbehörde zugelassen. Das Abbrennen von sogenannten 
Brauchtumsfeuern ist in § 14 der Ordnungsrechtlichen Verordnung 
über die Aufrechterhaltung der Öffentlichen Sicherheit und Ord-
nung im Gebiet der Gemeinde Ostbevern vom 24.03.2009 gere-
gelt.  

zu benutzen. Die Zuteilung des Gefäßvolumens für die Pflicht-
Restmülltonne erfolgt auf der Grundlage der Maßgaben in § 11 
Abs. 2 dieser Satzung.  

(3) Gewerbliche Siedlungsabfälle sind nach § 2 Nr. 1 GewAbfV, Sied-
lungsabfälle aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushal-
tungen, die in Kapitel 20 der Abfallverzeichnis-Verordnung aufge-
führt sind, insbesondere gewerbliche und industrielle Abfälle, die 
Abfällen aus privaten Haushaltungen aufgrund ihrer Beschaffenheit 
und Zusammensetzung ähnlich sind sowie Abfälle aus privaten und 
öffentlichen Einrichtungen. 

(4) Der Anschluss- und Benutzungszwang nach Abs. 1 und Abs. 2 be-
steht auch für Grundstücke, die anderweitig z. B. gewerblich / in-
dustriell und gleichzeitig von privaten Haushaltungen zu Wohn-
zwecken genutzt werden (sog. gemischt genutzte Grundstücke). 
Die Nutzung einer gemeinsamen Restmülltonne durch die privaten 
Haushaltungen und die Erzeuger und Besitzer von gewerblichen 
Siedlungsabfällen ist auf Antrag möglich.  

(5) Das Verbrennen von pflanzlichen Abfällen wird im Einzelfall durch 
Ausnahmegenehmigung nach § 28 Abs. 2 KrWG durch die örtliche 
Ordnungsbehörde zugelassen. Das Abbrennen von sogenannten 
Brauchtumsfeuern ist in § 14 der Ordnungsrechtlichen Verordnung 
über die Aufrechterhaltung der Öffentlichen Sicherheit und Ord-
nung im Gebiet der Gemeinde Ostbevern vom 24.03.2009 geregelt.  

 

§ 6 

Ausnahmen vom Benutzungszwang 

Ein Benutzungszwang nach § 5 besteht nicht, 
- soweit Abfälle gemäß § 3 Abs. 1 dieser Satzung von der kommuna-

len Abfallentsorgungseinrichtung ausgeschlossen sind; 

§ 7 

Ausnahmen vom Benutzungszwang 

Ein Benutzungszwang nach § 6 besteht nicht, 
- soweit Abfälle gemäß § 3 Abs. 1 dieser Satzung von der kommuna-

len Abfallentsorgungseinrichtung ausgeschlossen sind; 
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- soweit Abfälle einer Rücknahme- oder Rückgabepflicht aufgrund 
einer Rechtsverordnung nach § 25 KrWG unterliegen und die Ge-
meinde an deren Rücknahme nicht mitwirkt (§ 17 Abs. 2 Satz 1 Nr. 
1 KrWG); 

- soweit Abfälle in Wahrnehmung der Produktverantwortung nach § 
23 KrWG freiwillig zurückgenommen werden, wenn dem zurück-
nehmenden Hersteller oder Vertreiber durch die zuständige Be-
hörde ein Freistellungs- oder Feststellungsbescheid nach § 26 Abs. 
4 oder Abs. 6 KrWG erteilt worden ist (§ 17 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 2 KrWG); 

- soweit Abfälle zur Verwertung, die nicht gefährlich im Sinne des § 
3 Abs. 5 KrWG sind, durch eine nach § 17 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3, Satz 
2, § 18 KrWG zulässige, gemeinnützige Sammlung einer ord-
nungsgemäßen und schadlosen Verwertung zugeführt werden; 

- soweit Abfälle, die nicht gefährlich im Sinne des § 3 Abs. 5 KrWG 
sind, durch eine nach § 17 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4, Abs. 3, § 18 KrWG 
zulässige gewerbliche Sammlung einer ordnungsgemäßen und 
schadlosen Verwertung zugeführt werden.  

- soweit Abfälle einer Rücknahme- oder Rückgabepflicht aufgrund 
einer Rechtsverordnung nach § 25 KrWG unterliegen und die Ge-
meinde an deren Rücknahme nicht mitwirkt (§ 17 Abs. 2 Satz 1 Nr. 
1 KrWG); 

- soweit Abfälle in Wahrnehmung der Produktverantwortung nach § 
23 KrWG freiwillig zurückgenommen werden, wenn dem zurück-
nehmenden Hersteller oder Vertreiber durch die zuständige Behör-
de ein Freistellungs- oder Feststellungsbescheid nach § 26 Abs. 3 
oder Abs. 4 KrWG erteilt worden ist (§ 17 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 KrWG); 

- soweit Abfälle zur Verwertung, die nicht gefährlich im Sinne des § 3 
Abs. 5 KrWG sind, durch eine nach § 17 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3, Satz 2, § 
18 KrWG zulässige, gemeinnützige Sammlung einer ordnungsge-
mäßen und schadlosen Verwertung zugeführt werden; 

- soweit Abfälle, die nicht gefährlich im Sinne des § 3 Abs. 5 KrWG 
sind, durch eine nach § 17 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4, Abs. 3, § 18 KrWG zu-
lässige gewerbliche Sammlung einer ordnungsgemäßen und 
schadlosen Verwertung zugeführt werden.  

§ 7 

Ausnahmen vom Anschluss- und Benutzungszwang an die kom-
munale Abfallentsorgungseinrichtung 

(1) Kein Anschluss- und Benutzungszwang an die kommunale Ab-
fallentsorgungseinrichtung besteht bei Grundstücken, die von pri-
vaten Haushaltungen zu Wohnzwecken genutzt werden, soweit 
der Anschluss- und / oder Benutzungspflichtige schlüssig und 
nachvollziehbar nachweist, dass er nicht nur willens, sondern auch 
fachlich und technisch in der Lage ist, alle auf dem Grundstück an-
fallenden kompostierbaren Stoffe ordnungsgemäß und schadlos i. 
S. d. § 7 Abs. 3 KrWG auf diesem Grundstück selbst so zu behan-
deln, dass eine Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit, ins-

§ 8 

Ausnahmen vom Anschluss- und Benutzungszwang  
an die kommunale Abfallentsorgungseinrichtung 

(1) Kein Anschluss- und Benutzungszwang an die kommunale Ab-
fallentsorgungseinrichtung besteht bei Grundstücken, die von pri-
vaten Haushaltungen zu Wohnzwecken genutzt werden, soweit 
der Anschluss- und / oder Benutzungspflichtige schlüssig und 
nachvollziehbar nachweist, dass er nicht nur willens, sondern auch 
fachlich und technisch in der Lage ist, alle auf dem Grundstück an-
fallenden kompostierbaren Stoffe ordnungsgemäß und schadlos i. 
S. d. § 7 Abs. 3 KrWG auf diesem Grundstück selbst so zu behan-
deln, dass eine Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit, ins-
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besondere durch Gerüche oder Siedlungsungeziefer 
(z. B. Ratten), nicht entsteht (Eigenverwertung).  
Die Gemeinde stellt auf der Grundlage der Darlegungen des An-
schluss- und / oder Benutzungspflichtigen fest, ob und inwieweit 
eine Ausnahme vom Anschluss- und Benutzungszwang gemäß § 
17 Abs.1 Satz 1 2. Halbsatz KrWG besteht.  

(2) Eine Ausnahme vom Anschluss- und Benutzungszwang besteht 
bei Grundstücken, die nicht zu Wohnzwecken, sondern anderwei-
tig z.B. industriell / gewerblich genutzt oder gewerblich genutzt 
werden, wenn der Abfallerzeuger / Abfallbesitzer nachweist, dass 
er die bei ihm anfallenden Abfälle zur Beseitigung in eigenen An-
lagen beseitigt (Eigenbeseitigung) und keine überwiegenden öf-
fentlichen Interessen eine Überlassung der Abfälle zur Beseitigung 
erfordern. Die Gemeinde stellt auf der Grundlage der Darlegungen 
des Anschluss- und / oder Benutzungspflichtigen fest, ob eine 
Ausnahme vom Anschluss- und Benutzungszwang gemäß § 17 
Abs. 1 Satz 2 2. Halbsatz KrWG besteht.  

besondere durch Gerüche oder Siedlungsungeziefer (z. B. Ratten), 
nicht entsteht (Eigenverwertung).  
Die Gemeinde stellt auf der Grundlage der Darlegungen des An-
schluss- und / oder Benutzungspflichtigen fest, ob und inwieweit 
eine Ausnahme vom Anschluss- und Benutzungszwang gemäß § 
17 Abs.1 Satz 1 2. Halbsatz KrWG besteht.  

(2) Eine Ausnahme vom Anschluss- und Benutzungszwang besteht bei 
Grundstücken, die nicht zu Wohnzwecken, sondern anderweitig 
z.B. industriell / gewerblich genutzt oder gewerblich genutzt wer-
den, wenn der Abfallerzeuger / Abfallbesitzer nachweist, dass er 
die bei ihm anfallenden Abfälle zur Beseitigung in eigenen Anla-
gen beseitigt (Eigenbeseitigung) und keine überwiegenden öffent-
lichen Interessen eine Überlassung der Abfälle zur Beseitigung er-
fordern. Die Gemeinde stellt auf der Grundlage der Darlegungen 
des Anschluss- und / oder Benutzungspflichtigen fest, ob eine 
Ausnahme vom Anschluss- und Benutzungszwang gemäß § 17 
Abs. 1 Satz 2 2. Halbsatz KrWG i. V. m. § 7 Gewerbeabfallverord-
nung besteht.  

§ 8 

Selbstbeförderung zu Abfallentsorgungsanlagen 

Erzeuger / Besitzer von Abfällen, deren Einsammeln und Befördern 
durch die Gemeinde gemäß § 3 dieser Satzung ausgeschlossen ist, 
sind verpflichtet, ihre Abfälle zum Zwecke des Verwertens, Behan-
delns, Lagerns oder Ablagerns entsprechend der Satzung über die 
Abfallentsorgung des Kreises Warendorf vom 23.10.2015 zu der vom 
Kreis angegebenen Sammelstelle, Behandlungsanlage oder Abfallent-
sorgungsanlage zu befördern oder befördern zu lassen. Soweit der 
Kreis das Behandeln, Lagern oder Ablagern dieser Abfälle ebenfalls 
ausgeschlossen hat, sind die Abfälle zum Zwecke des Behandelns, La-

§ 9 

Selbstbeförderung zu Abfallentsorgungsanlagen 

Erzeuger / Besitzer von Abfällen, deren Einsammeln und Befördern 
durch die Gemeinde gemäß § 3 dieser Satzung ausgeschlossen ist, sind 
verpflichtet, ihre Abfälle zum Zwecke des Verwertens, Behandelns, La-
gerns oder Ablagerns entsprechend der Satzung über die Abfallent-
sorgung des Kreises Warendorf vom 01.04.2022 zu der vom Kreis an-
gegebenen Sammelstelle, Behandlungsanlage oder Abfallentsor-
gungsanlage zu befördern oder befördern zu lassen. Soweit der Kreis 
das Behandeln, Lagern oder Ablagern dieser Abfälle ebenfalls ausge-
schlossen hat, sind die Abfälle zum Zwecke des Behandelns, Lagerns 
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gerns oder Ablagerns zu einer sonstigen dafür zugelassenen Ab-
fallentsorgungsanlage zu befördern oder befördern zu lassen. 

§ 9 

Abfallbehälter und Abfallsäcke 
(1) Die Gemeinde bestimmt nach Maßgabe der folgenden Vorschrif-

ten Art, Anzahl und Zweck der Abfallbehälter, deren Standplatz auf 
dem Grundstück, ob und wie die Abfälle voneinander getrennt zu 
halten sind sowie die Häufigkeit und den Zeitpunkt der Abfuhr. 

(2) Für das Einsammeln von Abfällen sind folgende Abfallbehälter zu-
gelassen:  
1. schwarze Abfallbehälter für Restabfall in den Gefäßgrößen 120 l 

und 240 l, schwarze Abfallsäcke vom Entsorger für Restmüll in 
der Sackgröße 60 l, 

2. schwarze Abfallbehälter mit braunem Deckel für Bioabfälle in 
den Gefäßgrößen 120 l und 240 l, 

3. schwarze Abfallbehälter mit gelbem Deckel für Kunststoffe, Me-
talle und Verbundstoffe mit einem Fassungsvermögen von 240 
l, 

4. Depotcontainer für Weiß- und Bunt-Glas, 
5. Container für Restabfall mit einem Fassungsvermögen von 1,1 

cbm. 
Für vorübergehend mehr anfallende Restabfälle, der sich zum Ein-
sammeln in Abfallsäcken eignet, können von der Gemeinde zugelas-
sene Abfallsäcke mitbenutzt werden. Sie werden eingesammelt, soweit 
sie neben den zugelassenen Abfallbehältern bereitgestellt sind. 

oder Ablagerns zu einer sonstigen dafür zugelassenen Abfallentsor-
gungsanlage zu befördern oder befördern zu lassen. 

§ 10 

Abfallbehälter und Abfallsäcke 
(1) Die Gemeinde bestimmt nach Maßgabe der folgenden Vorschriften 

Art, Anzahl und Zweck der Abfallbehälter, deren Standplatz auf 
dem Grundstück, ob und wie die Abfälle voneinander getrennt zu 
halten sind sowie die Häufigkeit und den Zeitpunkt der Abfuhr. 

(2) Für das Einsammeln von Abfällen sind folgende Abfallbehälter zu-
gelassen:  
1. schwarze Abfallbehälter für Restabfall in den Gefäßgrößen 120 l 

und 240 l, schwarze Abfallsäcke vom Entsorger für Restmüll in 
der Sackgröße 60 l, 

2. schwarze Abfallbehälter mit braunem Deckel für Bioabfälle in 
den Gefäßgrößen 120 l und 240 l, 

3. schwarze Abfallbehälter mit gelbem Deckel für Kunststoffe, Me-
talle und Verbundstoffe mit einem Fassungsvermögen von 240 l 
und 1,1 cbm, 

4. Depotcontainer für Weiß- und Bunt-Glas, Alttextilien und Elekt-
rokleingeräte. 

(3) Für vorübergehend mehr anfallende Restabfälle, der sich zum Ein-
sammeln in Abfallsäcken eignet, können von der Gemeinde zuge-
lassene Abfallsäcke mitbenutzt werden. Sie werden eingesammelt, 
soweit sie neben den zugelassenen Abfallbehältern bereitgestellt 
sind. 

§ 10 

Anzahl und Größe der Abfallbehälter 
(1) Jedes Grundstück erhält: 

§ 11 

Anzahl und Größe der Abfallbehälter 
(1) Jedes Grundstück erhält: 
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1. einen schwarzen Abfallbehälter mit braunem Deckel für Bioab-
fälle, 

2. einen schwarzen Abfallbehälter mit gelbem Deckel für Kunst-
stoffe, Metalle und Verbundstoffe, 

3. einen schwarzen Abfallbehälter für Restabfall. 
 

(2) Jeder Grundstückseigentümer ist verpflichtet, bei Grundstücken 
mit privaten Haushaltungen ein Mindest-Restmüll-Gefäßvolumen 
von 10 Litern pro Person und Woche vorzuhalten. Die Zuteilung 
des Gefäßvolumens bei dem Restmüllgefäß erfolgt auf der Grund-
lage des festgesetzten Mindest-Restmüll-Gefäßvolumens pro Per-
son und Woche.  
Abweichend kann auf Antrag ein geringeres Mindest-Restmüll-
Gefäßvolumen kleiner als 10 Liter pro Person / Woche zugelassen 
werden, wenn der Abfallbesitzer/-erzeuger nachweist, dass durch 
Abfallvermeidung und Abfallverwertung weniger Abfälle anfallen.   

Soweit Reduzierungsanträgen stattgegeben wird, gilt die Neurege-
lung ab Beginn des auf die Antragsstellung folgenden Kalender-
monats. Der Antrag gilt erst dann als gestellt, wenn alle sachdienli-
chen Angaben und Vorgaben vorliegen.  

(3) Für die Bereitstellung und Auslieferung (Erstauslieferung, Abho-
lung sowie Volumenänderung) erhebt die Gemeinde Ostbevern je 
Behältersatz (Restabfall- und/oder Bioabfallgefäß sowie Altpapier-
gefäß) eine Gebühr in Höhe von 7,50 €.  

(4) Ausnahmeregelungen nach Absatz 2 können von der Gemeinde 
jederzeit ganz oder teilweise mit Wirkung für die Zukunft widerru-
fen werden, wenn sich herausstellt, dass das verfügbare Behälter-
volumen tatsächlich nicht ausreicht. Auf Antrag der Gebühren-
pflichtigen kann die Ausnahmeregelung jederzeit rückgängig ge-
macht und ein größeres Volumen gewählt werden. 

1. einen schwarzen Abfallbehälter mit braunem Deckel für Bioab-
fälle, 

2. einen schwarzen Abfallbehälter mit gelbem Deckel für Kunst-
stoffe (Leichtverpackungen), Metalle und Verbundstoffe, 

3. einen schwarzen Abfallbehälter für Restabfall 
4. einen schwarzen Abfallbehälter mit blauem Deckel für Altpapier 

(2) Jeder Grundstückseigentümer ist verpflichtet, bei Grundstücken mit 
privaten Haushaltungen ein Mindest-Restmüll-Gefäßvolumen von 
10 Litern pro Person und Woche vorzuhalten. Die Zuteilung des 
Gefäßvolumens bei dem Restmüllgefäß erfolgt auf der Grundlage 
des festgesetzten Mindest-Restmüll-Gefäßvolumens pro Person 
und Woche.  
Abweichend kann auf Antrag ein geringeres Mindest-Restmüll-
Gefäßvolumen kleiner als 10 Liter pro Person / Woche zugelassen 
werden, wenn der Abfallbesitzer/-erzeuger nachweist, dass durch 
Abfallvermeidung und Abfallverwertung weniger Abfälle anfallen.   

Soweit Reduzierungsanträgen stattgegeben wird, gilt die Neurege-
lung ab Beginn des auf die Antragsstellung folgenden Kalender-
monats. Der Antrag gilt erst dann als gestellt, wenn alle sachdienli-
chen Angaben und Vorgaben vorliegen.  

(3) Für die Bereitstellung und Auslieferung (Erstauslieferung, Abholung 
sowie Volumenänderung) erhebt die Gemeinde Ostbevern je je 
Auslieferung eines Behältersatzes bzw. Behälters für ein Abrech-
nungsobjekt eine Gebühr in Höhe von 12 €.  

(4) Ausnahmeregelungen nach Absatz 2 können von der Gemeinde 
jederzeit ganz oder teilweise mit Wirkung für die Zukunft widerru-
fen werden, wenn sich herausstellt, dass das verfügbare Behältervo-
lumen tatsächlich nicht ausreicht. Auf Antrag der Gebührenpflichti-
gen kann die Ausnahmeregelung jederzeit rückgängig gemacht 
und ein größeres Volumen gewählt werden. 
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(5) Wird festgestellt, dass ein oder mehrere vorhandene Abfallbehälter 
für die Aufnahme einer regelmäßig anfallenden Abfallart (z. B. 
Restabfall, Bioabfall) nicht ausreichen und ist ein zusätzlicher Ab-
fallbehälter oder ein Abfallbehälter mit größerem Fassungsvolu-
men nicht beantragt worden, so haben die Anschlusspflichtigen 
nach schriftlicher Aufforderung durch die Gemeinde den / die er-
forderlichen Abfallbehälter aufzustellen. Kommen sie dieser Auf-
forderung nicht nach, so haben sie die Aufstellung des / der erfor-
derlichen Abfallbehälter(s) durch die Gemeinde zu dulden. 

(6) Für die Abfuhr von Abfällen aus anderen Herkunftsbereichen als 
privaten Haushaltungen wird der Behälterbedarf für Abfälle zur Be-
seitigung unter Zugrundelegung von Einwohnergleichwerten er-
mittelt. Je Einwohnergleichwert wird ein Mindest-Gefäßvolumen 
von 10 Litern pro Woche zur Verfügung gestellt. 
Abweichend kann auf Antrag, bei durch den Abfallerzeu-
ger/Abfallbesitzer nachgewiesener Nutzung von Vermeidungs- 
und Verwertungsmöglichkeiten, ein geringeres Mindest-
Gefäßvolumen zugelassen werden. Die Gemeinde legt aufgrund 
der vorgelegten Nachweise und ggf. eigenen Ermittlungen / Er-
kenntnissen das zur Gewährleistung einer ordnungsgemäßen Ent-
sorgung erforderliche Behältervolumen fest.  

Einwohnergleichwerte werden nachfolgender Regelung festge-
stellt: 

Unternehmen/ 
Institution 

je Platz/ 
Beschäftigten/ 

Bett 

Einwohnergleich-
wert 

a) Krankenhäuser, Kliniken 
und ähnliche Einrichtun-
gen  

je Platz 1 

(5) Wird festgestellt, dass ein oder mehrere vorhandene Abfallbehälter 
für die Aufnahme einer regelmäßig anfallenden Abfallart (z. B. 
Restabfall, Bioabfall) nicht ausreichen und ist ein zusätzlicher Ab-
fallbehälter oder ein Abfallbehälter mit größerem Fassungsvolumen 
nicht beantragt worden, so haben die Anschlusspflichtigen nach 
schriftlicher Aufforderung durch die Gemeinde den / die erforderli-
chen Abfallbehälter aufzustellen. Kommen sie dieser Aufforderung 
nicht nach, so haben sie die Aufstellung des / der erforderlichen 
Abfallbehälter(s) durch die Gemeinde zu dulden. 

(6) Für die Abfuhr von Abfällen aus anderen Herkunftsbereichen als 
privaten Haushaltungen wird der Behälterbedarf für Abfälle zur Be-
seitigung unter Zugrundelegung von Einwohnergleichwerten ermit-
telt. Je Einwohnergleichwert wird ein Mindest-Gefäßvolumen von 
10 Litern pro Woche zur Verfügung gestellt. 
Abweichend kann auf Antrag, bei durch den Abfallerzeu-
ger/Abfallbesitzer nachgewiesener Nutzung von Vermeidungs- und 
Verwertungsmöglichkeiten, ein geringeres Mindest-Gefäßvolumen 
zugelassen werden. Die Gemeinde legt aufgrund der vorgelegten 
Nachweise und ggf. eigenen Ermittlungen / Erkenntnissen das zur 
Gewährleistung einer ordnungsgemäßen Entsorgung erforderliche 
Behältervolumen fest.  

Einwohnergleichwerte werden nachfolgender Regelung festgestellt: 
 

Unternehmen/ 
Institution 

je Platz/ 
Beschäftigten/ 

Bett 

Einwohnergleich-
wert 

a) Krankenhäuser, Kliniken 
und ähnliche Einrichtun-
gen  

je Platz 1 
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b) öffentl. Verwaltungen, 
Geldinstitute, Verbände, 
Krankenkassen, Versiche-
rungen, selbständig Tätige 
der freien Berufe, selb-
ständige Handels-
Industrie- u. Versiche-
rungsvertreter  

je 3 Beschäftigte 1 

c) Schulen, Kindergärten je 10 Schüler/Kind 1 
d) Speisewirtschaften, Im-

bissstuben 
je Beschäftigten 4 

e) Gaststättenbetriebe, die 
nur als Schankwirtschaft 
konzessioniert sind, Eis-
dielen 

je Beschäftigten 2 

f) Beherbergungsbetriebe je 4 Betten 1 
g) Lebensmitteleinzel- und 

Großhandel 
je Beschäftigten 2 

h) sonstige Einzel- u. Groß-
handel 

je Beschäftigten 0,5 

i) Industrie, Handwerk u. 
übrige Gewerbe 

je Beschäftigten 0,5 

Beschäftigte im Sinne des § 10 Abs. 6 sind alle in einem Betrieb Tä-
tige (z. B. Arbeitnehmer, Unternehmer, mithelfende Familienange-
hörige, Auszubildende) einschließlich Zeitarbeitskräfte. Halbtags-
Beschäftigte werden zu ½ bei der Veranlagung berücksichtigt. Be-
schäftigte, die weniger als die Hälfte der branchenüblichen Ar-
beitszeit beschäftigt sind, werden bei der Veranlagung zu ¼ be-
rücksichtigt.  

b) öffentl. Verwaltungen, 
Geldinstitute, Verbände, 
Krankenkassen, Versiche-
rungen, selbständig Tätige 
der freien Berufe, selb-
ständige Handels-
Industrie- u. Versiche-
rungsvertreter  

je 3 Beschäftigte 1 

c) Schulen, Kindergärten je 10 Schüler/Kind 1 
d) Speisewirtschaften, Imbiss-

stuben 
je Beschäftigten 4 

e) Gaststättenbetriebe, die 
nur als Schankwirtschaft 
konzessioniert sind, Eisdie-
len 

je Beschäftigten 2 

f) Beherbergungsbetriebe je 4 Betten 1 
g) Lebensmitteleinzel- und 

Großhandel 
je Beschäftigten 2 

h) sonstige Einzel- u. Groß-
handel 

je Beschäftigten 0,5 

i) Industrie, Handwerk u. üb-
rige Gewerbe 

je Beschäftigten 0,5 

Beschäftigte im Sinne des § 11 Abs. 6 sind alle in einem Betrieb Tä-
tige (z. B. Arbeitnehmer, Unternehmer, mithelfende Familienange-
hörige, Auszubildende) einschließlich Zeitarbeitskräfte. Halbtags-
Beschäftigte werden zu ½ bei der Veranlagung berücksichtigt. Be-
schäftigte, die weniger als die Hälfte der branchenüblichen Arbeits-
zeit beschäftigt sind, werden bei der Veranlagung zu ¼ berücksich-
tigt.  
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Auf Grundstücken, auf denen Abfälle aus privaten Haushaltungen 
und Abfälle aus anderen Herkunftsbereichen anfallen, die gemein-
sam in einem Restmüllgefäß gesammelt werden können, wird das 
sich nach § 10 Abs. 2 berechnete Behältervolumen zu dem nach § 
10 Abs. 6 zur Verfügung zu stellende Behältervolumen hinzuge-
rechnet. 

Wird bei zwei aufeinander folgenden Entleerungsterminen festge-
stellt, dass das bereitgestellte Mindest-Behältervolumen nicht aus-
reicht, so hat der Grundstückseigentümer die Aufstellung eines 
Abfallgefäßes mit dem nächst größeren Behältervolumen zu dul-
den. 

Auf Grundstücken, auf denen Abfälle aus privaten Haushaltungen 
und Abfälle aus anderen Herkunftsbereichen anfallen, die gemein-
sam in einem Restmüllgefäß gesammelt werden können, wird das 
sich nach § 11 Abs. 2 berechnete Behältervolumen zu dem nach § 
11 Abs. 6 zur Verfügung zu stellende Behältervolumen hinzuge-
rechnet. 

Wird bei zwei aufeinander folgenden Entleerungsterminen festge-
stellt, dass das bereitgestellte Mindest-Behältervolumen nicht aus-
reicht, so hat der Grundstückseigentümer die Aufstellung eines Ab-
fallgefäßes mit dem nächst größeren Behältervolumen zu dulden. 

§ 11 

Standplatz und Transportweg für Abfallbehälter / Abfuhr 
(1) Die Grundstückseigentümer oder dessen Beauftragte haben die 

erforderlichen Maßnahmen zu treffen, um die Abfallentsorgung 
ohne Schwierigkeiten und ohne Zeitverlust zu sichern. Die zu lee-
renden Abfallbehälter und Abfallsäcke sind zu den von der Ge-
meinde festzusetzenden und bekannt zu machenden Zeiten an 
der Bürgersteigkante bzw. den Straßenrändern so aufzustellen, 
dass Vorübergehende und der Straßenverkehr nicht gefährdet 
werden. Kann das Abfallfahrzeug nicht bis an das Grundstück vor-
fahren, sind die Abfallbehälter und die Abfallsäcke bis zur nächs-
ten Zufahrtsmöglichkeit entgegenzubringen. Die Gemeinde kann 
den Abstellort der Behälter bestimmen (z. B. wegen Unfallverhü-
tungsvorschriften). Nach der Entleerung sind die Abfallbehälter 
unverzüglich wieder vom Straßenrand zu entfernen. 
 

(2) Bei Straßenbauarbeiten, Straßenaufbrüchen oder sonstigen Bau-
maßnahmen kann die Gemeinde vorübergehend einen anderen 

§ 12 

Standplatz und Transportweg für Abfallbehälter / Abfuhr 
(1) Die Grundstückseigentümer oder dessen Beauftragte haben die 

erforderlichen Maßnahmen zu treffen, um die Abfallentsorgung 
ohne Schwierigkeiten und ohne Zeitverlust zu sichern. Die zu lee-
renden Abfallbehälter und Abfallsäcke sind zu den von der Ge-
meinde festzusetzenden und bekannt zu machenden Zeiten an der 
Bürgersteigkante bzw. den Straßenrändern so aufzustellen, dass 
Vorübergehende und der Straßenverkehr nicht gefährdet werden. 
Kann das Abfallfahrzeug nicht bis an das Grundstück vorfahren, 
sind die Abfallbehälter und die Abfallsäcke bis zur nächsten Zu-
fahrtsmöglichkeit entgegenzubringen. Die Gemeinde kann den 
Abstellort der Behälter bestimmen (z. B. wegen Unfallverhütungs-
vorschriften). Nach der Entleerung sind die Abfallbehälter unver-
züglich wieder vom Straßenrand zu entfernen und auf dem Grund-
stück des Eigentümers zu platzieren. 

(2) Bei Straßenbauarbeiten, Straßenaufbrüchen oder sonstigen Bau-
maßnahmen kann die Gemeinde vorübergehend einen anderen 
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Standplatz für die Abfallbehälter bestimmen; nur von diesem 
Standplatz erfolgt die Abholung der Abfallbehälter und Abfallsä-
cke. 

(3) Stellplätze und Transportwege sind in verkehrssicherem Zustand 
zu halten. Sie sind stets sauber zu halten, Schnee und Glätte sind 
rechtzeitig vor der nächsten Leerung zu beseitigen. 

(4) Die Bereitstellung fehl befüllter oder überfüllter Abfallbehälter 
sowie die Überschreitung des zulässigen Gesamtgewichts der Be-
hälter entbindet die Gemeinde von ihrer Verpflichtung zur Ein-
sammlung der im Behälter befindlichen Abfälle im Rahmen der 
regelmäßigen Abfuhr. Maßgeblich sind die Vorschriften zur Ge-
trennthaltung gem. §§ 9 Abs. 1, 19 Abs. 2 sowie zur Behälterbefül-
lung und Einhaltung der Gewichtsobergrenzen gem. § 12 dieser 
Satzung. 

(5) Der Anschlusspflichtige hat nach Aufforderung durch die Gemein-
de den ordnungsgemäßen Zustand zur Leerung der Behälter im 
Sinne des Absatzes 3 herzustellen oder eine gebührenpflichtige 
Sonderleerung zu beantragen. 
Bei wiederholter Fehlbefüllung der Biotonne hat die Gemeinde die 
Möglichkeit, den Behälter dauerhaft einzuziehen. 

Standplatz für die Abfallbehälter bestimmen; nur von diesem 
Standplatz erfolgt die Abholung der Abfallbehälter und Abfallsä-
cke. 

(3) Stellplätze und Transportwege sind in verkehrssicherem Zustand 
zu halten. Sie sind stets sauber zu halten, Schnee und Glätte sind 
rechtzeitig vor der nächsten Leerung zu beseitigen. 

(4) Die Bereitstellung fehl befüllter oder überfüllter Abfallbehälter so-
wie die Überschreitung des zulässigen Gesamtgewichts der Behäl-
ter entbindet die Gemeinde von ihrer Verpflichtung zur Einsamm-
lung der im Behälter befindlichen Abfälle im Rahmen der regelmä-
ßigen Abfuhr. Maßgeblich sind die Vorschriften zur Getrennthal-
tung gem. §§ 10 Abs. 1, 20 Abs. 2 sowie zur Behälterbefüllung und 
Einhaltung der Gewichtsobergrenzen gem. § 13 dieser Satzung. 
 

(5) Der Anschlusspflichtige hat nach Aufforderung durch die Gemein-
de den ordnungsgemäßen Zustand zur Leerung der Behälter im 
Sinne des Absatzes 3 herzustellen oder eine gebührenpflichtige 
Sonderleerung zu beantragen. 
Bei wiederholter Fehlbefüllung der Biotonne hat die Gemeinde die 
Möglichkeit, den Behälter dauerhaft einzuziehen und durch eine 
Restmülltonne zu ersetzen. 
 

§ 11 a 

Müllschleusen 

Die Verwendung von Müllschleusen ist nicht zulässig. Das Aufstellen 
und / oder die Nutzung von weitergehenden manuellen oder techni-
schen Einrichtungen zur Modifizierung der Abfallentsorgung auf den 
Grundstücken sind grundsätzlich genehmigungsbedürftig. Der Antrag 
ist durch den Grundstückseigentümer schriftlich bei der Gemeinde zu 

§ 12 a 

Müllschleusen 

Die Verwendung von Müllschleusen ist nicht zulässig. Das Aufstellen 
und / oder die Nutzung von weitergehenden manuellen oder techni-
schen Einrichtungen zur Modifizierung der Abfallentsorgung auf den 
Grundstücken sind grundsätzlich genehmigungsbedürftig. Der Antrag 
ist durch den Grundstückseigentümer schriftlich bei der Gemeinde zu 
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stellen. Die Genehmigung erfolgt durch die Gemeinde nach Vorprü-
fung durch die Gemeinde und kann im Einzelfall untersagt werden. 

stellen. Die Genehmigung erfolgt durch die Gemeinde nach Vorprü-
fung durch die Gemeinde und kann im Einzelfall untersagt werden. 

§ 12 

Benutzung der Abfallbehälter 
(1) Die Abfallbehälter werden von der Gemeinde gestellt und unter-

halten. Sie bleiben ihr Eigentum.  
(2) Die Abfälle müssen in die von der Gemeinde gestellten Abfallbe-

hälter oder die dafür zur Verfügung gestellten Depotcontainer 
entsprechend deren Zweckbestimmung eingefüllt werden. Abfäl-
le dürfen nicht in einer anderen Weise zum Einsammeln bereit-
gestellt oder neben die Abfallbehälter oder Depotcontainer ge-
legt werden.  

(3) Der Grundstückseigentümer hat dafür zu sorgen, dass die Ab-
fallbehälter allen Hausbewohnern zugänglich sind und ord-
nungsgemäß benutzt werden können. 

(4) Die Abfallbesitzer / -erzeuger haben die Abfälle getrennt nach 
Bioabfällen, Glas, Kunststoffen, Verbundstoffen, Altkleidern sowie 
Restabfällen zu halten und wie folgt zur Einsammlung im Rah-
men der Abfallentsorgung durch die Gemeinde bereitzustellen:  
1. Bioabfälle sind in die schwarzen Abfallbehälter mit braunem 

Deckel einzufüllen, der auf dem Grundstück des Abfallbesit-
zers zur Verfügung steht und in diesen Abfallbehältern zur 
Abholung bereitzustellen. Zur Sicherung der Kompostqualität 
und aus verarbeitungstechnischen Gründen dürfen zur Ge-
trenntsammlung von Bioabfällen an den Anfallstellen keine 
Kunststofftüten oder kunststoffähnlichen Abfallsäcke verwen-
det werden, auch dann nicht, wenn für diese der Nachweis 
der biologischen Abbaubarkeit erbracht wird. Die Gemeinde 
ist berechtigt, den Inhalt der Abfallgefäße stichprobenmäßig 
zu überprüfen und Fehlbefüllungen zu ahnden.  

§ 13 

Benutzung der Abfallbehälter 
(1) Die Abfallbehälter werden von der Gemeinde gestellt und unter-

halten. Sie bleiben ihr Eigentum.  
(2) Die Abfälle müssen in die von der Gemeinde gestellten Abfallbe-

hälter oder die dafür zur Verfügung gestellten Depotcontainer 
entsprechend deren Zweckbestimmung eingefüllt werden. Abfälle 
dürfen nicht in einer anderen Weise zum Einsammeln bereitge-
stellt oder neben die Abfallbehälter oder Depotcontainer gelegt 
werden.  

(3) Der Grundstückseigentümer hat dafür zu sorgen, dass die Abfall-
behälter allen Hausbewohnern zugänglich sind und ordnungs-
gemäß benutzt werden können. 

(4) Die Abfallbesitzer / -erzeuger haben die Abfälle getrennt nach 
Bioabfällen, Glas, Kunststoffen, Verbundstoffen, Altkleidern sowie 
Restabfällen zu halten und wie folgt zur Einsammlung im Rahmen 
der Abfallentsorgung durch die Gemeinde bereitzustellen:  
1. Bioabfälle sind in die schwarzen Abfallbehälter mit braunem 

Deckel einzufüllen, der auf dem Grundstück des Abfallbesitzers 
zur Verfügung steht und in diesen Abfallbehältern zur Abho-
lung bereitzustellen. Zur Sicherung der Kompostqualität und 
aus verarbeitungstechnischen Gründen dürfen zur Getrennt-
sammlung von Bioabfällen an den Anfallstellen keine Kunst-
stofftüten oder kunststoffähnlichen Abfallsäcke verwendet 
werden, auch dann nicht, wenn für diese der Nachweis der 
biologischen Abbaubarkeit erbracht wird. Die Gemeinde ist 
berechtigt, den Inhalt der Abfallgefäße stichprobenmäßig zu 
überprüfen und Fehlbefüllungen zu ahnden.  
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2. Glas ist sortiert nach Weiß- und Bunt-Glas in die bereitgestell-
ten Depotcontainer (Sammelcontainer) einzufüllen. 

3. Altkleider sind in Altkleidercontainern zu entsorgen. Im öf-
fentlichen Raum ist die Aufstellung von Altkleidercontainern 
gemeinnützigen, ortsansässigen Aufstellern vorbehalten. 

4. Metalle, Kunststoffe und Verbundstoffe aus Verkaufsverpa-
ckungen sind in die Gelbe Tonne einzufüllen, die auf dem 
Grundstück des Abfallbesitzers zur Verfügung stehen und in 
diesen Gelben Tonnen zur Abholung bereitzustellen. 

5. Restabfälle und Kunststoffe, die nicht aus Verkaufsverpackun-
gen stammen, sind in den schwarzen Restabfallbehälter ein-
zufüllen, der auf dem Grundstück des Abfallbesitzers zur Ver-
fügung steht und in diesem Abfallbehälter zur Abholung be-
reitzustellen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

2. Glas ist sortiert nach Weiß- und Bunt-Glas in die bereitgestell-
ten Depotcontainer (Sammelcontainer) einzufüllen. 

3. Altkleider sind in Altkleidercontainern zu entsorgen. Im öffent-
lichen Raum ist die Aufstellung von Altkleidercontainern ge-
meinnützigen, ortsansässigen Aufstellern vorbehalten.  

4. Einwegverpackungen aus Metall, Kunststoffen und Verbund-
stoffen von Verkaufsverpackungen sind in die Gelben Tonnen 
einzufüllen, die auf dem Grundstück des Abfallbesitzers zur 
Verfügung stehen und in diesen Gelben Tonnen zur Abholung 
bereitzustellen. 

5. Restabfälle und Kunststoffe, die nicht aus Verkaufsverpackun-
gen stammen, sind in den schwarzen Restabfallbehälter einzu-
füllen, der auf dem Grundstück des Abfallbesitzers zur Verfü-
gung steht und in diesem Abfallbehälter zur Abholung bereit-
zustellen. 

6. Elektro- und Elektronik-Altgeräte i. S. d. § 3 Nr. 1 ElektroG sind 
vom Besitzer der Altgeräte gemäß § 10 Abs. 1 Satz 1 ElektroG 
getrennt vom unsortierten Siedlungsabfall, insbesondere 
Sperrmüll, gesondert zu entsorgen oder zu einer von der Ge-

meinde benannten Sammelstelle zu bringen (§§ 13, 14 ElektroG). 
Besitzer von Altgeräten haben Altbatterien und Altakkumula-
toren, die nicht von Altgeräten umschlossen sind, gemäß § 10 
Abs. 1 Satz 2 ElektroG vor der Abgabe an der Erfassungsstelle 
von diesen zu trennen und der gesonderten Altbatterien-
Entsorgung zuzuführen. Dieses gilt gemäß § 10 Abs. 1 Satz 3 
ElektroG nicht, soweit nach § 14 Abs. 5 Satz 2 und Satz 3 Elekt-
roG Altgeräte separiert werden, um sie für die Wiederverwen-
dung vorzubereiten.  

7. Altbatterien i. S. d. § 2 Abs. 9 Batteriegesetz (BattG) sind vom 
Endnutzer (§ 2 Abs. 13 BattG) als Besitzer von Altbatterien ge-
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(5) Die Abfallbehälter sind schonend zu behandeln, sie dürfen nur 

soweit gefüllt werden, dass sich der Deckel schließen lässt. Abfäl-
le dürfen nicht neben die Abfallbehälter geworfen oder daneben 
gestellt werden. Abfälle dürfen nicht in den Abfallbehälter einge-
stampft oder in ihnen in einer Art und Weise verdichtet werden, 
so dass eine Entleerung am Abfallfahrzeug nicht mehr möglich 
ist, weil der Inhalt nicht mehr geschüttet werden kann und hier-
durch der Entleerungsvorgang ausgeschlossen wird.  
Das zulässige Füllgewicht wird für Abfallbehälter mit 120 l auf 60 
kg und für Abfallbehälter mit 240 l auf 110 kg und 1.100 l Abfall-
behälter auf 400 kg festgesetzt. 

Es ist nicht gestattet, brennende, glühende oder heiße Abfälle in 
Abfallbehälter zu füllen oder Abfälle im Abfallbehälter zu ver-
brennen. 

(6) Sperrige Gegenstände, Schnee und Eis sowie Abfälle, welche die 
Abfallbehälter oder das Sammelfahrzeug beschädigen oder un-
gewöhnlich verschmutzen können, dürfen nicht in die Abfallbe-
hälter und Abfallsäcke gefüllt werden.  

(7) Überlassungspflichtige Abfälle vom Grundstück des Abfallerzeu-
gers durch nicht übernahmeberechtigte Dritte dürfen nicht unter 
Zuhilfenahme der Abfallbehälter entgegengenommen werden. 

(8) Abfallsäcke müssen ab Abholtag zugebunden am Stellplatz des 
Abfallbehälters abgestellt werden. Sie müssen unbeschädigt sein, 
dürfen nicht mehr als 10 kg wiegen und müssen von Hand verla-

mäß § 11 Abs. 1 Satz 1 BattG vom unsortierten Siedlungsabfall 
einer getrennten Erfassung zuzuführen. Dieses gilt gemäß § 11 
Abs. 1 Satz 2 BattG nicht für Altbatterien, die in andere Pro-
dukte fest eingebaut worden sind. Die Gemeinde informiert 
darüber, in welcher Art und Weise die getrennte Rücknahme 
von Altbatterien erfolgen soll.  

(5) Die Abfallbehälter sind schonend zu behandeln, sie dürfen nur 
soweit gefüllt werden, dass sich der Deckel schließen lässt. Abfälle 
dürfen nicht neben die Abfallbehälter geworfen oder daneben 
gestellt werden. Abfälle dürfen nicht in den Abfallbehälter einge-
stampft oder in ihnen in einer Art und Weise verdichtet werden, 
so dass eine Entleerung am Abfallfahrzeug nicht mehr möglich 
ist, weil der  Inhalt nicht mehr geschüttet werden kann und 
hierdurch der Entleerungsvorgang ausgeschlossen wird.  
Das zulässige Füllgewicht wird für Abfallbehälter mit 120 l auf 60 
kg und für Abfallbehälter mit 240 l auf 110 kg und 1.100 l Abfall-
behälter auf 400 kg festgesetzt. 

Es ist nicht gestattet, brennende, glühende oder heiße Abfälle in 
Abfallbehälter zu füllen oder Abfälle im Abfallbehälter zu ver-
brennen. 

(6) Sperrige Gegenstände, Schnee und Eis sowie Abfälle, welche die 
Abfallbehälter oder das Sammelfahrzeug beschädigen oder un-
gewöhnlich verschmutzen können, dürfen nicht in die Abfallbe-
hälter und Abfallsäcke gefüllt werden.  

(7) Überlassungspflichtige Abfälle vom Grundstück des Abfallerzeu-
gers durch nicht übernahmeberechtigte Dritte dürfen nicht unter 
Zuhilfenahme der Abfallbehälter entgegengenommen werden. 

(8) Abfallsäcke müssen ab Abholtag zugebunden am Stellplatz des 
Abfallbehälters abgestellt werden. Sie müssen unbeschädigt sein, 
dürfen nicht mehr als 10 kg wiegen und müssen von Hand verla-



 - 20 -

den werden können. 
(9) Die Nutzung der Abfallbehälter darf nicht zu einer unzulässigen 

Inanspruchnahme des öffentlichen Straßenraumes führen. 
(10) Die Befüllung darf nur durch den Nutzungsberechtigten erfol-

gen. 
(11) Die Haftung für Schäden, die vor allem durch unsachgemäße 

Behandlung der Abfallbehälter oder durch Einbringen nicht zu-
gelassener Gegenstände an den Sammelfahrzeugen entstehen, 
richtet sich nach den allgemeinen Vorschriften. Beschädigungen 
oder Verlust von Abfallbehältern sind der Gemeinde unverzüg-
lich anzuzeigen. Für Schäden und den Verlust von Abfallbehäl-
tern haftet der Anschlusspflichtige, sofern er nicht glaubhaft ma-
chen kann, dass ihn hierbei kein Verschulden trifft. 

(12) Die Gemeinde gibt die Termine für die Einsammlung verwertba-
rer Stoffe und die Standorte der Annahmestellen / der Depot-
container (Sammelcontainer) rechtzeitig bekannt.  

(13) Zur Vermeidung von Lärmbelästigung dürfen Depotcontainer für 
Glas nur werktags in der Zeit von 07:00 bis 20:00 Uhr benutzt 
werden. 

den werden können. 
(9) Die Nutzung der Abfallbehälter darf nicht zu einer unzulässigen 

Inanspruchnahme des öffentlichen Straßenraumes führen. 
(10) Die Befüllung darf nur durch den Nutzungsberechtigten erfolgen. 

 
(11) Die Haftung für Schäden, die vor allem durch unsachgemäße Be-

handlung der Abfallbehälter oder durch Einbringen nicht zuge-
lassener Gegenstände an den Sammelfahrzeugen entstehen, rich-
tet sich nach den allgemeinen Vorschriften. Beschädigungen oder 
Verlust von Abfallbehältern sind der Gemeinde unverzüglich an-
zuzeigen. Für Schäden und den Verlust von Abfallbehältern haftet 
der Anschlusspflichtige, sofern er nicht glaubhaft machen kann, 
dass ihn hierbei kein Verschulden trifft. 

(12) Die Gemeinde gibt die Termine für die Einsammlung verwertbarer 
Stoffe und die Standorte der Annahmestellen / der Depotcontai-
ner (Sammelcontainer) rechtzeitig bekannt.  

(13) Zur Vermeidung von Lärmbelästigung dürfen Depotcontainer für 
Glas nur werktags in der Zeit von 07:00 bis 20:00 Uhr benutzt 
werden. 

§ 13 

Zulassung einer Entsorgungsgemeinschaft 

Auf Antrag der Grundstückseigentümer kann eine Entsorgungsge-
meinschaft für zwei unmittelbar benachbarte Grundstücke zugelassen 
werden. Die in der Entsorgungsgemeinschaft zugelassenen Grund-
stückseigentümer haften gegenüber der Gemeinde im Hinblick auf die 
zu zahlenden Abfallentsorgungsgebühren als Gesamtschuldner im 
Sinne der §§ 421 ff. BGB.  

§ 14 

Zulassung einer Entsorgungsgemeinschaft 

Auf Antrag der Grundstückseigentümer kann eine Entsorgungsge-
meinschaft für zwei unmittelbar benachbarte Grundstücke zugelassen 
werden. Die in der Entsorgungsgemeinschaft zugelassenen Grund-
stückseigentümer haften gegenüber der Gemeinde im Hinblick auf die 
zu zahlenden Abfallentsorgungsgebühren als Gesamtschuldner im 
Sinne der §§ 421 ff. BGB.  

§ 14 

Häufigkeit und Zeit der Leerung   

§ 15 

Häufigkeit und Zeit der Leerung   
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Die auf dem Grundstück des Abfallbesitzers vorhandenen Abfallbehäl-
ter dürfen nur einmal pro Abfuhrintervall bereitgestellt werden. 

Die Abfallbehälter werden wie folgt entleert: 
1. Die Abfallbehälter für Restmüll mit einem Fassungsvermögen 

von 120 Litern und 240 Litern werden 14-täglich entleert, 
2. die 1,1 cbm Container für Restmüll werden 14-täglich entleert, 
3. die Abfallbehälter für Bioabfall mit einem Fassungsvermögen 

von 120 Litern und 240 Litern werden 14-täglich entleert, im 
Zeitraum April bis einschließlich Oktober wöchentlich, 

4. die Gelben Tonnen für Verkaufsverpackungen aus Metall, 
Kunststoffen und Verbundstoffen werden zu den im Abfallter-
minkalender der Gemeinde angegebenen Terminen entsorgt. 

Die Tage der Abfuhr sowie notwendig werdende Änderungen der re-
gelmäßigen Abfuhrtage (z. B. wenn der regelmäßige Abfuhrtag auf 
einen gesetzlichen Feiertag fällt usw.) werden von der Gemeinde be-
stimmt und rechtzeitig bekannt gegeben.  

Die Behälter bzw. Abfallsäcke sind am Abfuhrtag bis 6:00 Uhr – frühes-
tens aber am Abend vor der Leerung - zur Entleerung / Abholung be-
reit zu stellen. Die Behälter sind nach der Leerung unverzüglich an 
ihren Standort zurück zu bringen. 

Die auf dem Grundstück des Abfallbesitzers vorhandenen Abfallbehäl-
ter dürfen nur einmal pro Abfuhrintervall bereitgestellt werden. 

Die Abfallbehälter werden wie folgt entleert: 
1. Die Abfallbehälter für Restmüll mit einem Fassungsvermögen 

von 120 Litern und 240 Litern werden 14-täglich entleert sowie 
die gemeindlich zugelassenen Restmüllsäcke (60 L) abgefahren. 

2. die Abfallbehälter für Bioabfall mit einem Fassungsvermögen 
von 120 Litern und 240 Litern werden 14-täglich entleert, im 
Zeitraum April bis einschließlich Oktober wöchentlich, 

3. die Gelben Tonnen für Leichtverpackungen aus Metall, Kunst-
stoffen und Verbundstoffen werden zu den im Abfallterminka-
lender der Gemeinde angegebenen Terminen entsorgt. 

Die Tage der Abfuhr sowie notwendig werdende Änderungen der re-
gelmäßigen Abfuhrtage (z. B. wenn der regelmäßige Abfuhrtag auf 
einen gesetzlichen Feiertag fällt usw.) werden von der Gemeinde be-
stimmt und rechtzeitig bekannt gegeben.  

Die Behälter bzw. Abfallsäcke sind am Abfuhrtag bis 6:00 Uhr – frühes-
tens aber am Abend vor der Leerung - zur Entleerung / Abholung be-
reitzustellen. Die Behälter sind nach der Leerung unverzüglich an ihren 
Standort zurückzubringen. 

§ 15 

Entsorgung von Sperrmüll  
(1) Sperrige Abfälle, die wegen ihres Umfanges oder ihres Gewichtes 

nicht in die nach dieser Satzung zugelassenen Abfallbehälter ein-
gefüllt werden können (Sperrmüll), werden auf Anforderung des 
Anschlussberechtigen und jedes anderen Abfallbesitzers im Gebiet 
der Gemeinde Ostbevern von der Gemeinde außerhalb der regel-
mäßigen Abfallentsorgung getrennt abgefahren oder sind zum 

§ 16 

Entsorgung von Sperrmüll  
(1) Sperrige Abfälle, die wegen ihres Umfanges oder ihres Gewichtes 

nicht in die nach dieser Satzung zugelassenen Abfallbehälter einge-
füllt werden können (Sperrmüll), werden auf Anforderung des An-
schlussberechtigen und jedes anderen Abfallbesitzers im Gebiet der 
Gemeinde Ostbevern von der Gemeinde außerhalb der regelmäßi-
gen Abfallentsorgung getrennt abgefahren oder sind zum Recyc-
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Recyclinghof zu bringen.  
(2) Der angemeldete Sperrmüll darf frühestens am Vorabend der an-

gekündigten Abholung bereitgestellt werden. Es darf nicht zu Be-
hinderungen der Verkehrsteilnehmer kommen. Der Sperrmüll ist in 
der Regel auf dem Grundstück auf ebener Erde, z. B. in Höfen, 
Vorgärten, Einfahrten oder Garagen am Abfuhrtag für das Sam-
melfahrzeug verkehrstechnisch einwandfrei erreichbar gesondert 
bereitzustellen und so zu sichern, dass Verkehrsteilnehmer nicht 
behindert oder gefährdet werden.  
Bewegliche Sachen und Stoffe, die kein Sperrmüll sind oder von 
der Sperrmüllsammlung nicht erfasst werden, werden am Bereit-
stellungsplatz zurückgelassen. In diesem Fall ist der Abfallbesitzer 
zu einer unverzüglichen und schadlosen Wiederherstellung des Be-
reitstellungsortes verpflichtet. 

linghof zu bringen.  
(2) Der angemeldete Sperrmüll darf frühestens am Vorabend der an-

gekündigten Abholung bereitgestellt werden. Es darf nicht zu Be-
hinderungen der Verkehrsteilnehmer kommen. Der Sperrmüll ist in 
der Regel auf dem Grundstück auf ebener Erde, z. B. in Höfen, Vor-
gärten, Einfahrten oder Garagen am Abfuhrtag für das Sammel-
fahrzeug verkehrstechnisch einwandfrei erreichbar gesondert be-
reitzustellen und so zu sichern, dass Verkehrsteilnehmer nicht be-
hindert oder gefährdet werden.  
Bewegliche Sachen und Stoffe, die kein Sperrmüll sind oder von der 
Sperrmüllsammlung nicht erfasst werden, werden am Bereitstel-
lungsplatz zurückgelassen. In diesem Fall ist der Abfallbesitzer zu 
einer unverzüglichen und schadlosen Wiederherstellung des Bereit-
stellungsortes verpflichtet. 

§ 16 

Anmeldepflicht 
(1) Der Grundstückseigentümer hat der Gemeinde den erstmaligen 

Anfall von Abfällen, die voraussichtliche Menge, die Anzahl der auf 
dem Grundstück wohnenden Personen sowie jede wesentliche 
Veränderung der anfallenden Abfälle, ihrer Menge oder der auf 
dem Grundstück wohnenden Personenzahl unverzüglich anzumel-
den. 

(2) Wechselt der Grundstückseigentümer, so sind sowohl der bisheri-
ge als auch der neue Eigentümer verpflichtet, die Gemeinde unver-
züglich zu benachrichtigen.  

§ 17 

Anmeldepflicht 
(1) Der Grundstückseigentümer hat der Gemeinde den erstmaligen 

Anfall von Abfällen, die voraussichtliche Menge, die Anzahl der auf 
dem Grundstück wohnenden Personen sowie jede wesentliche Ver-
änderung der anfallenden Abfälle, ihrer Menge oder der auf dem 
Grundstück wohnenden Personenzahl unverzüglich anzumelden. 

(2) Wechselt der Grundstückseigentümer, so sind sowohl der bisherige 
als auch der neue Eigentümer verpflichtet, die Gemeinde unverzüg-
lich zu benachrichtigen.  

§ 17 

Auskunftspflicht, Betretungsrecht, Duldungspflicht 
(1) Der Grundstückseigentümer, der Nutzungsberechtigte oder der 

Abfallbesitzer / Abfallerzeuger sind verpflichtet, über § 16 hinaus 

§ 18 

Auskunftspflicht, Betretungsrecht, Duldungspflicht 
(1) Der Grundstückseigentümer, der Nutzungsberechtigte oder der 

Abfallbesitzer / Abfallerzeuger sind verpflichtet, über § 17 hinaus al-
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alle für die Abfallentsorgung erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 
Hierzu gehört insbesondere die Mitteilung über die Anzahl der Be-
schäftigten, ihre Arbeitszeiten, die Anzahl der Betten in Kliniken 
und Beherbergungsunternehmen. 

(2) Die Eigentümer und Besitzer von Grundstücken, auf denen über-
lassungspflichtige Abfälle anfallen sind nach § 19 Abs. 1 Satz 1 
KrWG verpflichtet, das Aufstellen von Abfallgefäßen auf ihrem 
Grundstück sowie das Betreten des Grundstücks zum Zweck des 
Einsammelns und zur Überwachung des Getrennthaltens und der 
Verwertung von Abfällen zu dulden. 

(3) Den Bediensteten und Beauftragten der Gemeinde ist zur Prüfung, 
ob die Vorschriften dieser Satzung befolgt werden, im Rahmen des 
§ 19 Abs. 1 KrWG ungehinderter Zutritt zu Grundstücken zu ge-
währen, für die nach dieser Satzung Anschluss- und Benutzungs-
zwang besteht. 

(4) Die Anordnungen der Beauftragten sind zu befolgen. 
(5) Die Beauftragten haben sich durch einen von der Gemeinde aus-

gestellten Dienstausweis auszuweisen. 
(6) Das Grundrecht auf Unverletzlichkeit der Wohnung (Art. 13 Abs. 1 

Grundgesetz) wird insoweit durch § 19 Abs. 1 Satz 3 KrWG einge-
schränkt. 

le für die Abfallentsorgung erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 
Hierzu gehört insbesondere die Mitteilung über die Anzahl der Be-
schäftigten, ihre Arbeitszeiten, die Anzahl der Betten in Beherber-
gungsunternehmen. 

(2) Die Eigentümer und Besitzer von Grundstücken, auf denen überlas-
sungspflichtige Abfälle anfallen sind nach § 19 Abs. 1 Satz 1 KrWG 
verpflichtet, das Aufstellen von Abfallgefäßen auf ihrem Grundstück 
sowie das Betreten des Grundstücks zum Zweck des Einsammelns 
und zur Überwachung des Getrennthaltens und der Verwertung 
von Abfällen zu dulden. 

(3) Den Bediensteten und Beauftragten der Gemeinde ist zur Prüfung, 
ob die Vorschriften dieser Satzung befolgt werden, im Rahmen des 
§ 19 Abs. 1 KrWG ungehinderter Zutritt zu Grundstücken zu gewäh-
ren, für die nach dieser Satzung Anschluss- und Benutzungszwang 
besteht. 

(4) Die Anordnungen der Beauftragten sind zu befolgen. 
(5) Die Beauftragten haben sich durch einen von der Gemeinde ausge-

stellten Dienstausweis auszuweisen. 
(6) Das Grundrecht auf Unverletzlichkeit der Wohnung (Art. 13 Abs. 1 

Grundgesetz) wird insoweit durch § 19 Abs. 1 Satz 3 KrWG einge-
schränkt. 

§ 18 

Unterbrechung der Abfallentsorgung 
(1) Unterbleibt die der Gemeinde obliegende Abfallentsorgung bei 

vorübergehenden Einschränkungen, Unterbrechungen oder Ver-
spätungen infolge von Betriebsstörungen, Streiks, betriebsnot-
wendigen Arbeiten oder behördlichen Verfügungen, werden die 
erforderlichen Maßnahmen so bald wie möglich nachgeholt oder 
Alternativen geschaffen. Der Fall von „Höherer Gewalt“ ist hiervon 

§ 19 

Unterbrechung der Abfallentsorgung 
(1) Unterbleibt die der Gemeinde obliegende Abfallentsorgung bei 

vorübergehenden Einschränkungen, Unterbrechungen oder Ver-
spätungen infolge von Betriebsstörungen, Streiks, betriebsnotwen-
digen Arbeiten oder behördlichen Verfügungen, werden die erfor-
derlichen Maßnahmen so bald wie möglich nachgeholt oder Alter-
nativen geschaffen. Der Fall von „Höherer Gewalt“ ist hiervon aus-
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ausgeschlossen. 
(2) In Fällen des Absatzes 1 besteht kein Anspruch auf Ermäßigung 

der Gebühren oder auf Schadensersatz.  

geschlossen. 
(2) In Fällen des Absatzes 1 besteht kein Anspruch auf Ermäßigung der 

Gebühren oder auf Schadensersatz.  
§ 19 

Benutzung der kommunalen Abfallentsorgungseinrichtung / An-
fall und Überlassung der Abfälle 

(1) Die gebührenpflichtige Benutzung der kommunalen Abfallentsor-
gungseinrichtung beginnt, wenn dem anschluss- und benutzungs-
pflichtigen Grundstückseigentümer ein oder mehrere Abfallgefäße 
zur Verfügung gestellt worden sind oder ein oder mehrere Abfall-
gefäße anderweitig vorhanden sind und diese zur Abfallüberlas-
sung bereitgestellt werden und dass an die kommunale Abfallent-
sorgungseinrichtung angeschlossene Grundstück mit Abfallfahr-
zeugen zur Entleerung dieser Abfallbehältnisse angefahren wird. 

(2) Der Benutzungspflichtige hat Abfälle zur Verwertung und Abfälle 
zur Beseitigung von der Anfallstelle an getrennt zu halten und in 
die dafür vorgesehenen Behältnisse einzubringen, damit die für die 
Abfallarten vorgesehene Abfallentsorgungsmaßnahme durchge-
führt werden kann.  

(3) Abfälle gelten zum Einsammeln und Befördern als angefallen, 
wenn die Voraussetzungen des Abfallbegriffs gemäß § 3 Abs. 1 
KrWG erstmals erfüllt sind.   

(4) Abfall gilt als bereitgestellt, wenn der Abfallerzeuger oder –besitzer 
das betreffende Material in Entledigungsabsicht absondert, für ei-
ne Abholung kennzeichnet oder in zur Abholung bestimmte Be-
hältnisse eingibt. 

(5) Abfall wird dadurch überlassen, dass der Abfallerzeuger oder –
besitzer diesen der Gemeinde zur Übernahme des Abfallbesitzes 
tatsächlich zur Verfügung stellt. 

(6) Die Gemeinde ist nicht verpflichtet, im Abfall nach verlorenen Ge-

§ 20 

Benutzung der kommunalen Abfallentsorgungseinrichtung /  
Anfall und Überlassung der Abfälle 

(1) Die gebührenpflichtige Benutzung der kommunalen Abfallentsor-
gungseinrichtung beginnt, wenn dem anschluss- und benutzungs-
pflichtigen Grundstückseigentümer ein oder mehrere Abfallgefäße 
zur Verfügung gestellt worden sind oder ein oder mehrere Abfall-
gefäße anderweitig vorhanden sind und diese zur Abfallüberlas-
sung bereitgestellt werden und dass an die kommunale Abfallent-
sorgungseinrichtung angeschlossene Grundstück mit Abfallfahr-
zeugen zur Entleerung dieser Abfallbehältnisse angefahren wird. 

(2) Der Benutzungspflichtige hat Abfälle zur Verwertung und Abfälle 
zur Beseitigung von der Anfallstelle an getrennt zu halten und in 
die dafür vorgesehenen Behältnisse einzubringen, damit die für die 
Abfallarten vorgesehene Abfallentsorgungsmaßnahme durchge-
führt werden kann.  

(3) Abfälle gelten zum Einsammeln und Befördern als angefallen, wenn 
die Voraussetzungen des Abfallbegriffs gemäß § 3 Abs. 1 KrWG 
erstmals erfüllt sind.   

(4) Abfall gilt als bereitgestellt, wenn der Abfallerzeuger oder –besitzer 
das betreffende Material in Entledigungsabsicht absondert, für eine 
Abholung kennzeichnet oder in zur Abholung bestimmte Behältnis-
se eingibt. 

(5) Abfall wird dadurch überlassen, dass der Abfallerzeuger oder –
besitzer diesen der Gemeinde zur Übernahme des Abfallbesitzes 
tatsächlich zur Verfügung stellt. 

(6) Die Gemeinde ist nicht verpflichtet, im Abfall nach verlorenen Ge-
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genständen suchen zu lassen. Im Abfall vorgefundene Wertgegen-
stände werden als Fundsachen behandelt. 

(7) Unbefugten ist nicht gestattet, angefallene und zur Abholung be-
reitgestellte Abfälle zu durchsuchen oder wegzunehmen. 

genständen suchen zu lassen. Im Abfall vorgefundene Wertgegen-
stände werden als Fundsachen behandelt. 

(7) Unbefugten ist nicht gestattet, angefallene und zur Abholung be-
reitgestellte Abfälle zu durchsuchen oder wegzunehmen. 

§ 20 

Abfallentsorgungsgebühren 

Für die Benutzung der kommunalen Abfallentsorgungseinrichtung der 
Gemeinde Ostbevern und die sonstige Erfüllung abfallwirtschaftlicher 
Aufgaben durch die Gemeinde Ostbevern werden Abfallentsorgungs-
gebühren nach der zu dieser Satzung erlassenen Gebührensatzung für 
die kommunale Abfallentsorgungseinrichtung der Gemeinde Ostbe-
vern erhoben.  

§ 21 

Abfallentsorgungsgebühren 

Für die Benutzung der kommunalen Abfallentsorgungseinrichtung der 
Gemeinde Ostbevern und die sonstige Erfüllung abfallwirtschaftlicher 
Aufgaben durch die Gemeinde Ostbevern werden Abfallentsorgungs-
gebühren nach der zu dieser Satzung erlassenen Gebührensatzung für 
die kommunale Abfallentsorgungseinrichtung der Gemeinde Ostbe-
vern erhoben.  

§ 21 

Andere Berechtigte und Verpflichtete 

Die sich aus dieser Satzung für die Grundstückseigentümer ergeben-
den Rechte und Pflichten gelten entsprechend für Erbbauberechtigte, 
Wohnungseigentümer und sonstige Nutzungsberechtigte im Sinne 
des Wohnungseigentumsgesetzes, Nießbraucher sowie alle sonstigen 
zum Besitz eines Grundstücks dinglich Berechtigten. Die Grundstücks-
eigentümer werden von ihren Verpflichtungen nicht dadurch befreit, 
dass neben ihnen andere Anschluss- und Benutzungspflichtige vor-
handen sind.  

§ 22 

Andere Berechtigte und Verpflichtete 

Die sich aus dieser Satzung für die Grundstückseigentümer ergeben-
den Rechte und Pflichten gelten entsprechend für Erbbauberechtigte, 
Wohnungseigentümer und sonstige Nutzungsberechtigte im Sinne des 
Wohnungseigentumsgesetzes, Nießbraucher sowie alle sonstigen zum 
Besitz eines Grundstücks dinglich Berechtigten. Die Grundstückseigen-
tümer werden von ihren Verpflichtungen nicht dadurch befreit, dass 
neben ihnen andere Anschluss- und Benutzungspflichtige vorhanden 
sind.  

 

§ 22 

Begriff des Grundstücks 

Grundstück im Sinne dieser Satzung ist unabhängig von der Eintra-
gung im Liegenschaftskataster und im Grundbuch und ohne Rücksicht 

 

§ 23 

Begriff des Grundstücks 

Grundstück im Sinne dieser Satzung ist unabhängig von der Eintra-
gung im Liegenschaftskataster und im Grundbuch und ohne Rücksicht 



 - 26 -

auf die Grundstücksbezeichnung jeder zusammenhängende Grundbe-
sitz, der eine selbständige wirtschaftliche Einheit bildet.  

auf die Grundstücksbezeichnung jeder zusammenhängende Grundbe-
sitz, der eine selbständige wirtschaftliche Einheit bildet.  

§ 23 

Modellversuche 

Zur Erprobung und Einführung von neuen Methoden und Systemen 
zur Erfassung, Sammlung und zum Transport von Abfällen können in 
Abstimmung bzw. ggfs. in Zusammenarbeit mit dem Kreis Warendorf 
Modellversuche mit örtlicher oder zeitlich begrenzter Wirkung (Pilot-
projekte) durchgeführt werden.  

§ 24 

Modellversuche 

Zur Erprobung und Einführung von neuen Methoden und Systemen 
zur Erfassung, Sammlung und zum Transport von Abfällen können in 
Abstimmung bzw. ggfs. in Zusammenarbeit mit dem Kreis Warendorf 
Modellversuche mit örtlicher oder zeitlich begrenzter Wirkung (Pilot-
projekte) durchgeführt werden.  

§ 24 

Ordnungswidrigkeiten 
(1) Unbeschadet der im Bundes- oder Landesrecht getroffenen Rege-

lungen handelt ordnungswidrig, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
dieser Satzung zuwiderhandelt, indem er  
1. Entgegen den Vorschriften in § 12 Abs. 4 und § 19 Abs. 2 dieser 

Satzung die dort genannten Abfälle nicht sortenrein getrennt 
hält und nicht in die dafür zur Verfügung gestellten entspre-
chenden Sammeleinrichtungen entsorgt; 

2. Nach § 3 dieser Satzung ausgeschlossene Abfälle der Gemeinde 
zum Einsammeln oder Befördern überlässt; 

3. Überlassungspflichtige Abfälle der Gemeinde nicht überlässt 
oder von der Gemeinde bestimmte Abfallbehälter und Abfall-
säcke zum Einfüllen von Abfällen nicht benutzt und damit dem 
Anschluss- und Benutzungszwang in § 5 dieser Satzung zuwi-
der handelt; 

4. Stellplätze und Transportwege für die Behälter entgegen § 11 
Abs. 3 dieser Satzung nicht in ordnungsgemäßen Zustand hält; 

5. Entgegen § 11 a dieser Satzung manuelle oder technische Ein-

§ 25 

Ordnungswidrigkeiten 
(1) Unbeschadet der im Bundes- oder Landesrecht getroffenen Rege-

lungen handelt ordnungswidrig, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
dieser Satzung zuwiderhandelt, indem er  
1. Entgegen den Vorschriften in § 13 Abs. 4 und § 20 Abs. 2 dieser 

Satzung die dort genannten Abfälle nicht sortenrein getrennt 
hält und nicht in die dafür zur Verfügung gestellten entspre-
chenden Sammeleinrichtungen entsorgt; 

2. Nach § 3 dieser Satzung ausgeschlossene Abfälle der Gemeinde 
zum Einsammeln oder Befördern überlässt; 

3. Überlassungspflichtige Abfälle der Gemeinde nicht überlässt 
oder von der Gemeinde bestimmte Abfallbehälter und Abfallsä-
cke zum Einfüllen von Abfällen nicht benutzt und damit dem 
Anschluss- und Benutzungszwang in § 6 dieser Satzung zuwider 
handelt; 

4. Stellplätze und Transportwege für die Behälter entgegen § 12 
Abs. 3 dieser Satzung nicht in ordnungsgemäßen Zustand hält; 

5. Entgegen § 12 a dieser Satzung manuelle oder technische Ein-
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richtungen zur Modifizierung der Abfallentsorgung ohne Ge-
nehmigung betreibt; 

6. Für bestimmte Abfälle vorgesehene Behälter oder Abfallsäcke 
entgegen 
§ 12 Abs. 4 dieser Satzung mit anderen Abfällen füllt; 

7. Abfallbehälter entgegen den Befüllungsvorgaben in § 12 Abs. 2, 
Abs. 4, Abs. 5, Abs. 6 dieser Satzung befüllt; 

8. Entgegen § 12 Abs. 3, Abs. 7 und Abs. 11 dieser Satzung Ab-
fallbehältnisse nicht bestimmungsgemäß benutzt; 

9. Entgegen den Regelungen des § 12 Abs. 10 dieser Satzung in 
ihm nicht zur Nutzung überlassene Abfallbehälter füllt; 

10. Den erstmaligen Anfall von Abfällen oder wesentliche Verände-
rungen des Abfalls gemäß § 16 dieser Satzung nicht unverzüg-
lich anmeldet; 

11. Anfallende Abfälle entgegen § 19 Abs. 3, 4 und 5 i. V. m § 19 
Abs. 7 dieser Satzung unbefugt durchsucht oder wegnimmt; 

12. Abfälle in anderer als in dieser Satzung bestimmten Weise zum 
Einsammeln bereitstellt oder Abfälle bzw. Wertstoffe neben die 
Abfallbehälter oder Depotcontainer oder Sammelplätze legt. 
Dies gilt auch dann, wenn das Entsorgen dieser Wertstoffe auf-
grund Überfüllung der Depotcontainer oder Sammelstellen 
nicht möglich ist; 

13. Die Depotcontainer außerhalb der zugelassenen Zeiten benutzt 
(§ 12 Abs. 13 dieser Satzung); 

14. Entgegen § 14 dieser Satzung den bereitstehenden Abfallbe-
hälter mehr als einmal pro Abfuhrintervall zur Leerung bereit-
stellt; 

15. Nicht zum Sperrmüll gehörende Stoffe im Rahmen der Sperr-
müllabfuhr zur Abholung bereitstellt; 

16. Der Gemeinde die erforderlichen Auskünfte nicht erteilt (§ 17 

richtungen zur Modifizierung der Abfallentsorgung ohne Ge-
nehmigung betreibt; 

6. Für bestimmte Abfälle vorgesehene Behälter oder Abfallsäcke 
entgegen 
§ 13 Abs. 4 dieser Satzung mit anderen Abfällen füllt; 

7. Abfallbehälter entgegen den Befüllungsvorgaben in § 13 Abs. 2, 
Abs. 4, Abs. 5, Abs. 6 dieser Satzung befüllt; 

8. Entgegen § 13 Abs. 3, Abs. 7 und Abs. 11 dieser Satzung Abfall-
behältnisse nicht bestimmungsgemäß benutzt; 

9. Entgegen den Regelungen des § 13 Abs. 10 dieser Satzung in 
ihm nicht zur Nutzung überlassene Abfallbehälter füllt; 

10. Den erstmaligen Anfall von Abfällen oder wesentliche Verände-
rungen des Abfalls gemäß § 17 dieser Satzung nicht unverzüg-
lich anmeldet; 

11. Anfallende Abfälle entgegen § 20 Abs. 3, 4 und 5 i. V. m § 20 
Abs. 7 dieser Satzung unbefugt durchsucht oder wegnimmt; 

12. Abfälle in anderer als in dieser Satzung bestimmten Weise zum 
Einsammeln bereitstellt oder Abfälle bzw. Wertstoffe neben die 
Abfallbehälter oder Depotcontainer oder Sammelplätze legt. 
Dies gilt auch dann, wenn das Entsorgen dieser Wertstoffe auf-
grund Überfüllung der Depotcontainer oder Sammelstellen 
nicht möglich ist; 

13. Die Depotcontainer außerhalb der zugelassenen Zeiten benutzt 
(§ 13 Abs. 12 dieser Satzung); 

14. Entgegen § 15 dieser Satzung den bereitstehenden Abfallbehäl-
ter mehr als einmal pro Abfuhrintervall zur Leerung bereitstellt; 

15. Nicht zum Sperrmüll gehörende Stoffe im Rahmen der Sperr-
müllabfuhr zur Abholung bereitstellt; 

16. Der Gemeinde die erforderlichen Auskünfte nicht erteilt (§ 18 
Abs. 1 dieser Satzung) und / oder als Verpflichteter seine Pflich-
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Abs. 1 dieser Satzung) und / oder als Verpflichteter seine Pflich-
ten aus § 17 Abs. 2 dieser Satzung verletzt; 

17. Entgegen den Regelungen des § 15 Abs. 2 dieser Satzung 
Sperrmüll bereitstellt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 50.000 € 
geahndet werden, soweit nicht andere gesetzliche Bestimmungen 
hierfür eine höhere Geldbuße vorsehen.  

ten aus § 18 Abs. 2 dieser Satzung verletzt; 
17. Entgegen den Regelungen des § 16 Abs. 2 dieser Satzung 

Sperrmüll bereitstellt. 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 50.000 € 

geahndet werden, soweit nicht andere gesetzliche Bestimmungen 
hierfür eine höhere Geldbuße vorsehen.  

§ 25 

Hinweise zum Satzungstext 

Die Bezeichnung der männlichen Form (z. B. Eigentümer) gilt gleich-
ermaßen für die weibliche Form. 

§ 26 

Hinweise zum Satzungstext 

Die Bezeichnung der männlichen Form (z. B. Eigentümer) gilt 
gleichermaßen für die weibliche Form. 

§ 26 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Die Satzung tritt rückwirkend zum 01.01.2021 in Kraft. Gleichzeitig tritt 
die Satzung über die Abfallentsorgung in der Gemeinde Ostbevern 
vom 21.01.2016 in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.01.2016 
außer Kraft. 

§ 27 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Die Satzung tritt am 23.06.2022 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung 
über die Abfallentsorgung in der Gemeinde Ostbevern in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 26.03.2021 außer Kraft. 

 


